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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Nichts ist mehr so, wie es
einmal war - dank Bruno
dem Bären. Der Bürgermei-
ster war froh, in dieser heik-
len Angelegenheit keine Ent-
scheidung fällen zu müssen.
Über das gespaltene Ver-
hältnis des Menschen zur
Natur nachzudenken, lohnt
sich nach seiner Ansicht
aber allemal.                Seite 15

Das Podium (v. l.): Oberbürgermeister Dr. Siegfried Balleis, Innenminister Dr. Günther Beck-
stein, Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl, KPV-Landesvorsitzender Luitpold Braun, Man-
fred Hölzlein, Präsident des Verbandes der Bayerischen Bezirke, Wirtschaftsminister Erwin
Huber und Landrat Roland Schwing.

Kleiner CSU-Parteitag in Amberg: 

Starke Kommunen -
starkes Bayern!

„Nirgendwo ist die CSU näher an den Menschen als in den
Kommunen“, betonte Parteichef Edmund Stoiber beim Klei-
nen Parteitag im oberpfälzischen Amberg. Nur die CSU könne
die Interessen der Kommunen auch in Berlin und Brüssel
wirksam durchsetzen und nur in dieser Partei seien die Kom-
munalpolitiker in allen Gremien der Partei mit starken Per-
sönlichkeiten vertreten. 

„Unsere Kommunalpolitiker
sind das Rückgrat der CSU“,
sagte Stoiber und dankte stell-
vertretend den Spitzenvertretern
Luitpold Braun (KPV-Landes-
vorsitzender), Städtetagsvorsit-
zendem Hans Schaidinger,
Landkreistagspräsident Theo
Zellner, Gemeindetagspräsident
Uwe Brandl sowie dem Präsi-
denten des Verbandes der
Bayerischen Bezirke, Manfred
Hölzlein. 

Entschließung

Einstimmig verabschiedeten
die rund 200 Delegierten eine
Entschließung mit dem Titel
„Starke Kommunen - starkes
Bayern“, in der ein „Bündnis“
mit den Kommunen in Bayern
angestrebt wird. Den Städten
und Gemeinden wird eine finan-
zielle Planungssicherheit bis
zum Jahr 2013 zugesagt. „Die

CSU“, so heißt es in dem Papier,
„ist die Kommunalpartei in Bay-
ern“. Sie bekenne sich zu starken
Kommunen als Garanten für
Selbstverantwortung, Bürger-
nähe, soziales Miteinander und

Transparenz in Bayern. Deshalb
sei es für die CSU eine Dauer-
aufgabe von hoher Priorität, die
kommunale Selbstverwaltung zu
wahren und zu stärken. Auch die
in den Kommunen rechtmäßig
lebenden Ausländer müssten Teil
dieser Bürgergesellschaft wer-
den. Die Integration der Men-
schen mit Migrationshintergrund
sei eine entscheidende Zukunfts-
aufgabe, um den Zusammenhalt

(Fortsetzung auf Seite 4)

Streik an kommunalen Krankenhäusern:

Bedenkzeit für Arbeitgeber
Nach dem dreimonatigen Arbeitskampf an den Universitäts-Kli-
niken haben es die Patienten in Deutschland nun mit einem wei-
teren großen Ärztestreik zu tun. Bei einer Urabstimmung der
Ärztegewerkschaft Marburger Bund (MB) unter den Ärzten an
Kreiskrankenhäusern und städtischen Kliniken sprachen sich
97,1 Prozent der Teilnehmer für einen Arbeitskampf aus. Erste
Streiks gab es inzwischen auch in Bayern. 

In dieser Woche haben die
städtischen Klinikärzte eine
Streikpause eingelegt. „Wenn
die Gegenseite die Bedenkzeit
nicht nützt und mit keinem ver-
nünftigem Angebot kommt, wer-
den in der nächsten Woche die

Streiks fortgesetzt“, sagte der
stellvertretende Geschäftsführer
des Marburger Bunds Bayern,
Werner Horn. Im Freistaat sind
rund 6.000 Mediziner in neun
Städten zum Streik aufgerufen:
in München, Nürnberg, Augs-

burg, Altötting, Berchtesgaden,
Haar, Landshut, Traunstein und
Fürstenfeldbruck.

Eigener Tarifvertrag

Im Tarifkonflikt bei den mehr
als 700 kommunalen Kliniken
bundesweit fordert der MB für
die insgesamt 70.000 Ärzte ei-
nen eigenen Tarifvertrag, mehr
Geld und bessere Arbeitsbedin-
gungen. Die große Zustimmung

(Fortsetzung auf Seite 4)

Vor Festlegung des Finanzausgleichs:

Rückendeckung für
Spitzenverbände

Kommunalvertreter im Gespräch mit Landtags-CSU und -SPD
Vor den entscheidenden Verhandlungen der kommu-
nalen Spitzenverbände mit dem bayerischen Finanz-
minister über den Finanzausgleich im Nachtrags-
haushalt 2006 und die Voraussetzungen für den
bayerischen Doppelhaushalt 2007/08 hatten sich Ge-
meinden, Städte, Landkreise und Bezirke in Ge-
sprächen mit den Landtagsfraktionen der CSU und
SPD um Rückendeckung für ihre Forderungen an
den Freistaat bemüht. 

Theo Zellner vom Landkreis-
tag fasste namens der vier zu-
sammen, man habe nicht nur
Verständnis gefunden, sondern
auch die Bereitschaft, auf die
Forderungen einzugehen; insbe-
sondere was die Bauinvestitio-
nen, den Kostenausgleich für
Hartz IV und die konsequente
Anwendung des Konnexitäts-
prinzips im Schulbereich betrifft.
Die beiden Fraktionsvorsitzen-
den begrüßten andererseits das
Bestreben der vier Verbände, in-
terne Streitigkeiten beizulegen
oder hintanzustellen. 

Die CSU hatte die zu ihr
gehörenden Verbandsvorsitzen-
den erstmals zu ihrer Fraktions-
klausur in Wildbad Kreuth einge-
laden (GZ 1/2, 19.1.06), die große
Oppositionsfraktion empfing die
vier kurz vor dem Spitzenge-
spräch mit dem Finanzminister
zu einer Konferenz mit ihrem er-

weiterten Vorstand im Maximili-
aneum; auch das eine Premiere.
Zuvor beim 7. Bürgermeister-
und Landrätetag der SPD im Ple-
narsaal des Landtags hatte SPD-
Fraktionschef Franz Maget die
190 anwesenden sozialdemoko-
ratischen (Ober)Bürgermeister
und Landräte beschwörend er-
mahnt, gegenüber Finanzminister
Prof. Kurt Faltlhauser geschlos-
sen aufzutreten. 

Unterschiedliche 
Kostenbelastung

Unter anderem kamen die Dif-
ferenzen zwischen Städten und
Gemeinden über die unter-
schiedliche Kostenbelastung als
Folge der Zusammenlegung von
Arbeitslosen und Sozialhilfe
nach Hartz IV und über die
Zweitwohnungssteuer zur Spra-
che. Ohne geschlossene Front
wären die Kommunalpolitiker
der Staatsregierung hilflos aus-
geliefert“, warnte Maget. 

Während beim Bürgermeister-
tag noch kontrovers unter den
SPD-Politikern diskutiert wurde,
gab es tags darauf im Gespräch
der Verbandsvorsitzenden mit
dem Fraktionsvorstand keine
Gegensätze. „Wer hofft, dass wir
uns auseinander dividieren las-
sen, der irrt,“ betonte Gemeinde-
tagspräsident Dr. Uwe Brandl
vor der Presse. 

Weg von der
Rasenmähermethode

CSU-Fraktionsvorsitzender
Joachim Herrmann hatte in
Kreuth von „atmosphärischen
Verbesserungen“ gesprochen.
Für die Etatberatungen im Land-
tag stellte er später im Presse-
gespräch in Aussicht, man werde
weiter versuchen, bei notwendi-
gen Haushaltskürzungen „von

der Rasenmähermethode etwas
wegzukommen“. Zur Zweitwoh-
nungssteuer unterstrich Herr-
mann, sie zu erheben, bleibe den
Städten und Gemeinden anheim
gestellt. Die CSU werde die vor
zwei Jahren auf dringenden
Wunsch zahlreicher Kommunen
zugelassene Steuer nicht wieder
verbieten, Auch eine gesetzliche
Regelung für die Erhebung wer-
de es nicht geben. 

Der Kuchen 
muss größer werden

Für die SPD geht es laut Ma-
get darum, den Finanzausgleich
über die bisherigen rund 5.65
Milliarden Euro hinaus aufzu-
stocken. „Der Kuchen muss
größer werden.“ Maget und Hel-
ga Schmitt-Bussinger als kom-
munal politische Sprecherin ver-
wiesen beispielmäßig auf die
Bauinvestitionen der Kommu-
nen, die in den letzten zehn Jah-
ren von 4,5 auf 2,9 Milliarden
Euro zurückgegangen seien. Im
Gespräch mit den vier Verbands-
vorsitzenden war von rund 200
Millionen Euro Aufstockung die
Rede. rm

Spielend lernen mit allen Sinnen: Für die Kinder der Schwanfelder Grundschule stand ein leb-
hafter und erlebnisreicher Unterricht auf dem Programm. Drei Tage lang war die Rollende Spiel-
kiste mit dem Projekt „Entdecke die Hecke“ zu Gast in der Klasse 2b (vgl. Seite 12).
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Bürgermeister Peter Neubert
97493 Bergrheinfeld

am 21.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Josef Kundler

93349 Mindelstetten
am 13.7.

Bürgermeister Georg Vonbrunn
96264 Altenkunstadt

am 23.7.

Bürgermeister Klaus Flüß
86932 Pürgen

am 24.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Peter Schubert

87751 Heimertingen
am 14.7.

Bürgermeister Josef Scharf
84166 Adlkofen

am 15.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister B

urkhard Klein
97348 Rödelsee

am 13.7.

Bürgermeister Lothar Müller
95703 Plößberg

am 15.7.

Bürgermeister Klaus Löffler
96361 Steinbach a. Wald

am 16.7.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Haisch

87784 Westerheim
am 20.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfred Wollinger

84332 Hebertsfelden
am 12.7.

Bürgermeister Georg Hirsch
90559 Burgthann

am 17.7.

Bürgermeister Georg Glas
82266 Inning

am 24.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Hermann Schnitzer
82380 Peißenberg

am 18.7.

Bürgermeister Werner Pfadler
97258 Gollhofen

am 18.7.

Bürgermeister Reinhold Kuhn
97337 Dettelsbach

am 23.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Richard Gaßner

92245 Kümmersbruck
am 15.7.

Bürgermeister Peter Flach
82237 Wörthsee

am 19.7.

Wir gratulieren

Krankenhäuser sollen
gestärkt werden 

Eigenverantwortung der Träger wird erweitert
Gesetzesnovelle ermöglicht großzügigeren Umgang mit

staatlichen Fördermitteln 
Neuorientierung der Krankenhausplanung, Neuausrichtung der
Krankenhausförderung sowie Vereinfachung des Normenbe-
standes sind die grundlegenden Ziele einer Änderung des
Bayerischen Krankenhausgesetzes. Sie wurde ausgelöst durch
neue bundesrechtliche Rahmenbedingungen, die zu beschleu-
nigtem Bettenabbau geführt haben. 

Der federführende Sozialaus-
schuss des Landtags hat die von
Ministerin Christa Stewens er-
läuterte Novelle mit den Stim-
men der CSU gebilligt, die den
Text dahin erweiterte, dass das
Land noch mehr als bisher auf
die Rückforderung von Förder-
mitteln von den Krankenhausträ-
gern verzichtet. 

Eigenverantwortung 

Mit dem neuen Gesetz werde
eine bedarfsgerechte, leistungs-
fähige und bürgernahe Kranken-
hausversorgung gesichert, er-
klärte die Ministerin. Die Eigen-
verantwortung der Träger werde
gestärkt, wirtschaftlichere Struk-
turen im stationären Bereich
würden ermöglicht und Hemm-
nisse zur Förderung unterneh-
merischer Aktivitäten abgebaut.
Die Höhe der jährlichen, pau-
schalen staatlichen Förderung
soll nicht mehr allein von der
Bettenzahl sondern von der me-
dizinischen Leistung des Kran-
kenhauses abhängen. Derzeit
werden in den 394 zugelasse-
nen bayerischen Krankenhäu-
sern 75.805 Betten und 2.420

teilstationäre Plätze vorgehalten.
Vor zehn Jahren waren es noch
86.000 Betten. Zugleich sei die
durchschnittliche Verweildauer
von 11,2 Tagen 1994 auf 8,5 Ta-
ge 2004 gesunken. 

Bessere Zusammenarbeit

Das geänderte Gesetz wolle
die Krankenhäuser dabei unter-
stützen, vermehrt zusammenzu-
arbeiten, auch über kommunale
Grenzen hinweg. Des Weiteren
sollen die Träger einen spürbar
größeren Spielraum zum eigen-
verantwortlichen Wirtschaften
erhalten. Der Freistaat engagiert
sich laut Stewens jährlich mit
453 Mio. Euro für die bayeri-
schen Krankenhäuser. Allein
letztes Jahr wurde die Finanzie-
rung neuer Bauprojekte im Um-
fang von rund 100 Mio. Euro be-
schlossen. 

Für die CSU begrüßte Dr.
Thomas Zimmermann die No-
velle. Damit würden die Kran-
kenhausträger flexibler für den
schwierigen Umstrukturierungs-
prozess. Der Bettenschwund sei
vor allem durch das Fallpau-
schalengesetz der alten rot-grü-

Nachtragsetat 2006 
ohne neue Schulden

Finanzminister Faltlhauser: Kommunale Investitionen werden gestärkt 
Als Dokument der Solidität und der Verantwortung vor zukünf-
tigen Generationen hat Finanzminister Prof. Kurt Faltlhauser
den Nachtragsetat 2006 im Landtag eingebracht. Der von 35.099
Mrd. Euro im Stammhaushalt auf 35.109 Mrd. Euro erhöhte
Gesamthaushaltsplan ist demnach ohne Neuverschuldung in
Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen. Beim Schwerpunkt
Kommunaler Finanzausgleich habe sich der Freistaat erneut als
verlässlicher und stets dialogbereiter Partner der bayerischen
Kommunen erwiesen. 

Für die Opposition dient der
Nachtrag nicht dem Wachstum
und der Konsolidierung. Vom
ausgeglichenen Haushalt mit der
„schwarzen Null“ bei den Kredi-
ten sei Faltlhauser weit entfernt. 

Der Finanzminister betonte,
mit dem Haushalt 2006 werde

eine neue Ära in der Haushalts-
politik eingeläutet. Die bundes-
weit einzigartige Leistung, ohne
Neuverschuldung auszukom-
men, sei Ziel und Anker einer so-
liden, am Gedanken der Nach-
haltigkeit und Generationenge-
rechtigkeit orientierten Finanz-

politik ohne Tricksereien. Zum
Vorwurf der Opposition, die
„schwarze Null“ werde nur da-
durch erreicht, dass 2005 mit 1.3
Mrd. Euro die höchsten Kredite
der letzten Jahrzehnte aufge-
nommen und weitere 500 Mio.
Euro aus Kreditermächtigungen
früherer Jahre genutzt wurden,
sagte der Minister, angesichts
der Einnahmeausfälle der letzten
Jahre habe auch Bayern seine
Verschuldung erhöhen müssen.
Der Freistaat habe aber unter al-
len Bundesländern, vom Bund
ganz zu schweigen, die mit
großem Abstand geringste Ver-
schuldung. Pro Kopf betrage sie
lediglich 1851 Euro; in den übri-
gen Flächenländern West liege
sie im Schnitt bei 5.512 Euro. 

Schwerpunkte im Bereich
Bildung, Wissenschaft und
Innere Sicherheit

Faltlhauser räumte ein, die
Heranziehung von etwa 155
Millionen Euro aus Privatisie-
rungserlösen - z. B. Verkauf von
E.ON-Anteilen und Immobilien
- sei nicht die beste Lösung. Er
wolle diesen Betrag im Haus-
haltsvollzug weiter absenken.
Privatisierungserlöse müssen
verfassungsgemäß im Grund-
stocksvermögen des Staates 
bleiben. Trotz des engen Finan-
zierungsspielraumes sei es ge-
lungen, im Nachtragshaushalt
Schwerpunkte im Bereich Bil-
dung, Wissenschaft und Innere
Sicherheit zu setzen. Auch die
kommunalen Investitionen wür-
den deutlich gestärkt. Er betonte,
dass alle Spitzenverbände bei
den FAG-Verhandlungen Ende
Januar dem zusätzlichen Investi-
tionspaket von 120 Mio. Euro
zugestimmt haben. 

Der Minister nannte einige
Zahlen: Schulhausbau 40 Mio.,
Straßenbau und -unterhalt 24
Mio., Abwasseranlagenbau 30

Dr. Angelika Niebler, MdEP:

Integration wichtigstes Kriterium
bei Familienzusammenführung

Europäischer Gerichtshof bestätigt Beschränkung des 
Familienzuzuges Mitgliedstaaten behalten Prüfungsrecht

Ein wichtiges Signal für die Ausgestaltung des Familienzuzugs
von Einwanderern in die EU hat jetzt der Europäische Gerichts-
hof gegeben: Danach kann ein EU-Staat bei über zwölf Jahre al-
ten Kindern, die zu ihren be-
reits in der EU lebenden Fami-
lien ziehen wollen, prüfen, ob
sie die erforderlichen Integrati-
onskriterien erfüllen. Darüber
hinaus kann ein Mitgliedsstaat
zwischen Antrag und Erlaubnis
der Familienzusammenführung
eine Wartefrist von maximal
drei Jahren verfügen. 

Der EuGH hat damit die be-
stehende EU-Richtlinie zur Fa-
milienzusammenführung von
Drittstaatsangehörigen bestä-
tigt. Die Richter sehen in der
Richtlinie keinen Verstoß gegen
die Grundrechte. 

Mit einer Klage hatten sich Sozialdemokraten, Liberale und
Grüne aus dem Europäischen Parlament gegen die entsprechen-
de Richtlinie gewandt. Die Abgeordneten beklagten einen Ver-
stoß gegen die Grundrechte. Der EuGH hat diese Klage jetzt ab-
gewiesen. 

Die fragliche Richtlinie sieht unter anderem vor, dass ein
Drittstaatsangehöriger, der rechtmäßig in der Europäischen Ge-
meinschaft lebt, grundsätzlich einen Anspruch darauf hat, dass
der Aufnahmemitgliedstaat den Nachzug seiner Kinder im Rah-
men der Familienzusammenführung gestattet. 

Allerdings kann ein EU-Land nach Maßgabe der Richtlinie bei
einem Kind, das älter als zwölf Jahre alt ist, prüfen, ob es natio-
nal bestimmte Integrationskriterien erfüllt. Zudem kann ein EU-
Staat verlangen, dass sich ein Ausländer zwei Jahre rechtmäßig
in dem Land aufgehalten hat, bevor es zur Familienzusammen-
führung kommt. Schließlich kann ein Mitgliedstaat zwischen An-
trag und Erlaubnis der Familienzusammenführung eine Warte-
frist von maximal drei Jahren verfügen.

Selbstverständlich sollen Familien die Möglichkeit haben,
dauerhaft an einem Ort mit einander zu leben. Aber es muss auch
für die EU andererseits die Möglichkeit geben, die Ernsthaftig-
keit dieser Absicht zu überprüfen.

Der EuGH hat mit seinem Urteil klargestellt, dass bei der Fa-
milienzusammenführung die Integrationsfähigkeit in die Gesell-
schaft des Gastlandes eine unabdingbare Notwendigkeit ist. Eine
Familienzusammenführung hängt somit zu Recht davon ab, ob
die Kinder in dem jeweiligen EU-Land integriert werden können.

Staatsregierung will Anwalt
der Kommunen sein 
Milliardenschwere Fehlentwicklungen 

beim Arbeitslosengeld II sollen gestoppt werden 
Der Bayerische Landtag hat die Staatsregierung beauftragt,
über den Bundesrat weitere Nachbesserungen des Hartz-IV-
Systems zu erreichen, „um die milliardenschweren Fehlent-
wicklungen zu korrigieren“, die insbesondere den Kommu-
nen drohen. So steht es in einem Dringlichkeitsantrag der Re-
gierungsfraktion, der gegen die Stimmen der Opposition an-
genommen wurde. 

Die Besserungen beim „Arbeitslosengeld II“ gemäß Hartz IV
würden dazu führen, dass der Bund heuer voraussichtlich 28
Mrd.  statt der geplanten 24 Mrd.  für erwerbsfähige Lang-
zeitarbeitslose und ihre Bedarfsgemeinschaften ausgeben müsse.
Mit Blick auf die angespannte finanzielle Situation öffentlicher
Haushalte müsse gewährleistet sein, dass die staatlichen und
kommunalen Gelder bei denen ankommen, die sie wirklich
benötigen. Die öffentlichen Gelder „müssen weit mehr als bisher
dafür eingesetzt werden, tatsächlich in Arbeit zu vermitteln als
Arbeitslosigkeit zu verwalten“. 

Für die CSU erklärte Joachim Unterländer, die Finanzierung
des neuen Systems sei nicht gesichert. Leider seien die bei Sozi-
alausgaben erfahrenen Kommunen nicht ausreichend gehört wor-
den. Die Mischverwaltung beim Arbeitslosengeld II zwischen der
Bundesagentur für Arbeit und den Kommunen müsse zu deren
Gunsten geändert werden. Weit mehr als jetzt bundesweit 69
„Optionskommunen“ sollten die Möglichkeit zur Federführung
im Rahmen der Experimentierklausel erhalten. 

Die SPD-Abgeordnete Christa Steiger warf der CSU vor, sein-
erzeit im Vermittlungsausschuss das mit „hineinverhandelt“ zu
haben, was sie jetzt wieder aus dem Gesetz heraus haben wolle.
Grundsätzlich müsse sich die Staatsregierung bemühen, mehr
Arbeits- und Ausbildungsplätze zu schaffen. Ähnlich äußerte sich
Eike Hallitzky (Grüne). Der CSU-Antrag offenbare zudem die
absolute Einflusslosigkeit der CSU in der Großen Koalition. 

Das wies Staatskanzleiminister Eberhard Sinner zurück. Die
Opposition beschäftige sich mit der Vergangenheit statt mit der
Zukunft. Die Diskussion mit den Kommunalpolitikern gehe an
SPD und Grünen völlig vorbei. „Wir machen uns zum Anwalt der
Kommunen.“ rm

Mio., ÖPNV-Investitionen 6
Mio. sowie Investitionspauscha-
le 20 Mio. Euro. 

Stärkung der
Verwaltungshaushalte

Zur Stärkung der Verwal-
tungshaushalte fließen 17 Mio.
Euro in die Schlüsselzuweisun-
gen. Hiervon würden insbeson-
dere die finanzschwachen Kom-
munen profitieren. Dieses Ge-
samtpaket werde im Umfang
von 55 Mio. Euro durch zusätz-
liche Haushaltsmittel finanziert.
Der Rest werde durch einen Auf-
wuchs beim Kfz-Steuerverbund
und durch Umschichtungen ge-
deckt. 

Generationengerechtigkeit

Der SPD-Finanzexperte Dr.
Heinz Kaiser befand, der Etat-
ausgleich komme nur zustande,
indem der Minister insgesamt
über 2,1 Mrd. Euro aus Rückla-
gen, Fonds, Stöcken, Verschul-
dung am Grundstock und Darle-
hensrückflüssen von den Flug-
häfen München und Nürnberg
zusammenkratze, sowie durch
Einsparungen bei allen Fachmi-
nisterien. „Die Politik der
schwarzen Null ist in allen wich-
tigen Feldern der Landespolitik
gescheitert.“ Die Investitions-
quote von 11,7% im vorläufigen
Haushaltsabschluss 2005 sei die
niedrigste aller Zeiten in Bayern.
Für den Grünen-Haushaltsspre-
cher Thomas Mütze ist der
Nachtragsentwurf „ein großer
Bluff“. Faltlhauser sei nicht der
Musterschüler sondern der Mus-
tertäuscher in Deutschland. 

Haushaltsausschussvorsitzen-
der Manfred Ach (CSU) bewerte-
te den Haushalt ohne Neuver-
schuldung als finanzpolitischen
Meilenstein im Zeichen der Ge-
nerationengerechtigkeit. Beson-
ders hervorzuheben sei, dass die
Schwerpunkte Bildung, Wissen-
schaft und Innere Sicherheit ge-
zielt ausgebaut werden. Der SPD
falle seit Jahrzehnten nichts ande-
res ein, als einen soliden Staats-
haushalt schlecht zu reden. Er gab
Kaiser insoweit recht, dass mehr
wirtschaftliches Wachstum drin-
gend nowendig sei. rm

nen Bundesregierung beschleu-
nigt worden, bis hin zur Schlie-
ßung von Krankenhäusern. Stell-
vertretender Ausschussvorsit-
zender Joachim Unterländer
(CSU) stellte fest, mit dem Än-
derungsantrag aus seiner Frakti-
on werde es den Trägern noch
besser ermöglicht, ganz oder
teilweise aus dem Krankenhaus-
plan auszuscheiden, ohne die
Fördermittel zurückzahlen zu
müssen. Größere Freiheit gebe
es auch bei der Verwendung von
Pauschalmitteln aus der Staats-
kasse. Auch bei notwendiger
Aufgabe der ursprünglichen
Zweckbestimmung könnten
Krankenhäuser, die mit öffentli-
cher Förderung errichtet wurden,
weiter für eine soziale Nutzung
zur Verfügung stehen. Als Bei-
spiel nannte Unterländer Nach-
folgeeinrichtungen im Bereich
der Pflege, geriatrischen Rehabi-
litation oder - neu - Einrichtun-
gen zur Betreuung älterer und
behinderter Menschen. 

Flächendeckende 
Versorgung in Gefahr

Ausschussvorsitzender Joa-
chim Wahnschaffe (SPD) dia-
gnostizierte, die Gesetzesände-
rung orientiere sich mehr an den
finanziellen Rahmenbedingun-
gen als am tatsächlichen Bedarf.
Gefördert werde nicht die Sanie-
rung sondern das Siechtum
bayerischer Krankenhäuser. Die
flächendeckende Versorgung der
Bevölkerung komme in Gefahr.
Ähnlich äußerte sich Renate
Ackermann (Grüne). Die „Fo-
kussierung“ auf die stationäre
Versorgung sei nicht wohnort-
nah. Die Chance kleinerer Kran-
kenhäuser in der ambulanten
oder teilstationären Nach- und
Weiterbehandlung gerade in
ländlichen Regionen sinke. Die
Versorgung in der Fläche werde
aus wirtschaftlichen Gründen
weiter ausgedünnt. rm

Stoiber verleiht 
Verdienstorden
Ministerpräsident Dr. Ed-

mund Stoiber zeichnete am
Mittwoch im Antiquarium der
Münchner Residenz 73 Persön-
lichkeiten mit dem Bayerischen
Verdienstorden aus. 

Zu den neuen Ordensträgern
gehören: Oberfrankens Regie-
rungspräsident Hans Angerer
und einige Vertreter aus der
Kommunalpolitik; allen voran
Manfred Hölzlein, der Präsident
des Verbandes der bayerischen
Bezirke und niederbayerische
Bezirkstagspräsident, sowie die
Landräte Dr. Max Gimple und
Manfred Nagler. Ausgezeichnet
wurde auch Nördlingens ehe-
maliger Oberbürgermeister Paul
Kling.

Für seine langjährigen her-
ausragenden Verdienste als Lei-
ter des Hauses der Bayerischen
Geschichte und bedeutender
Kunsthistoriker wurde Profes-
sor Dr. Claus Grimm ausge-
zeichnet.

Der Präsident des Bayeri-
schen Bauindustrieverbandes e.
V., Honorarprofessor Thomas
Bauer, ist ebenso neuer Ordens-
träger wie Joachim Herrmann,
MdL, Vorsitzender der CSU-
Fraktion, und Finanzstaatsse-
kretär Franz Meyer.

Auch die Landtagsabgeord-
neten Marianne Deml, Herbert
Ettengruber, Dr. Ingrid Fickler,
Heidi Lück, Johann Neumeier
und Franz Josef Pschierer
gehören zu den Geehrten. Im
Deutschen Bundestag sind Her-
bert Frankenhauser, Dr. Peter
Ramsauer und Dr. Max Stadler
neue Ordensträger.

Zu den 73 Würdenträgern
gehören auch der Ministerialdi-
rektor des Kultusministeriums,
Josef Erhard und der Landes-
hauptmann von Oberösterreich,
Dr. Josef Pühringer.
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manchmal kann man sich
des Eindrucks nicht erweh-
ren, dass die Autofahrer in
der gesamten Europäischen
Union die Prügelknaben sind. 

Es genügt offenbar nicht,
dass sie unter unerträglichen
und nicht begründbaren ho-
hen Treibstoffpreisen leiden.
Nein, sie werden auch noch
mit Steuererhöhungen (Versi-
cherungssteuer) und anderen
Schikanen bedacht. Einerseits
verlangt man zum Beispiel
von jedem Bürger eine höhere
Mobilität, andererseits soll je-
doch die Kilometerpauschale
gekürzt werden!

Der vielkritisierte Schilder-
wald sollte
seit Jahren
abn e h m e n .
In Wirklich-
keit nimmt er
zu. Parkverbote, Geschwin-
digkeitsbeschränkungen und
Einbahnregelungen vermeh-
ren sich.

Zwischenzeitlich haben die
europäischen Länder die un-
terschiedlichsten Mautsyste-
me eingeführt. Die Schweizer
verlangen eine Jahresmaut,
gleichgültig wie wenig Kilo-
meter dort gefahren werden.
Bei den Österreichern ist es
mindestens eine Woche, in
Deutschland zahlen nur die

LKW. Italien, Frankreich und
andere Länder haben eine
Streckenmaut.

Neuerdings werden unter-
schiedliche Beleuchtungsvor-
schriften eingeführt. In eini-
gen Ländern gelten diese

den ganzen
Tag, in ande-
ren ab der
Dämmerung
und bei den

nächsten nur außerhalb der
Ortschaften. 

Den Autofahrern kann
man nur viel Glück wün-
schen bei ihrer Reise quer
durch Europa!

Trotzdem: Schöne Ferien!

KolumneGZ Luitpold Braun

Autofahrer sind 
EU-Prügelknaben

„Limes-Konferenz“ in Weißenburg: 

Großartige Chance für
ländlichen Tourismus

Der obergermanisch-raetische Limes gehört seit Juli 2005 zum
Weltkulturerbe der UNESCO. Für den Fraktionsvorsitzenden
der CSU im Bayerischen Landtag, Joachim Herrmann, ist dies
ein herausragender Erfolg bei der internationalen Anerkennung
bayerischer Kulturdenkmäler. Herrmann und die CSU-Frakti-
on im Landtag setzen sich dafür ein, diese Auszeichnung und das
historische Erbe Limes kulturell und touristisch zu nutzen. Auf
einer hochkarätig besetzten bayerischen „Limes-Konferenz“ in
Weißenburg diskutierten Joachim Herrmann, der bayerische
Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel, Wirtschaftsminister
Erwin Huber, der Vorsitzende des Ausschusses für Hochschule,
Forschung und Kultur, Dr. Ludwig Spaenle, der Vorsitzende des
Ausschusses für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech-
nologie, Franz Pschierer sowie der Oberbürgermeister der Stadt
Weißenburg, Reinhard Schwirzer, das Limes-Konzept und sei-
ne Chancen für den Tourismus.

Wie Joachim Herrmann dar-
legte, wurde der Limes als
Grenzbefestigung des Römi-
schen Reiches in verschiedenen
Stufen zwischen 100 n. Chr. und
160 n. Chr. errichtet. In seiner
letzten Ausbauphase erstreckte
er sich auf einer Länge von 550
km, beginnend am Rhein bei
Koblenz und zog sich hinunter
bis zur Donau bei Regensburg;
158 km davon befinden sich auf
bayerischem Gebiet.

Archäologisches Denkmal

Dieses imposante archäologi-
sche Denkmal erinnere an die
grandiose Ingenieurskunst der
antiken Baumeister, die in vielen
Teilen der Länder Baden-Würt-
temberg, Hessen, Rheinland-
Pfalz und Bayern das Land-
schaftsbild bis heute prägt.
Staatsregierung und CSU-Frak-
tion hätten frühzeitig die kultur-
politische, identitätsstiftende Be-
deutung des Limes sowie sein
Potenzial für die touristische
Entwicklung insbesondere in
Franken erkannt und alle Kräfte
eingesetzt, um den Erhalt und
die Förderung dieses kulturellen
Erbes voranzubringen. Laut
Herrmann stellt der Limes und
seine Aufnahme in das Welterbe
„besonders für den Tourismus in
den betroffenen Gemeinden“ ei-
ne große Chance dar. Wichtig
seien reizvolle Landschaften und
Kulturgüter, die dauerhaften Er-
folg im Tourismuswettbewerb
mit Deutschland und Europa ga-
rantieren. 

Neue Anziehungspunkte

Das neue Weltkulturerbe Li-
mes füge sich nahtlos in dieses
Tourismuskonzept Bayerns ein;
in den am Limes liegenden Städ-
ten und Gemeinden könnten
durch Ausgrabungen, Informati-
onstafeln und Vorträge, durch
Rad- und Wanderwege neue An-
ziehungspunkte für in- und aus-
ländische Touristen geschaffen
werden. Das „Bayerische Limes-
Informationszentrum“ in Wei-
ßenburg sei zwar ein wichtiger
Schritt, aber eben nur einer von
vielen. Für eine weitere touristi-
sche Erschließung des Limes
müsse die Zusammenarbeit des
Freistaats mit den betroffenen
Kommunen sowie den Touris-
musverbänden verstärkt werden,
forderte der Fraktionsvorsitzen-
de. Denkmalpflegerische und
tourismuspolitische Initiativen
müssten mit regionalen und
strukturpolitischen Maßnahmen
abgestimmt und vernetzt wer-
den. Die Aufnahme des Limes in
die Liste des Welterbes der
UNESCO sei Anerkennung und
Auftrag zugleich. 

Kulturpolitische
Verantwortung

Herrmann: „Wir als CSU-
Fraktion im Bayerischen Land-
tag stellen uns dieser kulturpoli-
tischen Verantwortung und wer-
den in den nächsten Doppelhaus-
halten die finanziellen Grundla-
gen für die Weiterentwicklung

des Limes-Konzepts in Bayern
schaffen.“ Wirtschaftsminister
Erwin Huber zufolge ist der Li-
mes noch kein touristischer
Selbstläufer und für sich genom-
men auch keine touristische
Destination. 

Attraktive Angebote

Es gelte, einen Besuch interes-
sant zu machen und das Touris-
muspotential des Limes nach
und nach punktuell zu er-
schließen. Konkret müssten die
Leistungserbringer sowohl für
Übernachtungsgäste als auch für
Tagestouristen attraktive, buch-

bare Angebote entwickeln. Die
Limes-Anrainer müssten sich
aktiv in die Konzepte der Regio-
nalverbände einbringen. Es gel-
te, neue Kombinationen von
Kulturerlebnis, Erholung, Fit-
ness und Genüssen aller Art zu-
sammen zu stellen und zu be-
werben. Von der Klassenfahrt im
Rahmen des Latein- und Ge-
schichtsunterrichts über den
Radtouristen oder die Wanderer,
die ihre Tour mit einer Besichti-
gung verbinden möchten bis hin
zur jungen Familie gebe es un-
zählige Möglichkeiten. 

Intensive Zusammenarbeit

Den Einen locke die Kombi-
nation von Museumsbesuch und
kulinarischem Erleben, der
Nächste wolle eine Denkmalbe-
sichtigung mit dem Besuch der
nahen Limes-Therme mit Rö-
mer-Sauna in Bad Gögging ver-
binden.  Huber begrüße es in die-
sem Zusammenhang, dass die
Tourismusverbände Franken und
Ostbayern bereits intensiv die
notwendigen Prozesse vorantrei-
ben. Ersterer beispielsweise ar-
beite eng mit der Arbeitsgemein-
schaft „Deutsche Limes-Straße“

Gleiche Möglichkeiten
für Stadt und Land 

Landtag berät Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramms

Den Menschen in Stadt und Land in ihrer angestammten oder
gewählten Heimat beste Perspektiven zu bieten, ist das Ziel der
Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramm (LEP). Ent-
sprechend der Regierungserklärung von Ministerpräsident Dr.
Edmund Stoiber vom November 2003 legte Wirtschaftsminister
Erwin Huber dem Landtag den Entwurf vor, mit dem die LEP-
Fassung vom April 2003 auf den neuesten Stand der lokalen bis
globalen Entwicklung gebracht werden soll. 

Es geht demnach um zeit-
gemäße Voraussetzungen und
Chancen im Bereich Bildung
und Kultur, Arbeit und Wohnen
und um die dazu notwendige In-
frastruktur. Einen wesentlichen
Beitrag soll das Regionalmana-
gement leisten, für das es bereits
über 30 Initiativen gibt; von
kommunalen und Landkreis-Al-
lianzen bis zu grenzüberschrei-
tender Zusammenarbeit. 

Pakt mit den 
Spitzenverbänden

Dreh- und Angelpunkt für die
erfolgreiche Umsetzung dieses
Vorhabens soll ein Pakt des Frei-
staats mit den kommunalen Spit-
zenverbänden sein, der schon
vorbereitet wird. Zunächst hat
der Landtag bis zur Sommerpau-
se Zeit, die LEP-Fortschreibung
zu beraten. Sie tritt an Stelle des
am 1. April 2003 in Kraft getre-
tenen Programms. Das erste
wurde am 1. Mai 1976 rechtlich
wirksam. Auf dieser Grundlage
konnten mit verschiedenen Er-
gänzungen große Erfolge erzielt
werden, zog Huber Bilanz. Es
sei gelungen, das Gefälle zwi-
schen Stadt und Land deutlich
abzubauen und eine weitgehen-
de Annäherung an gleichwertige
Lebens- und Arbeitsverhältnisse
zu erreichen. 

Die aktuelle Herausforderung
komme von der Globalisierung,
der EU-Osterweiterung, der Wirt-
schaftstendenz zur Konzentration
auf ausgewählte industrielle
Stützpfeiler und von der demo-
grafischen Entwicklung mit sin-
kenden Geburtenzahlen, Überal-
terung und Abwanderung aus
Teilgebieten. Gleichzeitig müsse
von einer Verknappung der Haus-
halts-, Investitions- und Förder-
mittel ausgegangen werden. 

Um das in 30 Jahren Landes-

planung Geschaffene zu erhalten
und an die neuen Bedürfnisse
anzupassen, seien mit dem Sy-
stem der Zentralen Orte die ent-
scheidenden Pflöcke eingeschla-
gen worden. Die vielfach kriti-
sierten Nachteile dieses Systems
würden im neuen LEP durch das
„Vorrangprinzip“ angegangen,
ohne die Zentralen Orte abzu-
schaffen. „Wir wollen, dass auch
schwach strukturierte Räume
Zukunft haben,“ betonte der Mi-
nister. Eine Finanzierung nach
dem Gießkannenprinzip werde
es nicht geben. 

Strukturschwache ländliche
Räume sollen bei gleichgelager-
ter fachlicher Notwendigkeit in
der Förderung Priorität haben
bei Maßnahmen zur Versorgung
mit Infrastruktur, bei der Ab-
grenzung von staatlichen und
EU-Fördergebieten mit entspre-
chenden Maßnahmen sowie bei
der Verteilung der Finanzmittel. 

Impulsgeber

Bayerns ländlicher Raum mit
80% der Fläche und fast 60% der
Bevölkerung dürfe keine Aus-
gleichsfunktion für die Verdich-
tungsräume haben, was deren
Bedeutung nicht mindere. Die
Metropolregionen München und
Nürnberg charakterisierte Huber
als Impulsgeber für das ganze
Land. Sie böten die Chance, eine
Aufbruchsstimmung zu erzeu-
gen, die interregionale Vernet-
zung und Kooperation zu stärken
und das Marketing im europäi-
schen Wettbewerb zu fördern.
Die Frage nach den zwischen
den Städten einerseits, Landkrei-
sen und Gemeinden andererseits
umstrittenen Einzelhandels-
großprojekten auf der „grünen
Wiese“ ließ Huber unbeantwor-
tet. Vom Verbot bis zur schran-
kenlosen Freigabe gebe es „alle

nur erdenklichen Vorstellungen“.
Sie müssten im Einzelfall beur-
teilt werden. Innenstädte müssten
durch verkehrsgerechte Stadtpla-
nung genau so am Leben erhalten
werden wie Landgemeinden, in
denen es keinen Einzelhandel
mehr gebe, die also auf Einkaufs-
zentren angewiesen seien. 

Konflikte

Schon die Aussprache im Ple-
num und die erste Beratung im
federführenden Wirtschaftsaus-
schuss spiegelte die Konflikte
wider, die in den Kommunen,
deren Spitzenverbänden und
zwischen den Parteien herr-
schen. Huber selbst hatte einge-
räumt, dass zum Beispiel in Sa-
chen Einkaufsgroßmärkte auch
in der CSU Differenzen auszu-
tragen seien, was Ausschussvor-
sitzender Josef Pschierer (CSU)
bestätigte. Andererseits betonte
er, kein anderes Land habe bis-
her so viel gerade für den ländli-
chen Raum getan wie Bayern.
Ehe die Beratungen - voraus-
sichtlich zur Sommerpause - ab-
geschlossen werden, wird es
auch noch eine Anhörung im
Landtag geben. Huber hatte
noch darauf verwiesen, dass Po-
litiker aus allen Lagern zweifel-
ten, ob es des LEP überhaupt
noch bedürfe. In diesem Punkt
ergab sich Einigkeit. Die Spre-
cher aller drei Fraktionen be-
kannten sich zur Weiterentwick-
lung des Programms. 

Nicht unter Zeitdruck

Die Hauptsprecher der Oppo-
sition, Hildegard Kronawitter
(SPD), Stellvertreterin Pschier-
ers im Vorsitz des Wirtschafts-
ausschusses, und Christian Ma-
gerl (Grüne) beanstandeten
zunächst die zeitliche Abfolge.
Abgesehen davon, dass der Mi-
nisterpräsident die Überholung
des LEP nur ein halbes Jahr nach
dem Inkrafttreten der letzten
Fortschreibung verkündete, habe
sich die Staatsregierung alle Zeit
der Welt gelassen, den neuen
Entwurf zu erarbeiten. Der

zusammen und weise in vielfälti-
ger Weise auf die Limes-Straße
hin (Limes-Straße als Ferien-
straße, Therme Weißenburg, Rö-
merschatz). Der Tourismusver-
band Ostbayern wiederum wer-
de den Limes in seinen ver-
bandseigenen Publikationen ver-
stärkt einbauen. Richtungswei-
send für attraktives Denkmal-Er-
leben sei das vom Geschäftsfüh-
rer des Tourismusverbandes Na-
turpark Altmühltal initiierte Pro-
jekt „Archäologie erleben im
Landkreis Eichstätt/ Naturpark
Altmühltal“. 

Bayerisches Kulturerbe

Im Rahmen dieses Projekts
werde eine Ackerfläche mit einer
Römervilla im Untergrund dau-
erhaft den Touristen als Gra-
bungsgelände angeboten, wo
sich der begeisterte Reisende un-
ter wissenschaftlicher Anleitung
aktiv an der Ausgrabung beteili-
gen kann. Damit werde ein we-
sentlicher Beitrag zur Sicherung
und Entwicklung des Tourismus-
sektors im gesamten Naturpark
Altmühltal geleistet.  

Huber abschließend: „Alle be-
teiligten Stellen sollten intensiv
zusammenwirken, um den Limes
als bayerisches Kulturerbe so-
wohl zu bewahren als auch offen-
siv touristisch zu vermarkten. Als
attraktives Forum der römischen
Geschichte kann er so von
Aschaffenburg bis Regensburg
ein Anziehungspunkt für die Tou-
risten aus aller Welt sein!“       DK

Landtag dürfe jetzt nicht unter
Zeitdruck gesetzt werden. Eben-
so übereinstimmend erachtete
die Opposition den Entwurf
nicht als die angekündigte große
Verschlankung des Programms
oder als Musterbeispiel für Ver-
schlankung und Verwaltungsver-
einfachung. Huber hatte er-
wähnt, das LEP werde durch die
Neufassung um 40% gekürzt
und stelle sich als straffes, lesba-
res und anwenderfreundliches
Konzept dar. rm

Ergebnisse der Tarifverhandlungen:

Staatsregierung und BBB
erörtern Eckpunkte 

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber, Finanzminister Dr. Kurt
Faltlhauser und der Vorsitzende des Bayerischen Beamtenbun-
des (BBB) Rolf Habermann erörterten in einem ausführlichen
Gespräch die Übertragung des Ergebnisses der Tarifverhand-
lungen im öffentlichen Dienst auf die bayerischen Beamten. 

Der Vorsitzende des Bayeri-
schen Beamtenbundes hat noch
einmal seine Grundpositionen
deutlich gemacht hat. Dabei geht
es dem BBB nach den Worten
seines Vorsitzenden in erster Li-
nie darum zumindest einen Aus-
gleich für die höhere Wochenar-
beitszeit (rund zwei Stunden) der
Beamtinnen und Beamten zu er-
reichen. In der Folge des Ge-
sprächs hat die Staatsregierung
dem Bayerischen Beamtenbund
folgende Eckpunkte angeboten: 
1. Sonderzahlung bis 31.12.
2009

Die Sonderzahlung wird bis
31.12.2009 für aktive Beamte

und Versorgungsempfänger un-
verändert im bisherigen Umfang
weiterbezahlt. 
2. Volumen der Sonderzahlung
nach 2009

Die Mittel, die für die Sonder-
zahlung gegenwärtig zur Verfü-
gung stehen, werden im Rahmen
der zukünftig zu gestaltenden
Besoldungsreform voll erhalten
bleiben. 
3. Einmalzahlung 

In 2006 und 2007 wird an die
aktiven Beamten und die Versor-
gungsempfänger einheitlich eine
Einmalzahlung in Höhe von 250
Euro pro Jahr gezahlt, an Anwär-
ter 100 Euro.
4. Lineare Erhöhung 

Über die Übertragung der in
dem Tarifvertrag der Länder ver-
einbarten linearen Erhöhung von
2,9 Prozent ab 1.1.2008 wird
zeitnah im Lichte der Haushalts-
situation entschieden. 

Staatsregierung und CSU-
Fraktion betrachten diese Positio-
nen als sehr weitgehendes Ange-
bot. Der BBB-Vorsitzende wird
es seinen Gremien vorlegen und
diesen nahe legen, es mit Blick
auf die Situation in Bund und
Ländern sehr ernsthaft zu prüfen.



KOMMUNALE PRAXIS4 GZ06. 07. 2006

(Fortsetzung von Seite 1)
unserer Gesellschaft zu bewah-
ren. Hier komme nicht nur den
Städten, sondern auch dem länd-
lichen Raum eine immer wichti-
ger werdende Funktion zu. Die
CSU sei der verlässliche Anwalt
für die Kommunen auf allen po-
litischen Ebenen und habe sich
bereits im ersten halben Jahr der
neuen Regierung in Berlin als er-
folgreicher Vertreter kommuna-
ler Interessen bewährt. Im Koali-
tionsausschuss habe sich die
CSU mit Erfolg dafür eingesetzt,
dass die Kommunen in Deutsch-
land in diesem Jahr um mehr als
zwei Milliarden Euro bei den
Kosten für Hartz IV-Empfänger
entlastet werden. Die Beibehal-
tung der Bundesbeteiligung an
den Unterkunftskosten zu Hartz
IV in unveränderter Höhe von
29,1 Prozent sei das Verdienst
der CSU.

Ausgleichsfonds

Bereits im Kommunalen Fi-
nanzausgleich 2006 habe der
Freistaat Bayern für Belastungen
der Kommunen durch Hartz IV
einen Ausgleichsfonds von 50
Mio. Euro eingerichtet. Die CSU
trete ein für grundlegende Refor-
men zu Hartz IV gerade auch zu
Gunsten der Kommunen. Ziel
müsse es sein, die Unterkunfts-
kosten im SGB II zu senken und
die Handlungsfähigkeit der Ar-
beitsgemeinschaften zu verbes-
sern. 

Konsolidierungs- und
Wachstumspolitik

Die Konsolidierungs- und
Wachstumspolitik der Großen
Koalition entlaste nicht nur den
Bund, sondern auch die Kom-
munen. Erfolge für Wachstum
und Arbeitsplätze stabilisierten
zudem die Gewerbesteuer-Ein-
nahmen der Kommunen. Das
25. Mrd. Euro-Wachstumspaket
setze gezielt Schwerpunkte für
den Mittelstand. Davon profitier-
ten auch die Kommunen: „Die
Spielräume für dringende Infra-
struktur-Investitionen werden
weniger eng sein. Höhere Inve-

Starke Kommunen - starkes ...
stitionen der Kommunen geben
Wachstumsimpulse vor Ort.“

Public-Private-Partnership

Erfolgreich habe sich die CSU
bei der Bildung der Großen Ko-
alition für die Kommunen einge-
setzt. Die Daseinsvorsorge blei-
be Aufgabe der Kommunen, das
Steuerprivileg für Abfall und
Abwasserentsorgung bleibe er-
halten. Einheitliche Regeln für
Public-Private-Partnership-Pro-
jekte sollen geschaffen und kom-
munale Investitionen erleichtert
werden. Die Geltung der EU-
Vorschriften im Vergaberecht
soll möglichst auf Großprojekte
beschränkt werden und so eine
Vielzahl kleinerer Investitionen
nicht unnötig erschweren. 

Bündnis mit Kommunen

Bayern sei mit der Einführung
des Konnexitätsprinzips den In-
teressen der Kommunen weitest-
gehend entgegengekommen. Die
Staatsregierung sei auch auf ei-
nem guten Weg, die Meinungs-
verschiedenheiten über die An-
wendung des Konnexitätsprin-
zips bei der Nachmittagsbetreu-
ung einvernehmlich zu lösen.  

Auf der Grundlage des erfolg-
reichen Dialogs beim Kommu-
nalgipfel und bei den Kommu-
nalforen strebt die CSU im näch-
sten Jahr ein Bündnis mit den
Kommunen in Bayern an. Kern-
punkte dieses Bündnisses mit
den Kommunen sollen sein: 

1. Sicherung der eigenen Fi-
nanzkraft der Kommunen 

2. Abwehr von Kostenbela-
stungen der Kommunen durch
den Bund 

3. Verlässlicher und berechen-
barer kommunaler Finanzaus-
gleich 

4. Weniger Bürokratie für die
Kommunen.

„Unser Ziel sind familien-
freundliche Kommunen nach
dem Motto: ‚Vorfahrt für Famili-
en’ bei Verwaltung und Infra-
struktur“ heißt es weiter in der
Entschließung. Die Kinderbe-
treuung soll weiter ausgebaut
und die aktive Bürgergesell-

schaft gestärkt werden. Schwer-
punkte in der Landespolitik sol-
len auch im Bereich der Bildung
gesetzt werden - „gerade auch
für qualitativ hochwertige
Hauptschulen und am Bedarf der
Wirtschaft orientierte Berufs-
schulen überall im Land“. 

Solide Kommunalfinanzen

Die bayerischen Kommunen
sollen zu Vorreitern für den Um-
weltschutz und den Einsatz er-
neuerbarer Energien gemacht
werden. Ziel sei eine generatio-
nengerechte Politik durch solide
Kommunalfinanzen. Im Zeitalter
der Globalisierung stünden alle
bayerischen Kommunen im
Wettbewerb um Arbeit, Wohl-
stand und Zukunftsperspektiven.
Zudem würden Antworten auf
die demographische Entwick-
lung benötigt, insbesondere für
attraktive Regionen jenseits der
Ballungsräume. Die Kommunen
stünden dabei vor besonderen
Herausforderungen, da sie bei-
spielsweise von Betriebsschlie-
ßungen und -verlagerungen oder
Abwanderung der jüngeren Be-
völkerung direkt betroffen sind. 

Leistungsfähige 
Ballungsräume

Zugleich seien die CSU-Kom-
munalpolitiker mit bundespoliti-
schen und europapolitischen
Rahmenbedingungen konfron-
tiert, auf die sie nur begrenzt
Einfluss nehmen könnten. „Um-
so wichtiger ist ein gemeinsamer
Einsatz in der CSU für unsere
Kommunen.“ Für die Partei ist
klar: Die Lebensqualität in der
Heimat kann nur erhalten wer-

den durch vitale und attraktive
Regionen. Dazu gehörten leis-
tungsfähige Metropolen und
Ballungsräume, aber genauso
der attraktive ländliche Raum. 

Attraktiver ländlicher Raum

Die CSU arbeite für gleiche
Chancen in ganz Bayern. Gezielt
soll der ländliche Raum gestärkt
werden durch: 
• das Vorrangprinzip für beson-
ders strukturschwache ländliche
Räume im Landesentwicklungs-
programm, 
• die „Allianz Bayern Innovativ, 
• eine moderne Kommunikati-
onsinfrastruktur,  
• einen Demographiefaktor im
Kommunalen Finanzausgleich, 
• den Einsatz der Mittel der
Städtebauförderung und der
Dorferneuerung,  
• die Unterstützung der Zusam-
menarbeit über Gemeindegren-
zen hinweg,  
• ein gezieltes Regionalmana-
gement,  
• den Einsatz für eine kraftvolle
Regionalförderung von EU,
Bund und Land in den struktur-
schwächeren Landesteilen, zum
Beispiel in den grenznahen Re-
gionen.  

In einer ersten Stellungnahme
begrüßte der Präsident des
Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Uwe Brandl, die zugesagte fi-
nanzielle Planungssicherheit.
„Das ist ein Signal, das dringend
erwartet wurde“, so Brandl. In
Bayern könnten 790 von rund
2000 Gemeinden wegen der Eb-
be in ihren Kassen keinen ver-
fassungsgemäßen Haushalt mehr
vorlegen. Wegen des Geldes war
in der Vergangenheit das Ver-
hältnis zwischen den Kommu-
nalverbänden und der CSU an-
gespannt. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
zum Streik sei die „Quittung für
eine schier unerträgliche Arbeit-
geberarroganz“. Im MB sind
55.000 kommunale Klinikärzte
organisiert.

Forderungen 
nicht finanzierbar

Aus Sicht der Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeberverbän-
de (VKA) gefährdet der Ärz-
testreik massiv die Versorgung
der Patienten. VKA-Hauptge-
schäftsführer Manfred Hoffmann
sagte, die vom MB geforderten
Gehaltserhöhungen seien nicht fi-
nanzierbar. Die kommunalen Kli-
niken seien in erster Linie auf
Geld der Krankenkassen ange-
wiesen. Zudem seien die kommu-
nalen Klinikärzte bereits „die am
besten verdienende Berufsgruppe
des öffentlichen Dienstes“.

Verhandlungsbereitschaft

VKA-Verhandlungsführer Otto
Foit erklärte, man habe dem MB
die weitere Verhandlungsbereit-
schaft über einen arztspezifischen
Tarifvertrag angeboten. Die Ärz-
tegewerkschaft solle endlich die
finanziellen Möglichkeiten der
kommunalen Krankenhäuser in
ihre Position einbeziehen. „Wir
fordern den Marburger Bund auf,
umgehend wieder an den Ver-
handlungstisch zurückzukehren,
um auf dem Boden des Machba-
ren zu einem Tarifabschluss zu
kommen.“ Der VKA plädiert für
eine Übernahme des Tarifvertrags
für den öffentlichen Dienst.

Deutscher Städtetag, Deut-

scher Landkreistag sowie Deut-
scher Städte- und Gemeinde-
bund warnten vor einer „bei-
spiellosen Kostenlawine“ für das
Gesundheitswesen, den Bürger,
aber auch für die Kommunen
selbst. Deshalb könne die Ver-
einbarung des Marburger Bun-
des für die Unikliniken nicht auf
die kommunalen Kliniken über-
tragen werden. Eine Übertra-
gung des TdL-Abschlusses auf
die kommunalen Kliniken wür-
den Mehrkosten für das ärztliche
Personal von 15 bis 20 Prozent
bedeuten. Der Vorsitzende des
Interessenverbandes der Kom-
munalen Krankenhäuser (IVKK)
Hansjörg Hermes sagte, even-
tuelle höhere Personalkosten
der Kliniken müssten durch
Stellenkürzungen kompensiert
werden.

Zwei Drittel
in kommunaler Hand

In Bayerns Kliniken lassen
sich jährlich mehr als 2,5 Millio-
nen Patienten stationär behan-
deln. Fast zwei Drittel der 343
Krankenhäuser sind nach Anga-
ben der Bayerischen Kranken-
hausgesellschaft (BKG) in kom-
munaler Hand und damit von
den Streiks betroffen. Mit 217
kommunalen Krankenhäuser hat
Bayern im Vergleich zu anderen
Bundesländern sehr viele kom-
munale Kliniken. Die Gründe
dafür liegen in den 70er Jahren.
Damals wurden verstärkt kom-
munale Krankenhäuser zur
flächendeckenden medizini-
schen Versorgung im Freistaat
gebaut. DK

Bedenkzeit für Arbeitgeber ...

Integrationsgipfel am 14. Juli:

Bayern für Neuorientierung der
Zuwanderungspolitik

Stoiber: „Interessen Deutschlands müssen verstärkt im Vordergrund stehen“
Integrationsverpflichtung, Maßnahmen gegen Zwangsheirat

und ausreichende Deutschkenntnisse bei der Einschulung als Kernelemente
Bayern will beim Integrationsgipfel der Bundesregierung am 14.
Juli für eine grundlegende Neuorientierung bei der Zuwande-
rungspolitik eintreten. Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber
kündigte an, sich beim Integrationsgipfel dafür einzusetzen, kla-
re Regeln für die Zuwanderung zu verankern. 

Stoiber: „Wir brauchen in
Deutschland eine Neubestim-
mung der Zuwanderungspolitik.
Bei der Zuwanderung müssen
künftig verstärkt die Interessen
Deutschlands und seiner Men-
schen im Vordergrund stehen. 80
bis 90 Prozent der Bürger erwar-
ten völlig zu Recht, dass der
Staat von den Menschen, die in
unser Land kommen, auch ganz
konkrete Integrationsschritte ein-
fordert. Es gibt in Deutschland
auch einen breiten politischen
Konsens, dass für die Integration
ausreichendes Deutsch und die
Werteordnung im Grundgesetz
der entscheidende Maßstab sein
muss. Ich bin deshalb sehr opti-
mistisch, dass nach einer intensi-
ven Diskussion über diese zen-
trale gesellschaftliche Frage die
große Koalition die notwendigen
Verbesserungen beschließen
wird.“ Als zentrale Eckpunkte
Bayerns beim Integrationsgipfel
bezeichnete Stoiber vor allem
die Integrationsverpflichtung für
Zuwanderer, konsequente Maß-
nahmen gegen Zwangsheirat
und ausreichende Deutschkennt-
nisse bei der Einschulung:

1. Integrations-
verpflichtung 
für Zuwanderer

Zentraler Bestandteil einer
neuen Zuwanderungspolitik ist
nach den Worten von Innenmini-
ster Dr. Günther Beckstein eine
Integrationsverpflichtung für
Ausländer und Spätaussiedler
nach dem Grundsatz „Fordern

und Fördern“. Beckstein: „Wer
keine Integration fordert, fördert
letztlich Intoleranz und gefährdet
den inneren Zusammenhalt un-
serer Gesellschaft. Die Grundla-
ge für ein gutes soziales Klima in
Deutschland muss es sein, dass
unsere Alltagskultur angenom-
men und akzeptiert wird. All-
tagskultur bedeutet, dass wir uns
in einer gemeinsamen Sprache
verständigen können und diese
Sprache ist in unserem Land
Deutsch. Und Alltagskultur be-
deutet auch Gleichberechtigung
von Mann und Frau und dass es
in unserem Land das Gewaltmo-
nopol des Staates gibt und keine
Selbstjustiz.“ Bayern will beim
Integrationsgipfel dafür eintre-
ten, bei dauerhafter Verweige-
rung der Integration auch kon-
krete persönliche Sanktionen
auszusprechen. Beckstein:
„Natürlich sind Sanktionen im-
mer nur die ultima ratio. Aber
wir dürfen in Deutschland über
Integrationsverweigerung nicht
länger hinweg sehen und müssen
ein solches Verhalten gegenüber
unserem Land konsequent sank-
tionieren. Wir bieten denen, die
bei uns und mit uns leben wol-
len, Integrationskurse an. Wer
aber einfach nicht bereit ist, sich
zu integrieren und die Integrati-
onsangebote unseres Landes an-
zunehmen, muss das künftig
auch deutlich spüren. Erstens:
Wer auf Kosten des deutschen
Steuerzahlers Sozialleistungen
bekommt und nicht bereit ist,
sich zu integrieren, dem müssen
solche Zahlungen auch gekürzt

werden. Zweitens: Wer die
Pflicht zur Teilnahme an einem
Integrationskurs nicht erfüllt,
muss auch mit Konsequenzen
für seinen Aufenthaltsstatus
rechnen.“

2. Konsequente 
Maßnahmen gegen
Zwangsheirat

Bayern wird sich beim Inte-
grationsgipfel auch für konse-
quente Maßnahmen gegen
Zwangsheirat einsetzen. Damit
soll nach den Worten Becksteins
ein deutliches Zeichen gesetzt
werden, dass Zwangsverheira-
tungen in Deutschland verboten
sind und nicht geduldet werden.
Beckstein: „Wir müssen den
Zwangsverheiratungen gerade
türkischer Mädchen nach
Deutschland einen klaren Riegel
vorschieben.“ Der Ehegatten-
nachzug zu hier lebenden Aus-
ländern soll nach den Worten
Becksteins nur mit Grundkennt-
nissen der deutschen Sprache zu-
gelassen werden. Es müsse der
Grundsatz gelten: Deutschkennt-
nisse vor der Einreise. Darüber
hinaus müsse das Zuzugsalter
bei Eheschließungen für junge
Frauen aus Ländern wie der Tür-
kei in der Regel auf 21 Jahre her-
aufgesetzt werden. Beckstein:
„Nur so können wir Zwangsehen
entgegen wirken. Es ist kein Ein-
zelfall, dass junge Türkinnen
schon mit 15 Jahren nach
Deutschland verbracht werden,
um hier sofort mit einem Mann
verheiratet zu werden, den sie oft
noch gar nicht gesehen haben.
Sie sprechen kein Wort Deutsch,
werden von jeden Kontakten
fern gehalten und bleiben über
Jahre Fremde in unserem Land.

Umgekehrt werden junge Tür-
kinnen, die hier zu Schule ge-
gangen sind, in die Türkei ver-
heiratet. Das läuft der Integration
klar zuwider und diesen Mecha-
nismus müssen wir durchbre-
chen.“

3. Deutsch in der Schule

Bayern will sich auf dem Inte-
grationsgipfel dafür stark ma-
chen, dass das Prinzip „Deutsch
vor der Einschulung“ nicht nur
in Hessen und Bayern, sondern
überall in Deutschland durchge-
setzt wird. Alle Länder sollen
nach den Worten Stoibers hier an
einem Strang ziehen und in einer
politischen Grundsatzentschei-
dung ausreichende Deutsch-
kenntnisse bei der Einschulung
verlangen. Stoiber: „Der Schlüs-
sel für eine gelungene soziale In-
tegration ist die gemeinsame
deutsche Sprache. Das müssen
wir fördern, aber auch verlan-
gen. Ich bin zuversichtlich, dass
alle Länder den Schwerpunkt der
Sprachförderung auf den Kin-
dergarten verlagern und einen
Deutschtest vor der Einschulung
einführen.“

Mehr Subsidiarität und
Demokratie in der EU

Nationale Parlamente in EU-Gesetzgebung eingebunden
Stoiber: „Bayerns Einsatz hat sich gelohnt

Der EU-Gipfel der Staats- und Regierungschefs in Brüssel
setzt eine grundlegende bayerische Forderung nach mehr
Transparenz, Demokratie und Bürgernähe von künftigen
EU-Vorhaben um. Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber
bezeichnete es als großen Erfolg, dass künftig die nationalen
Parlamente direkt und frühzeitig in EU-Vorhaben einge-
bunden werden. 

Mit dieser Entscheidung der Staats- und Regierungschefs in
Brüssel wird jetzt faktisch das von Bayern geforderte Subsi-
diaritäts-Frühwarnsystem eingeführt. Ministerpräsident Stoiber:
„Bayerns Einsatz für mehr Demokratie und Subsidiarität in der
EU hat sich gelohnt. In Zukunft werden entsprechend unserer
Forderung die nationalen Parlamente als entscheidende Träger
demokratischer Legitimation frühzeitig mit geplanten EU-Vor-
haben befasst. Das heißt, wir können künftig vor dem Erlass von
EU-Recht eine intensive und frühzeitige Diskussion in unseren
Parlamenten über mögliche Auswirkungen von geplanten EU-
Vorschriften führen. Eine solche öffentliche Debatte in den Mit-
gliedstaaten über geplante EU-Regelungen führt zu mehr Trans-
parenz, Demokratie und Bürgernähe und letztlich auch zu mehr
Akzeptanz bei den Bürgern.“ Gleichzeitig ist dies nach den Wor-
ten von Europaministerin Emilia Müller auch ein wichtiger Bei-
trag für eine bessere EU-Rechtsetzung.

Der Europäische Rat hat bei seinem Gipfel am 15. und 16. Ju-
ni 2006 in Brüssel die Zusage der EU-Kommission, alle neuen
Vorschläge und Konsultationspapiere den nationalen Parlamen-
ten direkt zur Verfügung zu stellen und sie dazu vor einer Ent-
scheidung auf EU-Ebene um Stellungnahme zu bitten, aus-
drücklich begrüßt. Gleichzeitig hat der Rat die EU-Kommission
ersucht, die Stellungnahmen der nationalen Parlamente insbe-
sondere hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit und des Subsi-
diaritätsgrundsatzes angemessen zu berücksichtigen. Dies laufe
auf eine Praktizierung des im EU-Verfassungsvertrag vorgese-
henen Subsidiaritäts-Frühwarnsystems auf der Grundlage einer
freiwilligen Selbstverpflichtung der EU-Kommission hinaus, er-
läuterte die Europaministerin. Ein solches „Quasi-Frühwarnsys-
tem“ werde dazu beitragen, die Akzeptanz und das Vertrauen der
Bürger in die europäische Integration zurück zu gewinnen. 

Müller bezeichnete es als großen Erfolg dass es gelungen sei,
diese direkte Einbindung der nationalen Parlamente in die EU-
Vorhaben in die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates
vom 15. und 16. Juni 2006 aufzunehmen.

Kurt Faltlhauser:
Neue Methoden der
Haushaltsführung 

Finanzminister Kurt Faltlhau-
ser stellte neue Techniken der
Haushaltsführung mit pro-
dukt- und leistungsorientier-
tem Haushalt für den Freistaat
vor. An der klassischen Kame-
ralistik wird zwar festgehal-
ten, aber sie wird ergänzt mit
einem Produktplan, bei dem
die Aufgaben der jeweiligen
Verwaltung beschrieben wer-
den. Betriebswirtschaftliche
Kosten fließen so auch in die
Verwaltungsaufgabe; das ei-
gentlich Neue ist, dass die Ko-
sten- und Leistungsrechnung
als internes Steuerungsinstru-
ment der Verwaltung mit dem
nach außen wirkenden Haus-
halt zusammengeführt wird.
Ergebnis: Mehr Transparenz
und Zielgenauigkeit.              
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Bayerischer Sparkassentag 2006 in Bamberg:

Sparkassen stabilisieren
Ergebnisse auf hohem Niveau

Sparkassenverbandschef Naser: Optimistische Prognose für 2006
Glos und Faltlhauser: Bekenntnis zum bewährten Drei-Säulen-System

Im Streit um ihr Namens- und Markenrecht haben die Vertre-
ter der 77 Sparkassen im Freistaat massiven Widerstand an-
gekündigt. Beim bayerischen Sparkassentag in Bamberg, der
unter dem Motto „Erfolgreich voraus“ stand, machten sie
deutlich, dass weder Privatbanken noch Investoren ihre ge-
schäftlichen Absichten hinter dem Namen „Sparkasse“ ver-
stecken dürften. Dies käme einem „Etikettenschwindel“ gleich,
so die Kritik des geschäftsführenden Präsidenten des Sparkas-
senverbands Bayern, Dr. Siegfried Naser. 

Die EU-Kommission mo-
niert, dass nach deutschem
Recht nur öffentlich-rechtliche

Jahren bereits sei mit der EU-
Kommission eine Einigung er-
zielt worden. Damals habe es

ser Bezeichnung muss sich auch
weiterhin eine gewisse Aus-
schließlichkeit verbinden.“ Er-
neut bekräftigte der Minister die
Haltung der Bundesregierung,
sich der Anweisung Brüssels
„mit allen ihr zur Verfügung ste-
henden Mitteln“ zu widerset-
zen. Für den Fall, dass auf dem
Verhandlungswege mit der EU-
Kommission keine Einigung er-
zielt werde, kündigte Glos an,
notfalls auch vor den Europäi-
schen Gerichtshof zu ziehen.
Der CSU-Politiker sprach sich
zudem für den Erhalt des deut-
schen Drei-Säulen-Systems mit
den öffentlich-rechtlichen, pri-
vaten sowie genossenschaftli-
chen Kreditinstituten aus.

Unterstützung von der
Staatsregierung 

Drei Männer - ein Wort: Un-
terstützung erhalten die bayeri-
schen Sparkassen auch von der
Bayerischen Staatsregierung.
„Der Freistaat bekennt sich wei-
terhin zu den Sparkassen und
zum bewährten Drei-Säulen-Sy-
stem in der Kreditwirtschaft!“
erklärte Finanzminister Kurt
Faltlhauser. Die Sparkassen sei-
en aufgrund ihrer charakteristi-
schen räumlichen und persönli-
chen Nähe insbesondere für den
bayerischen Mittelstand der er-
ste Ansprechpartner unter den
Banken: So finanzierten die
bayerischen Sparkassen im ge-
werblichen Bereich derzeit et-
wa zwei Drittel aller Hand-
werksbetriebe und jede zweite
Existenzgründung. „62 Prozent
der Deutschen vertrauen den
Sparkassen und mehr als 75 Pro-
zent der Deutschen wollen die
Sparkassen in ihrer heutigen

Struktur und geschäftspoliti-
schen Ausrichtung erhalten se-
hen“, sagte Faltlhauser und be-
tonte: „Das hohe Vertrauen der
Bürger belegt den Erfolg der
Sparkassen.“

Vor diesem Hintergrund hält er
eine Relativierung des Bezeich-
nungsschutzes für Sparkassen
für „inakzeptabel“. Die Bezeich-
nung „Sparkasse“ müsse ohne
Wenn und Aber den öffentlich-
rechtlichen Kreditinstituten, also
den klassischen Sparkassen, vor-
behalten bleiben. „Ich halte die
gesamte Diskussion um das Auf-
brechen des Drei-Säulen-Sy-
stems der deutschen Kreditwirt-
schaft für verfehlt. Die Sparkas-
sen-Finanzgruppe ist kein Stein-
bruch, aus dem sich Wettbewer-
ber jeweils ein passendes Stück
herausschlagen können - der Be-
zeichnungsschutz für Sparkas-
sen muss erhalten bleiben!“ for-
derte der Minister. 

Deutlich sprach sich Faltlhau-
ser gegen übermäßige Belas-
tungen für die Kreditwirtschaft
aus immer umfangreicheren
Anforderungen der Bankenauf-
sicht aus. „Wenn der Finanz-
platz Deutschland im europäi-
schen und internationalen Wett-
bewerb konkurrenzfähig blei-
ben soll, darf der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit bei der Ban-
kenaufsicht nicht aus den Au-
gen gelassen werden. Dies gilt
insbesondere für die Tätigkeit
der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht.“

Initiativen zur
Deregulierung der
Bankenaufsicht

Der Finanzminister verwies
in diesem Zusammenhang auch
auf wichtige bayerische Initi-
ativen zur Deregulierung der
Bankenaufsicht: So wurde auf
Initiative Bayerns die absolute
Offenlegungsgrenze auf 750.000
Euro erhöht. Damit herrsche nun
bei den Offenlegungsvorschriften
Wettbewerbsgleichheit zu Öster-
reich. Darüber hinaus habe der
Bundesrat, ebenfalls auf Initiati-
ve Bayerns, eine umfangreiche
Entschließung zum Abbau der

Bayerns Finanzminister Prof. Kurt Faltlhauser (r.) mit Bun-
deswirtschaftsminister Michael Glos.

Der geschäftsführende Präsident des Sparkassenverbands
Bayern, Dr. Siegfried Naser, bei seiner Begrüßung.

Kreditinstitute den Schriftzug
„Sparkasse“ an ihre Fassaden
montieren dürfen, aber nicht
private - und dies verstoße ge-
gen die in der Union veranker-
ten Prinzipien Niederlassungs-
freiheit und freier Kapitalver-
kehr. Der Streit um das exklusi-
ve Namensrecht schwelt schon
seit Jahren, doch erst jüngst ver-
schärfte Brüssel die Gangart, in-
dem es ein Ultimatum setzte.
Die EU verlangt von der Bun-
desregierung, innerhalb von
zwei Monaten zu reagieren. Das
aber ist nicht so einfach, denn
dazu müsste das Kreditwesen-
gesetz (KWG) geändert wer-
den, das das Sparkassen-Mono-
pol regelt.

Nur wo Sparkasse drin ist ...

Nur wo Sparkasse drin sei,
dürfe auch Sparkasse draufste-
hen, sagte Naser. Das Vorgehen
der Brüsseler Behörde bezeich-
nete er als „Skandal“. Vor fünf

geheißen, es gebe in diesem
Punkt keinen Handlungsbedarf.
Im Unterschied zu den Privat-
banken hätten die Sparkassen
einen öffentlichen Auftrag und
seien dem Gemeinwohl ver-
pflichtet. „Wir Sparkassen kön-
nen uns doch auch nicht belie-
big Aktienbank oder Genossen-
schaft nennen, weil wir die Vor-
aussetzungen für diese Bezeich-
nung eben nicht erfüllen“, stell-
te Naser klar. Er forderte die
Bundesregierung auf, bei einem
Rechtsstreit mit der EU stand-
haft zu bleiben.

... darf auch Sparkasse
draufstehen

Kein Hehl machte Bundes-
wirtschaftsminister Michael
Glos aus seiner Absicht, den
Sparkassen im Namensstreit
den Rücken zu stärken. Mit
Nachdruck werde er sich dafür
einsetzen, dass nur Sparkassen
diesen Namen tragen: „Mit die-

Marktführer Sparkassen
„Die 77 bayerischen Sparkassen sowie ihre Töchter und
Verbundpartner sind im Freistaat Bayern nicht nur fest
verankert, sondern als Finanzgruppe der Marktführer“,
erklärte der geschäftsführende Verbandspräsident Sieg-
fried Naser bei der Vorstellung aktueller Zahlen. Die
bayerischen Sparkassen entwickelten sich gut und hätten
ihre Betriebsergebnisse auf hohem Niveau stabilisiert. Die
Prognose für 2006 gestalte sich ordentlich. Die intensive
Arbeit in den Sparkassen führe somit bereits jetzt im drit-
ten Jahr hintereinander zu durchaus achtbaren Be-
triebsergebnissen.

Laut Naser vergaben die bayerischen Sparkassen im vergan-
genen Jahr an Unternehmen und Selbstständige neue Darle-
henszusagen für mittel- und längerfristige Finanzierungen im
Volumen von 6,5 Mrd. Euro. Gegenüber dem Vorjahr bedeute
dies einen Anstieg um 23,8 %. Auch im ersten Vierteljahr 2006
setzte sich dieser Trend fort. Gegenüber dem ersten Quartal
2005 lägen die Firmenkreditzusagen im ersten Quartal 2006
um 23,3 % höher. Die Kreditzusagen im Wohnungsbaukredit
stiegen sogar noch deutlicher: Sie liegen Naser zufolge im er-
sten Quartal 2006 um 29,8 % höher als im ersten Quartal 2005.  

Die Zusammenarbeit im Verbund in Bayern sei über alle
Einheiten hinweg ausgebaut und gefestigt worden, stellte der
Präsident fest. Die Kooperation mit der Versicherungskammer
Bayern, der BayernLB, der LBS Bayerische Landesbauspar-
kasse und vielen weiteren Einheiten sei in ihrer Gesamtschau
hervorragend. Früher strategisch umstrittene Themen wie z. B.
Kapitalerhöhung und regionaler Haftungsverbund seien erfolg-
reich geregelt worden.

Nachdem nunmehr die grundsätzliche Strategie der Sparkas-
sen-Finanzgruppe Bayern stehe, „können und müssen wir uns
im täglichen Geschäftsleben darauf konzentrieren, wie wir un-
sere Marktführerschaft in Bayern weiter festigen und ausbauen
können“, fuhr Naser fort. Hierzu habe der Sparkassenverband
auch im IT-Bereich eine geradezu historische Richtungsände-
rung vorgenommen: „Wir schließen uns jetzt mit der Sparkassen
Informatik (SI) zusammen und schaffen so für über 300 deut-
sche Sparkassen den größten IT-Finanzdienstleister Europas.“ 

Im Hinblick auf die kommunalen Eigentümer bemerkte Na-
ser: „Ungerechtfertigte Angriffe von Seiten der EU-Kommis-
sion und der privaten Konkurrenz haben Sparkassen und Kom-
munen in den letzten Jahren eng zueinander geführt.“ In die-
sem Zusammenhang dankte er Gemeinden und Städten, den
kommunalen Spitzenverbänden und den Verwaltungsratsmit-
gliedern „für das gute Miteinander, das es den Sparkassen er-
möglicht, sich auf ihre Kernaufgabe, das Geschäft mit den
Kunden, zu konzentrieren“. DK

Überreglementierung bei der
Bankenaufsicht gefasst. Zudem
unterstütze Bayern nachdrück-
lich die von der Wirtschaftsmini-
sterkonferenz der Länder im Ju-
ni 2006 beschlossene Stellung-
nahme „Effiziente Bankenauf-
sicht ohne Überregulierung“ und
setze sich für eine Kostenbeteili-
gung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht an
den Kosten der Aufsicht, für eine
praktikable Umsetzung der drit-
ten EU-Geldwäscherichtlinie
und vor allem für eine Reduktion
der Sonderprüfungen ohne be-
sonderen Anlass ein.

Drei-Säulen-Modell

Der Europaparlamentarier
Alexander Radwan wies darauf
hin, dass das Sparkassenmodell
beispielhaft für andere europäi-
sche Länder sei. Er bezeich-
nete das deutsche Drei-Säu-
len-Modell als einzigartig, die
Rechtsform und der Begriff der
Sparkasse würden in den einzel-
nen EU-Mitgliedstaaten unter-
schiedlich gehandhabt und aus-
gefüllt. Da die eigene „Großfa-
milie“ heterogen strukturiert
sei, sei es umso wichtiger, ein-
heitliche Ziele der Sparkassen
zu definieren.

Der europäische Gesetzesrah-
men verfolge das Ziel einer Fi-
nanzmarktintegration, um den
europäischen Markt vor allem
gegenüber den Vereinigten Staa-
ten attraktiver und wettbe-

werbsfähiger zu machen, fuhr
Radwan fort. Er nannte hier un-
ter anderem die großen Fort-
schritte beim Aktionsplan für
Finanzdienstleistungen (Finan-
cial Services Action Plan, FS-
AP), der primär im Wertpapier-
bereich große Fortschritte ge-
bracht habe. Drei zentrale Zie-
le seien die Gewährleistung ei-
nes einheitlichen Firmenkun-
denmarktes für Finanzdienstlei-
tungen, die Schaffung offener
und sicherer Privatkundenmärk-
te und die Modernisierung der
Aufsichtsregeln sowie deren
Überwachung gewesen. Fast al-
le der mehr als 40 geplanten le-
gislativen Maßnahmen seien bis
Juni 2004 verabschiedet wor-
den. Daneben hätten vor allem
die Richtlinien zu Basel II zu
den Weichenstellungen der letz-
ten Zeit gehört. 

Spannungsfeld

Insgesamt stünden sich der
Wunsch nach einem integrierten
Finanzbinnenmarkt mit der Tat-
sache der Heterogenität des
Sparkassensektors gegenüber,
bilanzierte Radwan. Dieses
Spannungsfeld gelte es auszu-
balancieren und seine eigene
Positionierung in einem eu-
ropäischen Finanzbinnenmarkt
zu stärken. Ziel sollte es sein,
„das Regionalbankensystem zu
einem Modell für Europa zu
machen“ - gerade in einer Zeit
der Veränderungen. DK

Theo Harnischmacher
feierte 60. Geburtstag

Am 28. Juni 2006 feierte der Stellvertretende Vorsitzende des Vor-
standes der BayernLB, Theo Harnischmacher, seinen 60. Ge-
burtstag. Harnischmacher blickt auf eine beeindruckende Kar-
riere innerhalb der Sparkassenorganisation zurück, für die er von
1962 bis 1964 mit einer Ausbildung zum Bankkaufmann bei der
Sparkasse Menden in Westfalen den Grundstein gelegt hat. 

Nach seinem Studium zum
Diplom-Sparkassenbetriebswirt
wurde Harnischmacher im Al-
ter von 29 Jahren zum Vor-
standsmitglied der Kreisspar-
kasse Ludwigsstadt und 6 Jahre
später zum Vorsitzenden des
Vorstandes bestellt. Die durch
eine Fusion neu entstandene
Sparkasse Miltenberg-Obern-
burg führte er von 1988 an
knapp 13 Jahre lang mit als Vor-
standsvorsitzender, bis er im No-
vember 2001 in den Vorstand der
BayernLB berufen wurde. 

Fundiertes Wissen

Theo Harnischmacher hat das
neue Geschäftsmodell der Bank
maßgeblich geprägt und die stra-
tegische Neuausrichtung mit ho-

hem Einsatz und fundiertem
Fachwissen an entscheidender
Stelle vorangetrieben. Innerhalb
des Vorstandes verantwortet er
als Dezernent für das Geschäfts-
feld „Sparkassen und Markt
Bayern“ und die LBS Bayern
wesentliche Säulen der Bayern-
LB. Harnischmacher engagiert
sich zusätzlich in verschiedenen
Gremien der Sparkassenorgani-
sation. Mit seiner Ernennung
zum Stellvertretenden Vorsitzen-
den des Vorstandes im Januar
2005 und der Vertragsverlänge-
rung bis 2011 durch den Ver-
waltungsrat im März 2006 wird
die hohe Wertschätzung, die
der verheiratete Familienvater
bei Anteilseignern, Mitarbei-
tern und Kunden genießt, ver-
deutlicht.

Für Hypothekenpfandbriefe der BayernLB :

Weiteres „AAA“-Rating
Die Rating-Agentur Standard & Poor’s (S&P) hat der BayernLB
auch für Emissionen von Hypothekenpfandbriefen die beste Ra-
tingnote „AAA“ erteilt. Die Bewertung reflektiert zum einen die
hohe Qualität der den Pfandbriefen zu Grunde liegenden Forde-
rungen (Deckungsmasse), zum anderen jedoch auch die von der
BayernLB eingegangene Selbstverpflichtung, in der die Steue-
rung von Marktrisiken und Liquidität beschrieben werden. 

Die Selbstverpflichtung der
BayernLB enthält Grundsätze zur
aktiven Steuerung des Deckungs-
registers für öffentliche Pfand-
briefe und Hypothekenpfand-
briefe, wie zum Beispiel die
Steuerung der barwertigen Über-
deckung, und geht damit über die
nach neuem Pfandbriefgesetz
(PfandBG) geforderte Transpa-
renz hinaus; sie wird ab sofort von
der BayernLB als „Selbstver-
pflichtung für das Management
der Pfandbriefregister“ auf ihrer
Internetseite www.bayernlb.de/in-
vestor relations/ veröffentlicht.

Erstklassiges Standing

„Die Vervollständigung der
bestehenden Ratings für unsere
Hypothekenpfandbriefe durch
das veröffentlichte AAA-Rating

von S&P sichert unser erstklassi-
ges Standing als bedeutender
Emittent an den Kapitalmärkten
und ermöglicht uns auch weiter-
hin die kostengünstige Nutzung
dieser für die BayernLB und
die gesamte Sparkassen-Finanz-
gruppe Bayern bedeutsamen Re-
finanzierungsquelle. Die Bay-
ernLB ist damit die einzige Lan-
desbank mit einem AAA-Rating
der drei Ratingagenturen S&P,
Moody’s und Fitch sowohl für
öffentliche Pfandbriefe als auch
für Hypothekenpfandbriefe“,
kommentierte der Vorstandsvor-
sitzende Werner Schmidt die 
Ratingentscheidung. Die Selbst-
verpflichtung trägt dazu bei, den
Investoren zukünftig eine noch
klarere Beurteilung ihrer AAA-
Pfandbrief-Anlagen zu ermögli-
chen.
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Immobilie geleast
… in Zukunft investiert
… Ihr Partner: SüdLeasing.

SüdLeasing GmbH · Augustaanlage 33
68165 Mannheim · Telefon: (06 21) 428-2700
Telefax: (06 21) 428-27 24 · www.suedleasing.de

Ein Unternehmen der Landesbank Baden-Württemberg
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Bayerische Landessiedlung GmbH

KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Bauland-Entwicklung

Kommunale Investitionen
Einheimischen-Modelle

(Beschaffung und Erschließung)

Franken: Herr Grauer Tel. 0911 / 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911 / 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 0821 / 50 22 613
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941 / 78 00 116
Kompetenzzentrum, Planungs-, Dokumentationsdienstleistungen
und Konversion: Herr Streng Tel. 0921 / 78 42 34

Ihre Ansprechpartner für die jeweiligen Regierungsbezirke:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass
König Ludwig III im Jahre 1917
die Gründung einer Bayerischen
Landessiedlungs Gesellschaft
initiierte?

Ingolstadt und Sonthofen:

Private Investoren finanzieren
kommunale Freizeitbäder

Von Michael Edinger, Stellvertretender Direktor, SüdLeasing Mannheim
Mit Erlebnisbädern halten Ingolstadt und Sonthofen trotz an-
gespannter Haushaltslage ihren Freizeitwert. Möglich wurde
das durch eine Finanzierung gemeinsam mit privaten Investo-
ren. Das Konzept bewährt sich im Alltag.

Der Luftkurort Sonthofen im
Allgäu lockt seine jährlich rund
485.000 Übernachtungsgäste
mit einer Attraktion, die das
Freizeitangebot der Alpenstadt
bereichert. 

Freizeitwert bereichert

Sonthofen hat mit dem Bau
des Freizeitbades Wonnemar
seinen Freizeitwert erhöht. Die
Investition ist Teil des Projektes

„Zukunft Sonthofen“ für die
Stadtentwicklung. 

Auch Ingolstadt hat in seine
Infrastruktur investiert: Die Do-
nautherme, ebenfalls namens
„Wonnemar“, sowie benachbar-
te Saturn-Arena, eine Multi-
funktionshalle für Kultur- und
Sportveranstaltungen, steigern
Lebensqualität und Attraktivität
der Stadt im Zentrum des Städ-
tedreiecks München, Nürnberg
und Augsburg. Beide Kommu-

nen, Sonthofen und Ingolstadt,
konnten die Infrastrukturinve-
stitionen trotz angespannter
Haushaltslage durch die Zusam-
menarbeit mit privaten Investo-

lasten, ist voll aufgegangen,“
sagt Werner Gerngroß, Stadt-
kämmerer der Stadt Sonthofen.
Das Bad werde gut angenom-
men, die konzipierten Besu-
cherzahlen wurden in den vier
Jahren seit Eröffnung des Bades
stets erreicht. 

Selbstständige GmbH

Betrieben wird die Einrich-
tung von einer selbstständigen
Bäder- und Freizeitanlagen
GmbH, in deren Beirat auch der
Bürgermeister sitzt. Wegen des
in jüngerer Vergangenheit sin-
kenden Zinsniveaus sei es durch
Nachverhandlungen sogar ge-
lungen, die Raten der Mietzah-
lungen zu senken, so Gerngroß.
So muss die Stadt binnen fünf
Jahren rund 300.000 Euro weni-
ger als geplant ausgeben. 

Investor stundete Zinsen

Allerdings musste Sonthofen
auch einen Rückschlag verkraf-
ten: Als Folge des Hochwassers
im vorigen Jahr standen die tie-
fer gelegenen Räume einsch-
ließlich Maschinen und Technik
unter Wasser. Es entstand ein
Schaden in Höhe von rund 2,5
Millionen Euro. Von August bis
November musste das Bad ge-
schlossen werden. Der private
Investor reagierte flexibel und
stundete die Zahlung des Erb-
bauzinses kurzfristig. „Inzwi-
schen läuft alles wieder wie ge-
plant“, versichert der Sonthofe-
ner Stadtkämmerer.

Finanzierungskonzept
geht auf

Dessen positive Bilanz der
Partnerschaft von öffentlicher
Hand und privaten Investoren

Kur- und Familienfreizeitbad 
„Wonnemar“, Sonthofen

Auftraggeber: Stadt Sonthofen
Auftragnehmer: Oberallgäuer Bäder- und Freizeitanlagen
GmbH & Co. KG, Fa. Wilhelm Geiger GmbH & Co. KG, Süd
Leasing
Projektvolumen: Baukosten 17 Millionen Euro
Vertragsart: Betreibermodell
Leistungen der Auftragnehmer: Planung, Finanzierung, Bau
und Betrieb
Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung (Nebenangebot)
Öffentliche Fördermittel: keine
Projektdurchführung: 1999-2001
Quelle: Leitfaden „PPP zur Realisierung öffentl. Baumaßnah-
men in Bayern  - Teil 1“, hrsg. von Gesprächsgruppe PPP.      

Donautherme „Wonnemar“ in Ingolstadt
Auftraggeber: Stadtwerke Ingolstadt Freizeitanlagen GmbH
Auftragnehmer: Oberbayerische Bäder- und Freizeitanlagen
GmbH & Co. KG, Walter Bau AG vereinigt mit Dywidag, Süd
Leasing
Projektvolumen: Baukosten 25,6 Mio. Euro
Vertragsart: Erbbaurecht
Leistungen der Auftragnehmer: Planung, Bau, Finanzierung,
Betrieb
Öffentliche Fördermittel: keine
Projektdurchführung: 2002-2003
Quelle: Leitfaden „PPP zur Realisierung öffentl. Baumaßnah-
men in Bayern  - Teil 1“, hrsg. von Gesprächsgruppe PPP.        

bestätigt auch Thomas Hehl von
der Freizeitanlagen GmbH der
Stadtwerke Ingolstadt: „Das Er-
lebnisbad wird wegen des viel-
fältigen Angebots gut angenom-
men. Wir erreichen die in der
Planungsphase konzipierten Be-
sucherzahlen und Einnahmen ,
so dass unser Finanzierungskon-
zept aufgeht.“ Hehl betrachtet
die Private-Public-Partnership
auch im Gesamtrahmen mit der
benachbarten Saturn-Arena.
„Die Kultur- und Sportveranstal-
tungen laufen dort sogar besser
als geplant, was unsere Bilanz
noch verbessert“, erklärt Hehl.

Vorteile von PPP

Die Erfahrungen in Sont-
hofen und Ingolstadt bestätigen

die typischen Vorteile von Pri-
vate-Public-Partnerships:

Sämtliche Risiken während
der Bauphase werden von der
Leasinggesellschaft übernom-
men, auch alle Termin- und
Preisrisiken.

Während der Bauphase entste-
hen für die Kommune keine mit
dem Bau verbundenen Kosten.

Die Finanzierung erfolgt zu
Kommunalkreditkonditionen.

Zahlungen werden für die
Kommune erst nach Inbetrieb-
nahme fällig.

Die Raten für die Bäder
werden langfristig festge-
schrieben und aus den Einnah-
men finanziert. So wächst das
Freizeitangebot der Kommune
- ohne zusätzliche Haushalts-
belastung. 

Privater Kanal zum öffentlichen Netz: 

Staatliche Förderung möglich
Finanzstaatssekretär Meyer setzt sich für Kommunen ein

Vilshofen. Das Engagement von Bürgermeistern, insbesondere
des 1. Bürgermeisters der Stadt Vilshofen Hans Gschwendtner
und des 1. Bürgermeisters der Gemeinde Aldersbach und KPV-
Bezirksvorsitzenden Franz Schwarz hatten Erfolg. Die Initiative
der Bürgermeister haben CSU-Landtagsabgeordnete unter Fe-
derführung des stellvertretenden CSU-Fraktionsvorsitzenden
Markus Sackmann und Finanzstaatssekretär Franz Meyer auf-
gegriffen. Der Antrag der CSU mit dem Ziel, dass ein privater
Kanal zum öffentlichen Kanalnetz auch staatlich gefördert
wird, wurde in der jüngsten Plenarsitzung angenommen.

Wie Staatssekretär Meyer Bür-
germeister Gschwendtner bei ei-
nem Gespräch im Rathaus be-
stätige, gibt es jetzt eine Entlas-
tung für Hausbesitzer in dünn be-
siedelten Gebieten. Legt ein
Hausbesitzer einen privaten Ka-
nal zum öffentlichen Kanalnetz,
kann er dafür unter bestimmten
Voraussetzungen eine Förderung
des Freistaates Bayern erhalten.
Meyer erläuterte dem Bürgermei-
ster dass der Hausbesitzer jedoch
nur dann einen Zuschuss zu den
Kanalbaukosten bekomme, wenn
damit eine private Kleinkläranla-
ge, die auch staatlich gefördert
werden würde, unnötig wird.

Auf Nachfrage berichtete der
Staatssekretär dem Bürgermei-
ster, dass der Antrag im Land-
tag mit den Stimmen der CSU

beschlossen wurde. „Diese Re-
gelung ist eine pragmatische
Lösung, von der alle Seiten
profitieren“, so Gschwendtner.
Die Hausbesitzer kämen nun-
mehr in den Genuss einer dau-
erhaften Entsorgungssicherheit
und die Gemeinden könnten so
ihre bestehenden Anlagen bes-
ser auslasten.

Kommunalfreundlichkeit

Gschwendtner, der auch stell-
vertretender Kreisvorsitzender
des Bayerischen Gemeindetages
ist, dankte der Mehrheitsfraktion
für die konkrete Umsetzung ih-
rer Initiativen. „Dies zeigt erneut
die Kommunalfreundlichkeit
von Staatsregierung und Land-
tags-CSU“, so Meyer.

Lob für engagierte Mediziner
und innovative Projekte

BayernLB verleiht zum neunten Mal Klinikförderpreis

München - Die BayernLB verlieh zum neunten Mal den mit
25.000 Euro dotierten Klinikförderpreis. Der bundesweit aus-
geschriebene Wettbewerb richtet sich Kliniken, die den Struk-
turwandel im Gesundheitswesen vorantreiben.

Die BayernLB unterstreicht
mit diesem Engagement die so-
ziale Verantwortung von Unter-
nehmen. Damit auch künftig ho-
hes Niveau und medizinischer
Fortschritt im Gesundheitswesen
bezahlbar bleiben, sind Maßnah-
men wie Effizienzsteigerung so-
wie Optimierung der Strukturen
und Prozessabläufe in den Klini-
ken dringend erforderlich. „Un-
ser Ziel ist es, Kliniken auszu-
zeichnen, die den Strukturwan-
del im Gesundheitswesen mit in-
novativen Ideen besonders vor-
antreiben und dabei den Patien-
ten in den Mittelpunkt stellen“,
so Dr. Rudolf Hanisch, Stellver-
tretender Vorsitzender des Vor-
standes der BayernLB, zur Idee
des Engagements der Bank. Der
Wandel der Krankenhäuser hin
zu leistungsorientierten Unter-
nehmen mit wichtiger sozialer
Aufgabe wird dabei unterstützt.
Schirmherrin des Klinikförder-
preises ist die Bayerische Staats-
ministerin für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen,
Christa Stewens. 

Telemedizin und Onkologie

Ausgezeichnet wurden dieses
Jahr das Städtische Klinikum
München/Harlaching mit dem
Projekt „TEMPiS - Telemedizini-
sches Pilotprojekt zur integrierten
Schlaganfallversorgung“ und die
Klinik der Universität Köln mit
dem Projekt „Centrum für inte-
grierte Onkologie“. 

Versorgungsnetz für Ältere 

Einen Sonderpreis erhielt das
Evangelische Krankenhaus Bie-
lefeld für das Projekt „Ein stabi-
les Versorgungsnetz für ältere
und hoch betagte Bürger mit ge-
rontopsychischem Behand-
lungsbedarf in Bielefeld“. Die
ersten beiden Projekte wurden
mit 10.000 Euro prämiert. Der
Sonderpreis ist mit 5.000 Euro
dotiert. 

Das Telemedizinische Pilot-
projekt zur integrierten Schlag-
anfallversorgung in der Region
Süd-Ost-Bayern (TEMPiS) ist

durch seine Effizienz und wohn-
ortnahen Therapiemöglichkeiten
ein Musterbeispiel für die Ver-
sorgung von Schlaganfallpatien-
ten. Aus der Phase des Modell-
projekts wurde es wegen der
ausgewiesenen Erfolge bereits in
die Regelversorgung überführt.
Das Projekt dient inzwischen als
„Qualitätsindikator“ für die wei-
tere bedarfsorientierte Schlagan-
fallversorgung im Flächenstaat
Bayern. Die Zahl der in den re-
gionalen Kooperationskliniken
durchgeführten Lysen konnte
wesentlich gesteigert und die
Verweildauer in diesen Kliniken
verkürzt werden. Die im Rah-
men des Projekts behandelten
Patienten haben hinsichtlich
Überlebenschancen und Behin-
derungsgrad gegenüber einer un-
spezialisierten Standardbehand-
lung erheblich profitiert. 

Die bayerischen Krankenkas-
sen tragen die laufenden Kosten
und schaffen die weitere finanzi-
elle Grundlage. Die Telemedi-
zin-Investitionen werden vom
Bayerischen Staatsministerium
für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen gefördert.
Die Kosten der wissenschaftli-
chen Analyse wurden getragen
von der Stiftung Deutsche
Schlaganfall-Hilfe. 

Jede Minute zählt

Eine besondere Herausforde-
rung im Schlaganfallbereich liegt
im Zeitfenster. Jede Minute zählt.
Hier setzt TEMPiS an: Rasches
Eingreifen durch wesentlich kür-
zere Transportwege; sofortige
Verfügbarkeit von Spezialisten
und wichtigen Daten; Transfer
neurologischen Fachwissens von
Schlaganfall-Spezialstationen -
der sog. Stroke units - mit Hilfe
der Telemedizin in die regionalen
Krankenhäuser; dezentraler An-
satz: der Experte kommt zum Pa-
tienten - und nicht umgekehrt;
Bündelung und Konzentration
von Fachwissen; Verbesserung
der Schlaganfallversorgung in re-
gionalen Kliniken. Das Projekt ist
inzwischen auf weltweites Inter-
esse gestoßen. 

Brigitte Walter verstärkt 
Vorstand der Real I.S. AG

Ab dem 1. Juli 2006 wird Brigitte Walter als Mitglied des Vor-
standes - zunächst 1 Jahr als stellvertretendes Vorstandsmit-
glied - den Vorstand der Real I.S. AG komplettieren. Im Vor-
stand wirken  außerdem Josef Brandhuber als Vorstandsvor-
sitzender und Jochen Schenk als weiteres Vorstandsmitglied.

Das Aufgabengebiet von Frau
Walter umfasst den Bereich Un-
ternehmenssteuerung, Risi-
komanagement, Portfoliomana-
gement inkl. Research. Darüber
hinaus trägt sie die Verantwor-
tung für den Geschäftsbereich
Performance (Asset- und
Fondsmanagement). Der Ge-
schäftsbereich Performance
umfasst das Management des
weltweiten Immobilienbestan-
des inkl. der Kapitalanlagepro-
dukte mit einem Investitionsvo-
lumen von derzeit rd. 3,9 Mrd.
. In der Real I.S. AG, in der

Frau Walter seit 1.4.2001 tätig
ist, baute sie zunächst die Berei-
che Unternehmenssteuerung,
Risikomanagement und Portfo-

liomanagement inkl. weltwei-
tem Research aus. Projekte wie
z. B. der Aufbau der eigenen
Hausverwaltung der Real I.S.
AG aber auch IT - und Perso-
nalprojekte und ein aktives Be-
teiligungsmanagement gehören
u. a. zu ihrem Trackrekord in-
nerhalb der vergangenen 5 Jah-
re. Frau Walter war derzeit be-
reits Prokuristin der Real I.S.
AG und übt Geschäftsführer-
mandate von Beteiligungsge-
sellschaften aus. Fragen der
Prozessoptimierung - insbeson-
dere im Immobilienankauf und
der Produktauflagen, aber auch
der Immobilienverwaltung -
sind ihre Spezialität. Sie hat
sich in dieser Zeit durch ihre
spezifische Tätigkeit auch in
Immobilienthemen umfangrei-
ches Fachwissen erworben.
Frau Walter besuchte 1989/
1990 das Lehrinstitut für das
kommunale Sparkassen- und
Kreditwesen in Bonn. Sie ver-
fügt über langjährige Berufser-
fahrung, davon viele Jahre in
der Sparkasse Bad Hersfeld -
Rotenburg. Sie hat dort alle Be-
reiche des Kredit- und Geldwe-
sens kennen gelernt, zuletzt war
Sie Hauptabteilungsleiterin des
Vorstandssekretariats mit einem
breiten Aufgabengebiet. „Mit
Frau Walter komplettiert sich
der Vorstand mit einer erfahre-
nen und versierten Fach- und
Führungskraft, die über um-
fangreiche Erfahrungen im
Geld- und Kreditwesen und im
Immobilienbereich verfügt. Ge-
meinsam mit Frau Walter wer-
den wir die Marktstellung der
Real I.S. AG weiter festigen
und ausbauen“ - so kommentie-
ren Dr. Rudolf Hanisch, Auf-
sichtsratsvorsitzender sowie Jo-
sef Brandhuber, Vorstandsvor-
sitzender der Real I.S. AG“.    

ren - darunter die Süd Leasing-
Gruppe - stemmen. 

„Unser Konzept, das Freizeit-
angebot unseres Urlaubsortes
zu verbessern und gleichzeitig
den städtischen Haushalt zu ent-
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Machen Sie Ihr Finanzmanagement zum Chancenmanagement:
Die erfahrenen Spezialisten der Deutschen Bank bieten moderne
Finanzinstrumente an, die zielgenau und praxisorientiert auf
Kommunen, kommunale Betriebe und Unternehmen zugeschnitten
sind. Ihre Chancen: Zinsaufwand senken, Verpflichtungen schneller
abbauen und neue Spielräume für Investitionen schaffen.

Mehr dazu erfahren Sie im Internet
oder direkt von Ihrem Ansprechpartner:
Hans-Jürgen Gerlach, Tel.: 0 89-23 90 22 09
E-Mail: hans-juergen-ge.gerlach@db.com

www.deutsche-bank.de/oeffentlicher-sektor

Leistung aus Leidenschaft.

Hürden gemeinsam
meistern.

Zinslasten senken –
Marktchancen nutzen

Der Präsident des Genossenschaftsverbands Bayern, Stephan
Götzl (l.) mit Prof. Dieter Kempf, Vorstandsvorsitzender der
DATEV eG.

Presse-Regionaltag des Genossenschaftsverbands Bayern:

Genossenschaft
hat Zukunft

Mittelfranken als Auftaktregion
Zentrale Forderungen an die Politik

Die Präsentation eines Schwergewichts unter den Genossen-
schaften - der DATEV eG - sowie die der Obstverwertungsge-
nossenschaft Förrenbach eG, einer klassischen Raiffeisenge-
nossenschaft, bildeten den Schwerpunkt des Presse-Regional-
tags des Genossenschaftsverbands Bayern in Hersbruck. Mit-
telfranken stellte die Auftaktregion für die nunmehr jährlich
stattfindende Informationsveranstaltung dar, die unter dem
Motto „Genossenschaft hat Zukunft“ stand.

Die DATEV eG ist nicht nur
eine der mitarbeiterstärksten
Genossenschaften, sondern ge-
hört zu den größten Soft-
warehäusern Deutschlands. Dass
das Unternehmen dieses Jahr
seinen 40. Geburtstag feiern
konnte, zeigt nach den Worten
des Präsidenten des Genossen-
schaftsverbands Bayern, Step-
han Götzl, „die Substanz und
Qualität, die hinter diesem Un-
ternehmen steckt“. 

Beispielhaft ist auch die Obst-
verwertungsgenossenschaft För-
renbach eG: Sie stellt eine von
20 bayerischen Obst- und Ge-

befänden sich allein 106 in Mit-
telfranken. Über 2,7 Millionen
bayerische Bürger und damit
mehr als ein Viertel der erwach-
senen Bevölkerung Bayerns sei-
en Mitglied einer Genossen-
schaft, fuhr der Präsident fort.
In Mittelfranken seien ca.
10.000 Menschen in Genossen-
schaften beschäftigt, in ganz
Bayern knapp 70.000 Mitarbei-
ter. Hinzu kämen ca. eine Milli-
on Beschäftigungsverhältnisse,
die in direktem oder indirektem
Zusammenhang mit Genossen-
schaften in Bayern durch die ca.
300.000 Mitglieder allein bei

Kosten und stärke seine Chan-
cen am Markt, betonte Götzl.
Gerade für den Mittelstand gel-
te: „Nutzen von Kooperations-
vorteilen, Erzeugen von Markt-
macht und das Bilden von Netz-
werken sind heute unverzicht-
bar für den wirtschaftlichen Er-
folg. Oder anders: Mit der ge-
nossenschaftlichen Unterneh-
mensform macht sich der Mit-
telständler das Leben leichter.

Vertrauen und Zuversicht. Dies
zeige sich auch darin, dass sie
Jahr für Jahr über eine halbe
Milliarde Euro in den Standort
Bayern investieren. Mit Hilfe
ihrer Mitarbeiter und modernen
Unternehmen würden jährlich
rund 3,9 Milliarden Euro an
Wertschöpfung in Bayern er-
wirtschaftet - „eine stolze Sum-
me“, wie Götzl bemerkte. 

Paradebeispiele

Wie man in wirtschaftlich
nicht immer einfachen Zeiten
Kräfte in genossenschaftlichen
Unternehmen bündeln kann, um
auf Erfolgskurs zu bleiben, dafür
seien die Mitglieder der 42
Handwerksgenossenschaften ein
Musterbeispiel. Sie könnten ge-
meinsam einkaufen und planen,
Maschinen gemeinsam nutzen,
gemeinsam am Markt auftreten
und so Aufträge an Land ziehen,
die ein einzelner Betrieb wo-
möglich allein nie bekommen
hätte. Die beiden Genossen-
schaften, die am Regionaltag
näher vorgestellt wurden, be-
zeichnete Götzl als „Paradebei-
spiele auf ihren Feldern“. 

Jedes Mitglied der Genossen-
schaft bleibe selbstständig und
unabhängig. Durch die Mit-
gliedschaft in der Genossen-
schaft reduziere es aber seine

Das unterstreichen auch die 354
bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken täglich aufs
Neue.“

Dichtes Netz an
Geschäftsstellen

Denn anders als viele Banken
seien die bayerischen Genossen-
schaftsbanken dort zu finden, wo
die meisten Mittelständler, die
Handwerksunternehmen sind: in
den Regionen. Mit 3.346 Ge-
schäftsstellen, davon 325 in Mit-
telfranken, verfügten sie über
das dichteste Geschäftsstellen-
netz aller bayerischen Banken-
gruppen und das über ganz Bay-
ern verteilt.

Gesetzesreform gibt
weiteren Auftrieb

Die genossenschaftliche Idee
biete den Genossenschaftsban-
ken das nötige Potenzial, im
harten Wettbewerb als Sieger
hervorzugehen, sagte der Präsi-
dent. Die Reform des Genos-
senschaftsgesetzes, das am 18.
August dieses Jahres in Kraft
tritt, gebe dem Genossenschafts-
wesen weiteren Auftrieb. So
werde die Rechtsform der Ge-
nossenschaft über die bisheri-
gen Wirtschaftszweige und
Wirtschaftsräume hinaus für
viele Unternehmen interessant. 

Unbürokratische
Möglichkeiten

Zum einen werde es möglich
sein, mit nur noch drei Mitglie-
dern eine Genossenschaft zu
gründen anstatt mit sieben. Zum
anderen ergäben sich durch die
neu eingeführte Europäische
Genossenschaft deutlich besse-
re und unbürokratischere Mög-
lichkeiten zur Kooperation auf

dem europäischen Binnen-
markt. Doch um diese neuen
Möglichkeiten nutzen zu kön-
nen, müssten die politischen
Rahmenbedingungen für die
Unternehmen selbst stimmen.
Hier gebe es allerdings noch ei-
niges zu tun. Deswegen sind
laut Götzl folgende Maßnah-
men von Seiten der Politik un-
abdingbar notwendig:
1. Abbau von bürokratischen
Lasten

Die bürokratischen Lasten
und Kosten in Deutschland
müssten drastisch reduziert
werden. Ein typisches Beispiel
liefere im Bereich der Kreditge-
nossenschaften die Prüfungs-
methodik der BaFin, die die
Banken ebenso Millionen koste
wie das Kontenabrufverfahren.
Mittlerweile habe sich das Ge-
setz zu einem „Kapitalvertrei-
bungsgesetz“ entwickelt. 
2. Neuausrichtung der Steuer-
politik

Im Rahmen einer umfassen-
den, den Mittelstand entlasten-
den Unternehmenssteuerreform
dürfe es nicht nur wettbewerbs-
fähige Steuersätze und eine
deutliche Vereinfachung geben,
sondern es müsse ebenso eine
moderate Abgeltungsteuer auf
Kapitalerträge eingeführt wer-
den. Sie sei ein wichtiger
Schritt, den Kapitalabfluss ins
Ausland zu stoppen und gleich-
zeitig den bürokratischen Auf-
wand zu reduzieren.
3. Grundlegende Reform der
sozialen Sicherungssysteme

Die Werte der Eigenverant-
wortung und Selbsthilfe müss-
ten in der aktuellen Reformde-
batte wieder stärker in den Mit-
telpunkt gerückt werden. Davon
sei bisher so gut wie nichts zu
erkennen. Der Reformbedarf sei
riesig, mutige Entscheidungen
vonnöten. DK

Verbandstag 2006 am 13. Juli: 

„Genossenschaft und Mittelstand
- gewinnen durch Partnerschaft“
Traditionell eng ist die Verbindung zwischen dem Mittel-

stand sowie den mittelständischen Volksbanken und Raiffei-
senbanken in Bayern. Das spiegelt sich auch in der Themen-
setzung des diesjährigen Verbandstages des Genossenschafts-
verbandes Bayern e.V. (GVB) am 13. Juli ab 10 Uhr im Inter-
nationalen Congress Center München (ICM) Messegelände
wider: „Genossenschaft und Mittelstand - gewinnen durch
Partnerschaft.“

Der Verbandstag ist mit rund 1.400 Teilnehmern das zentra-
le öffentliche Forum des Genossenschaftsverbandes Bayern zu
wirtschafts- und finanzpolitischen Fragestellungen. Zu diesen
wird vor aktuellem Hintergrund unter anderem der Bundesmi-
nister für Wirtschaft und Technologie, Michael Glos, in sei-
nem Grußwort Stellung beziehen.

müsegenossenschaften dar, die
im Jahr 2005 zusammen über
40.000 Tonnen Obst und Gemü-
se absetzen konnten.

Eine starke Idee

Götzl verwies darauf, „dass
unsere mittelständischen Wur-
zeln für die bayerischen Genos-
senschaften identitätsbildend
sind“. Denn die genossenschaft-
liche Unternehmensform sei ei-
ne starke Idee, stütze den ländli-
chen Raum und lebe den Mittel-
standsgedanken.

Von den insgesamt 1.138
bayerischen Genossenschaften

den ländlichen und gewerbli-
chen Genossenschaften stehen.
Jedem zwölften Bayern sicher-
ten die Genossenschaften auf
diese Weise entweder direkt
oder indirekt einen Arbeitsplatz. 

Massive Säule
der lokalen Wirtschaft

Die genossenschaftlichen Un-
ternehmen stellten eine massive
Säule der bayerischen Volks-
wirtschaft, insbesondere aber
der lokalen Wirtschaft dar - ge-
rade in strukturschwachen Ge-
bieten. Die bayerischen Genos-
senschaften böten Sicherheit,

Unternehmenssteuerreform:

OB Schaidinger fordert Ausbau 
der Gewerbesteuer

Der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermei-
ster Hans Schaidinger, hat an die Bund-Länderarbeitsgruppe
von Union und SPD appelliert, sich nachdrücklich für die Bei-
behaltung der Gewerbesteuer auszusprechen. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel hatte in der Generalaussprache des Bun-
destags zum Haushalt bekräftigt, dass es bei der geplanten Un-
ternehmenssteuerreform „mutige Schritte“ geben wird. Der
Vorsitzende des Städtetags kommentierte dies mit den Worten:
„Mutige Schritte ja, aber bitte in Richtung Stärkung der Städ-
te und Gemeinden“. 

Schaidinger erwartet von den
Koalitionsfraktionen, dass sie
den Vorschlägen von Bundesfi-
nanzminister Peer Steinbrück fol-
gen, der dem Vernehmen nach die
Bemessungsgrundlage für die
Gewerbesteuer verbreitern will.
Eine solche zusätzliche Stabilisie-
rung der Gewerbesteuer läge auf
der Linie dessen, was die Städte
schon seit Jahren fordern.

Schaidinger: „Mit einer Ver-
breiterung der Bemessungs-
grundlage für die Gewerbesteuer
wäre es möglich, die nominalen
Sätze für die Steuer zu senken.

Damit könnte auch ein Ziel der
Unternehmenssteuerreform er-
reicht werden, niedrigere, im in-
ternationalen Wettbewerb kon-
kurrenzfähigere Steuersätze zu
erreichen“.

Starke Städte brauchen
gesicherte Finanzen

Schaidinger wies in diesem
Zusammenhang darauf hin,
dass das Argument, die Gewer-
besteuer wäre im europäischen
Vergleich wettbewerbsverzer-
rend, nicht stichhaltig ist. Er be-

ruft sich dabei auf den Bundesfi-
nanzhof. Dieser hat in seiner Be-
gründung zu einem Urteil vom
18. September 2003 festgehalten,
dass eine Reihe europäischer
Staaten eine Steuer erhebt, die mit
der deutschen Gewerbesteuer bis
ins Detail vergleichbar ist.

Der Vorsitzende des Städte-
tags hat in mehreren Gesprä-
chen mit Abgeordneten sowohl
der CSU wie auch der bayeri-
schen SPD den Eindruck ge-
wonnen, dass dort durchaus
Verständnis für die Forderung
der Kommunen nach Beibehal-
tung der Gewerbesteuer besteht.
Er appellierte deshalb an die
bayerischen Vertreter im Bun-
destag, sich zu Gunsten der
Kommunen einzusetzen. Schai-
dinger: „Um im internationalen
Vergleich ein guter Standort zu
sein, brauchen wir starke Städte.
Und starke Städte brauchen ge-
sicherte Finanzen.“
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Versicherungskammer Bayern:

Im Wettbewerb behauptet
Steigerung der Beiträge um 3,6 Prozent

Auch 2006 wird überdurchschnittliches Wachstum erwartet 
München - Der Konzern Versicherungskammer Bayern, der
größte öffentliche Versicherer der Bundesrepublik, konnte auch
2005 die Erfolge der vergangenen Jahre fortsetzen. Wie der Vor-
standsvorsitzende Friedrich Schubring-Giese bei der Bilanz-
Pressekonferenz in München erklärte, prägten drei Eckpfeiler
das Jahresergebnis 2005: Die Versicherungskammer Bayern ist
auch im letzten Jahr wieder stärker gewachsen als der deutsche
Versicherungsmarkt. Die Beiträge erhöhten sich stärker als die
Kosten und die Kapitalerträge haben kräftig zugenommen. 

Die gebuchten Bruttobeiträge
im selbst abgeschlossenen Ge-
schäft - also ohne Rückversiche-
rungsgeschäft - stiegen Schub-
ring-Giese zufolge um 3,6 Pro-
zent auf 5,37 Milliarden Euro, 
der deutsche Versicherungsmarkt
wuchs um 3,2 Prozent. Unter Ein-
beziehung des aktiven Rückversi-
cherungsgeschäfts stiegen die
Beiträge der Versicherungskam-
mer auf 5,43 Milliarden Euro. 

Höherer Jahresüberschuss

Den Jahresüberschuss konnte
der Konzern ebenfalls wieder er-
höhen. Er lag bei 90,2 Millionen
Euro oder 21,1 Prozent über dem
Vorjahr. Die Verwaltungskosten
stiegen moderat um 1,5 Prozent,
„damit wurde das Ziel Beitrags-
wachstum über Kostenwachstum
auch 2005 erreicht“. Der Kapital-
anlagenbestand der Versiche-
rungsgruppe stieg von 28,5 Mil-
liarden Euro auf 30,1 Milliarden
Euro, das Nettoergebnis aus Ka-
pitalanlagen wuchs um 21,6 Pro-
zent auf 1,52 Milliarden Euro. 

Im Lebensversicherungsmarkt
war das Neugeschäft des Jahres
2009 durch die Einführung des
Alterseinkünftegesetzes und
dem damit verbundenem Boom

Ende 2004 geprägt. Der Neuge-
schäftsrückgang fiel bei der Ver-
sicherungskammer mit einem
Minus von 16,4 Prozent moderat
aus. In der gesamten Branche
ging das Neugeschäft um 21,7
Prozent zurück. 

Guter Jahresabschluss

Die gebuchten Bruttobeiträge
der Lebensversicherungsunter-
nehmen des Konzerns stiegen
um 6,2 Prozent und überschrit-
ten mit 2,04 Milliarden Euro
erstmals die Zwei-Milliarden-
Grenze. Der Vertragsbestand be-
trug Ende 2005 unverändert 1,9
Milliarden Stück. Die Storno-
quote in der Lebensversiche-
rungssparte lag mit 3,8 Prozent
nach wie vor deutlich unter dem
Marktwert von fünf Prozent.
Auch die Verwaltungskosten-
quote blieb mit 1,9 Prozent unter
dem Durchschnitt der Branche.
Der Rohüberschuss konnte von
354,9 auf 451,4 Millionen Euro
erhöht werden. „Ein erfreulicher
Abschluss eines schwierigen
Jahres“, so Schubring-Giese. 

Der Krankenversicherungs-
markt war 2005 geprägt von der
Unsicherheit über die Entwick-
lung des Gesundheitswesens.

Trotzdem konnten die Kranken-
versicherer des Konzerns ihren
Wachstumskurs fortsetzen. 

Die gebuchten Bruttobeiträge
wurden um 3,8 Prozent von 1,59
Milliarden Euro auf 1,65 Milli-
arden Euro gesteigert. Knapp 
2,4 Millionen Krankenversiche-
rungskunden registrierte die 
Versicherungskammer Bayern
2005, das waren 110.000 mehr
als im Vorjahr. Das Neugeschäft
ist auf 93,3 Millionen Euro ge-
wachsen. Die Aufwendungen 
für Versicherungsfälle stiegen
um 3,6 Prozent und somit weni-
ger stark als die Beitragseinnah-
men. Die Schadenquote konnte
weiter auf 64,3 Prozent gesenkt
werden. Auch 2005 lag die Ver-
waltungskostenquote mit 2,7 Pro-
zent wieder unter dem Markt-
durchschnitt von 2,9 Prozent. 

Kompositversicherung

Ein schwieriges gesamtwirt-
schaftliches Umfeld und ein er-
heblicher Preiskampf in der Kfz-
Sparte prägten den deutschen
Kompositversicherungsmarkt.
Die Versicherungskammer schloss
das Jahr 2005 mit einem Bei-
tragsplus von 0,5 Prozent ab. Die
gebuchten Bruttobeiträge lagen
bei 1,68 Milliarden Euro. Um
knapp 1,0 Prozent auf 9,6 Mil-
lionen Stück erhöhte sich die
Anzahl der selbst abgeschlosse-
nen Verträge. Die Bruttoscha-
denquote bei den Kompositver-
sicherern stieg nach zwei sehr
günstigen Schadensjahren wie-
der an und lag bei 69,1 Prozent. 

Gesundheitsfonds

Robert Baresel, Vorstandsmit-
glied der Versicherungskammer,
nahm Stellung zur Gesundheits-
reform. Er betonte, dass der der-
zeit diskutierte Gesundheits-
fonds zur Reform der Kranken-
versicherung keine geeignete
Lösung sei, das deutsche Ge-
sundheitswesen auf eine nach-
haltige Basis zu stellen. Der Ge-
sundheitsfonds gebe keine Ant-
wort auf die größten Probleme,
wie beispielsweise auf die demo-
grafische Entwicklung oder die
steigenden Kosten aufgrund des
medizinisch-technischen Fort-

schritts. Langfristig könnten die-
se Probleme nur durch mehr Ka-
pitaldeckung gelöst werden. Ba-
resel erklärte weiter, dass etwa
50.000 Arbeitsplätze direkt oder
indirekt vom Fortbestand der
privaten Krankenversicherung
abhängen und eine Schwächung
der PKV jedes einzelne Unter-
nehmen betreffen könne. 

Optimistische Prognose

Für das laufende Jahr rechnet
der Gesamtverband der deut-
schen Versicherungswirtschaft
mit einem Wachstum des Mark-
tes von 2,0 Prozent. Für den

Konzern Versicherungskammer
Bayern liegen die gebuchten
Bruttobeiträge in den ersten
fünf Monaten über alle Sparten
bei einem Plus von 5,8 Prozent.
Für das Jahresende rechnet der
Vorstand damit, das Markt-
wachstum um ein bis zwei Pro-
zent zu übertreffen. „Wenn sich
die Schadenssituation im lang-
jährigen Durchschnitt bewegt
und es keine unerwarteten Tur-
bulenzen auf den Kapitalmärk-
ten gibt, so sollte es möglich
sein, auch 2006 ein ähnlich gut-
es Ergebnis zu erreichen wie im
vergangenen Jahr“, so Schu-
bring-Giese. E. Scholl

Junge Union Oberfranken:

Kommunalfinanzen in Schieflage 
Im Rahmen eines Fachgesprächs mit dem Kronacher Kreisvor-
sitzenden des Bayerischen Gemeindetags, Stockheims Bürger-
meister Albert Rubel, setzte sich die Junge Union Oberfranken
in Neukenroth mit der Schieflage der kommunalen Finanzen
auseinander. Weiteres Thema war auch eine kommunale Ge-
bietsreform bis 2020, die den Landkreisen Kronach, Coburg
und Lichtenfels eine Perspektive bieten kann.

Albert Rubel betonte die Ver-
antwortung der kommunalen
Mandatsträger: „Jeder muss sei-
ne Hausaufgaben machen.“ Jam-
mern helfe niemanden weiter, al-
lerdings sollten die Kräfte ge-
bündelt werden, damit die Un-
terstützung aus München und
Berlin für die strukturschwachen
Gebiete nicht nachlasse. 

Rubel machte in diesem Zu-
sammenhang auf das bestehende
Fördergefälle zu Thüringen und
Tschechien, die große Zahl von
Pendlern, die hohe Arbeitslosen-
quote, die niedrigen Löhne in
den neuen Bundesländern, auf
Betriebsverlagerungen, das Weg-
brechen von Arbeitsplätzen und
den damit zusammenhängenden
Verlust von Kaufkraft und Inve-
stitionszurückhaltung sowie die
schlechten überregionalen Ver-
kehrsanbindungen aufmerksam.
Darüber hinaus hob er die Rolle
der jungen Kommunalpolitiker
hervor. Es sei wichtig, langsam
in Verantwortung hineinzu-
wachsen. Angesichts der negati-
ven demographischen Entwick-
lung im Landkreis Kronach sei-
en die Ideen der jungen Leute
wichtig. 

Gebietsreform - ja
oder nein?

In der anschließenden Diskus-
sion wurde auch die Frage nach
einer Gebietsreform aufgewor-
fen. JU-Bezirksvorsitzende Ka-
thrin Gwosdek betonte, eine Zu-
sammenlegung der Landkreise
Kronach und Lichtenfels oder
Kronach und Coburg könnte Ko-
sten einsparen. Allerdings müs-
ste dabei auch die Bevölkerung
dahinter stehen. Alle kommuna-
len Mandatsträger sollten sich
zunächst an einen Tisch setzen,
um herauszufinden, welche Ziele
der Landkreis Kronach und seine
Gemeinden verfolgen, um an-
schließend ein gemeinsames
Leitbild für Oberfranken und den
Frankenwald zu entwerfen. „Erst
dann macht es Sinn, sich zu lei-
stungsstärkeren Einheiten zusam-
menzuschließen, wobei eine von
oben verordnete Gebietsreform
immer noch der falsche Weg ist“,
erklärte Gwosdek. 

Synergieeffekte nutzen

JU-Kreisvorsitzender Jonas
Geissler sprach sich für eine stär-
kere Nutzung von Synergieef-
fekten aus. Die „Neidhammelei“
in Oberfranken müsse ein Ende
haben. Bislang würden viele
Kreise in Oberfranken eher ge-
geneinander statt miteinander ar-
beiten. Bei einer Gebietsreform
müssten aber die Mentalitätsun-
terschiede der Oberfranken, ver-
schiedene historische und kultu-
relle Entwicklungen sowie die
sprachlichen und geographi-
schen Unterschiede berücksich-
tigt werden. KPV-Kreisvorsit-
zender Wolfgang Förtsch unter-

strich die positiven Effekte kom-
munaler Zusammenarbeit. Dies
sei im Hinblick auf die Kommu-
nalwahlen 2008 für die CSU ein
zentrales Thema. 

Senioren im Visier

Die stellvertretende KPV-
Kreisvorsitzende Anita Swidu-
ruk schlug ihrerseits vor, bei der
Konzeption für die Entwicklung
des Landkreises die Senioren
stärker in den Mittelpunkt zu
rücken. 

Die JU werde dies aufgreifen,
so JU-Kreisvorsitzender Jonas
Geissler. Zunächst sollte der Se-
niorentourismus weiter forciert
werden. Mittelfristig könne eine
„Seniorenregion Frankenwald“
entstehen, in der ältere Menschen
ihren Lebensabend verbringen
könnten. Das Preis-Leistungs-
Verhältnis sei in Kronach und
Umgebung unschlagbar und die
Landschaft ein „Geschenk des
Himmels“. 

Was allerdings fehlt, sei eine
gemeinsame Strategie aller Be-
teiligten, bemerkte Geissler. Die
Ausrichtung der Region auf Se-
nioren hätte auch für die jungen
Leute im Landkreis Vorteile. „Ich
bin mir sicher, dass dadurch neue
Arbeitsplätze entstehen werden“,
so der JU-Kreisvorsitzende. DK

Handwerkskammer für München und Oberbayern:

Erfreuliche Situation
Gute Nachrichten für das Münchner und oberbayerische
Handwerk: „Der Aufschwung ist endlich im Handwerk ange-
kommen“, so Heinrich Traublinger, MdL, Präsident der Hand-
werkskammer für München und Oberbayern, in seiner Rede
vor der Vollversammlung in München. Mit einem Halbjahre-
sumsatz von rund 13,4 Milliarden Euro, einem Plus von nomi-
nal 3,5 Prozent, wird die gesamtwirtschaftliche Aufwärtsent-
wicklung übertroffen. 

Auch der Beschäftigtenabbau
kommt allmählich zum Stillstand.
Zum 30. Juni werden knapp
280.000 Beschäftigte erwartet -
ein Rückgang von nur noch 1,5
Prozent gegenüber dem Vorjah-
reszeitpunkt. Auch die Sonder-
entwicklung beim Betriebs-
wachstum schwächt sich ab.
Rund 66.000 Betriebe zur Jahres-
mitte 2006 bedeuten ein Plus von
3,5 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Doch umfangreiche Steuer-
und Abgabenerhöhungen gefähr-
den 2007 die Erholung.

Warnung vor Bremsspuren

„Das größte Steuererhöhungs-
paket der Nachkriegsgeschichte in
Höhe von rund 70 Milliarden Euro
wird nicht ohne Bremsspuren an
der Binnenkonjunktur vorüberge-
hen“, warnte Traublinger. Vor dem
Hintergrund ansteigender Steuer-
einnahmen müssten alle Maßnah-
men noch einmal auf den Prüf-
stand. Besonders die Verteuerung
der Konsumnachfrage sei ein ge-
fährliches Spiel, so Traublinger:
„Der Kostenabstand zwischen
ehrlicher Arbeit und Schwarzar-
beit darf nicht noch größer wer-
den! Sinnvoll wäre es deshalb, die
Abzugsfähigkeit der Handwerker-
rechnungen auszubauen.“

Für die anstehende Unterneh-
mensteuerreform forderte Traub-
linger eine Nettoentlastung der
Einzel- und Personenunterneh-
men. Eine geringere Besteuerung
des nicht entnommenen Gewinns
solle hierbei ein wichtiges Ele-
ment sein. Bei der Erbschafts-
steuerreform kritisierte Traublin-
ger die Einschränkung, die Ab-
senkung nur beim Erhalt aller Ar-
beitsplätze zu gewähren. Zusätz-
lich zum drastischen Anstieg der
Steuerlast bereite dem Handwerk
auch die Entwicklung der Lohn-
zusatzkosten Sorgen. Zwar sollen

die beschlossenen Änderungen
die Summe der Beitragssätze von
heute 41 auf 39,4 Prozent senken.
Doch dieses Ziel sei realistisch
nicht mehr erreichbar.

Großer Handlungsbedarf be-
stehe im Gesundheitswesen, so
Traublinger weiter. Nötig seien
die Stärkung der Eigenvorsorge,
die Entlastung von versiche-
rungsfremden Leistungen und die
Ausschöpfung aller Effizienz-
spielräume. Mit Bezug auf das
Gleichbehandlungsgesetz wandte
sich Traublinger gegen eine Über-
erfüllung der EU-Vorgaben. Der
Gesetzesentwurf gehe in zahlrei-
chen Punkten darüber hinaus, in-
dem er zusätzliche Merkmale in
den zivilrechtlichen Diskriminie-
rungsschutz aufnehme und Ge-
werkschaften und Betriebsräten
ein Klagerecht einräume, selbst
wenn der betroffene Arbeitneh-
mer dies gar nicht wolle.

Ausbildungssituation

Bernd Lenze, Hauptgeschäfts-
führer der Handwerkskammer
für München und Oberbayern,
nahm Bezug auf die aktuelle
Ausbildungssituation: „Allein im
vergangenen Jahr wurden im
Kammerbezirk 4.570 Ausbil-
dungsplätze neu eingeworben.
Außerdem wurden 3.700 EQJ-
Plätze angeboten. Die Vorgaben
aus dem nationalen Ausbil-
dungspakt wurden damit deut-
lich übererfüllt.“ Insgesamt wur-
den 2005 im oberbayerischen
Handwerk 8.799 Lehrverträge
neu abgeschlossen. Dies seien
zwar 2,9 Prozent weniger als 
im Vorjahr, allerdings vor dem
Hintergrund der 2005 immer
noch rückläufigen Beschäftigung
im Handwerk. Aktuell hätten
mehr als 26.000 Jugendliche eine
Lehrstelle in oberbayerischen
Handwerksbetrieben.
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Die führenden deutschen Kunststofffenster-Profilhersteller

arbeiten gemeinsam in der Initiative Rewindo für weniger

Ressourcenverbrauch und mehr PVC-Recycling. Und das

freiwillig und mit großem Erfolg. 2005 wurden mehr als

7.000 Tonnen reines PVC-Recyclat aus ausgebauten Fenstern

und Rollladen zurückgewonnen. Ein wichtiger Schritt auf

dem Weg zur Kreislaufwirtschaft. Unterstützen Sie uns dabei.

www.rewindo.de/Infoline 0228. 921 28 30
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PVC-Recyclat aus alten Fenstern und Rollladen nach Aufbereitung

Reste eines Altfensters aus Kunststoff.

GAB-Altlastensymposium 2006:

Schwerpunkt Altablagerungen
Das Haus der Bayerischen Wirtschaft in München war Schau-
platz des Altlastensymposiums 2006 der Gesellschaft zur Altla-
stensanierung in Bayern (GAB). Vor dem Hintergrund, dass in
Bayern derzeit an der Umsetzung einer Finanzierungslösung
zur Erkundung und Sanierung kommunaleigenen Hausmüllde-
ponien gearbeitet wird, bildeten heuer die Altlablagerungen im
Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes aus fachlicher, finanziel-
ler und rechtlicher Sicht ein Schwerpunktthema. Gezielt wur-
den Unternehmen der Sanierungsbranche sowie Teilnehmer aus
Wissenschaft und Umweltbehörden angesprochen. 

„Mit dem neu eingerichteten
Unterstützungsfonds für Ge-
meinden sind in Bayern die
Weichen für die Altlastensanie-
rung gestellt“, erklärte Bayerns
Umweltstaatssekretär Otmar
Bernhard. Mit dem neuen Un-
terstützungsfonds sei ein neues
und wichtiges Instrument zur
Erkundung und Sanierung ge-
meindeeigener Hausmülldepo-
nien geschaffen worden. Der
Fonds eröffne auch für die im
Altlastenbereich tätigen Ingeni-
eurbüros und Sachverständigen
neue und interessante Betäti-
gungsfelder. Bis 2010 stünden
insgesamt 50 Millionen Euro
für kreisangehörige Gemeinden

zur Verfügung. „Betroffene Ge-
meinden erhalten damit gegen
einen relativ geringen Beitrag
eine Absicherung vor einem ho-
hen finanziellen Risiko. Zu-
gleich werden Sie vor einer fi-
nanziellen Überbelastung ge-
schützt“, erklärte Bernhard. 

Unterstützungsfonds

Das Gesetz zur Änderung des
Bayerischen Bodenschutzgeset-
zes und des Bayerischen Abfall-
gesetzes ist seit 1. Mai 2006 in
Kraft. Derzeit gibt es 1055 ge-
meindeeigene Hausmülldepo-
nien mit der Priorität A. Kern-
punkt des Gesetzes ist die Ein-

richtung eines Unterstützungs-
fonds zur finanziellen Unter-
stützung kreisangehöriger Ge-
meinden bei der Erkundung 
und Sanierung gemeindeeige-
ner Hausmülldeponien (Lauf-
zeit 2006 bis 2010). Der Unter-
stützungsfonds wird durch Bei-
träge des Freistaates und der
Gemeinden in Höhe von jeweils
5 Millionen Euro pro Jahr zu
gleichen Teilen finanziert. Die
Beiträge des Freistaates stam-
men aus den aufgelaufenen
Zinserträgen des Altlastensanie-
rungsfonds; jene der Gemein-
den richten sich nach der indivi-
duellen wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit und sind nach
oben begrenzt. 

Bewährtes Modell

Um keine neuen bürokrati-
schen Hürden aufzubauen, wur-
den die mit dem Unterstüt-
zungsfonds verbundenen Auf-
gaben der Gesellschaft zur Alt-
lastensanierung in Bayern über-
tragen, die bereits mit der Sa-
nierung gewerblicher Altlasten
befasst ist. Dazu wurde die
GAB als bewährtes paritätisch
finanziertes Kooperationsmo-
dell zwischen Staat und Wirt-
schaft Ende April 2006 um die
kommunalen Spitzenverbände
erweitert.

Als kostengünstige Möglich-
keit einer nachhaltigen Depo-
niesanierung bezeichnete Jür-
gen Kanitz, CDM Consult
GmbH, Bochum, die Aerobisie-
rung ehemaliger Siedlungsab-
falldeponien. Durch die Ent-
wicklung der Städte und Ge-
meinden seien diese Flächen
heute weit in die jeweiligen
Siedlungsgebiete gerückt, so
dass sich häufig die Frage nach
einer Flächennutzung in direk-
ter Nachbarschaft stelle. Laut
Kanitz kommt hier das DEPO+-

Verfahren zur in-situ Aerobisie-
rung (= in-situ Stabilisierung
bei Standorten, die vornehmlich
mit Hausmüll und/oder mit
hausmüllähnlichen Gewerbeab-
fällen verfüllt wurden) zur An-
wendung. Biogene Organik
werde vollständig mineralisiert
und als CO2 soweit ausgetra-
gen, dass nach Abschluss der
Maßnahme kein Gasbildungs-
potenzial mehr vorhanden sei.

DEPO+-Verfahren 

Die große Geschwindigkeit
der aeroben Umsetzung verkürze
die Nachsorgedauer, senke die
Nachsorgekosten und mache das
Ende der biologischen Aktivität
messtechnisch erfassbar, stellte
Kanitz fest. Die Kosten der Aer-
obisierung betrügen bis zu 3 Eu-
ro je m3 Deponat. Das Besondere
am DEPO+-Verfahren sei, dass
die Luft mittels Saugbelüftung in
den Deponiekörper gelange. Auf
diese Weise würden Betriebs-
schwierigkeiten vermieden. Die
erste Aerobisierungsanlage wur-
de bereits 1986 in Betrieb ge-
nommen und ist seit Mitte der
90er Jahre abgeschlossen. Zahl-
reiche Projekte sind seitdem dazu
gekommen.

Flächenrecycling

Die Erkundung und Sanie-
rung von Altablagerungen wur-
de anschließend umfassend am
Beispiel der Deponie Weiden-
West, des Schlackenbergs Sulz-
bach-Rosenberg sowie einer
ehemaligen Farbenfabrik in
Segnitz am Main dargestellt.

„Wenn in der Bundesrepublik
Deutschland das Flächenrecyc-
ling nicht den von allen Beteilig-
ten gewünschten und auch poli-
tisch gewollten Erfolg hat, so
liegt es in aller Regel nicht dar-
an, dass Boden- oder Grundwas-
serverunreinigungen nicht sach-
verständig erkundet, bewertet
bzw. saniert werden könnten“,
betonte Matthias Morgenstern,
URS Deutschland GmbH, Zirn-
dorf. Insbesondere seien es wirt-
schaftliche Hindernisse, die ein
erfolgreiches Flächenrecycling
behinderten oder sogar komplett
verhinderten.

Grundsätzlich bestehe ein Be-
darf an der Bewertung konta-
minierter Flächen und die
grundsätzliche Vorgehensweise
zur Wertermittlung sei unstrit-
tig. Die Ableitung der altlasten-
bedingten Kosten sei aber sorg-
fältig und angemessen auszu-
führen. Methoden zur Abbil-
dung von Unschärfen in der Ko-
stenprognose wie auch langfri-
stiger Sanierungsmaßnahmen

stünden zur Verfügung. Gleich-
wohl bestehe weiter Diskussions-
bedarf, der interdisziplinär ange-
gangen werden müsse. Schließ-
lich bestimme am Ende der
Markt den Preis. Morgenstern:
„Es wäre wünschenswert, wenn
die Gutacherausschüsse für die
Bewertung bebauter und unbe-
bauter Grundstücke vermehrt
auch altlastenbezogene Einflüsse
auf die Kaufpreise auswerten und
veröffentlichen würden.“

Ausgewählte Projekte

„Flächenrecycling ist ein im-
mer wichtiger werdender Teil
einer nachhaltigen  Stadtent-
wicklung“, erklärte Julia Friz,
DIBAG Industriebau AG, Mün-
chen. In der Praxis eines Wirt-
schaftsunternehmens verfolge
es keine ideellen Ansprüche.
Wie bei jedem wirtschaftlichen
Handeln sei ein Produkt herzu-
stellen, das vom Markt ange-
nommen werde und sich ge-
winnbringend verkaufen lasse.

Anhand ausgewählter Projek-

te (u. a. Herkules-Park und ehe-
maliger Milchhof in Nürnberg)
stellte Julia Friz die wesentli-
chen Punkte der Projektent-
wicklung auf vorgenutzten Flä-
chen vor. 

In ihrem kurzen Abriss zeigte
sie auf, dass unabhängig davon,
welches Problemfeld im Flächen-
recycling bewältigt werden muss,
Politik und regionale Verwal-
tungspraxis die Entwicklungs-
zeiträume und damit die Wirt-
schaftlichkeit des Flächenrecyc-
lings wesentlich beeinflussen.
Jede Fläche benötige ein indivi-
duelles Konzept sowie Tatkraft
und Visionen auf Seiten aller
Beteiligten. 

Die beste Förderung des Flä-
chenrecyclings könne die öf-
fentliche Hand durch Beschleu-
nigung und Vereinfachung der
Genehmigungs- und Abstim-
mungsprozesse erreichen. Da-
zu seien häufig keine For-
schungs- und Förderprogramme
oder Gesetzesänderungen nötig,
sondern vielmehr kooperatives
und schnelles Handeln. DK

Die TASi und das Kunststofffenster-Recycling:

Eine positive Jahresbilanz
Das Inkrafttreten der TA Siedlungsabfall (TASi) vor einem Jahr
steht für den Wandel in der Entsorgungswirtschaft hin zu noch
mehrAbfallverwertung. Für ausgebaute Altfenster aus Kunststoff
bedeutet das Verbot der Deponierung unbehandelter Siedlungs-
abfälle zwei Verwertungsoptionen: die energetische Behandlung
in Müllverbrennungsanlagen oder das Recycling. 

Für das Recycling spricht ei-
ne Reihe von Gründen:

günstige Kosten für die Ver-
wertung im Vergleich zu den
weiter steigenden Gebühren für
die Entsorgung;

die Möglichkeit der nahe-
zu vollständigen Wiederverwer-
tung alter Kunststofffenster;

Recyclingservice und -tech-
nik der Rewindo und ihrer Part-
ner;

die Verantwortung für Res-
sourcen- und Umweltschonung.

Dass Verwertung Vorrang vor
Beseitigung hat, darauf hat
sich die europäische PVC-Bran-
che unabhängig von gesetzli-
chen Regelungen in Form einer
freiwilligen Selbstverpflichtung
längst verständigt. Die Grund-
sätze und Ziele dieser Freiwilli-
gen Selbstverpflichtung sind in
der Vereinbarung „Vinyl 2010“
festgeschrieben.

In der Selbstverpflichtung be-
kennen sich die Hersteller und
Verarbeiter von PVC zu den
Grundsätzen des „Responsible
Care“ und benennen konkrete
Ziele auch für das Kunststoff-
fenster-Recycling. Dabei sind
zwei Zeitpunkte relevant: das
Jahr 2010 mit konkreten Recyc-
ling-Zielen in Tonnage aufsum-
miert für alle relevanten PVC-
Produkte. Und als Halbzeit-
bewertung das Jahr 2005 mit
Quotenvorgaben für bestimmte
PVC-Abfälle. 

Für das zurückliegende Jahr
kann Deutschland mit konkre-
ten und sehr positiven Zahlen
aufwarten. Denn von den er-

fassbaren verfügbaren Mengen
an Altfenstern von 9.700 Ton-
nen wurden deutlich mehr als
die angestrebten 50 Prozent 
wiederverwertet. Fast 7.400
Tonnen sortenreines Recyclat
wurden in zwei hochmodernen
Recyclinganlagen zurückge-
wonnen.

Aufklärungsarbeit

Betrieben werden die Recyc-
linganlagen von den Firmen
Tönsmeier Kunststoffe GmbH
in Höxter und VEKA Umwelt-
technik GmbH in Behringen.
Beide sind Recyclingpartner 
der Rewindo-Initiative. Gesell-
schafter der Rewindo sind neun
führende Kunststofffenster-Pro-
filhersteller mit zusammen 13
namhaften Profil-Marken. Auf-
gabe der von diesen Firmen
2002 gegründeten Rewindo
GmbH ist es, die Umsetzung
der Ziele der Selbstverpflich-
tung in Deutschland zu organi-
sieren und zu dokumentieren.

Die Aufklärungs- und Servi-
cearbeit der Rewindo GmbH in
Sachen Kunststofffenster-Recyc-
ling richtet sich vor allem an
Abbruchunternehmen, Fenster-
bauer, Kommunen und Woh-
nungsbaugesellschaften. Dass
sie sich lohnt, zeigen die Recy-
clingquoten. Diese Erfolge führt
Rewindo-Geschäftsführer Mi-
chael Vetter zum einen auf 
die konsequenten Kommunika-
tionsaktivitäten von Rewindo
zurück, die von Messeauftritten
bis zu Anzeigenschaltungen und

Mailing-Maßnahmen reichen.
Zum anderen aber vor allem auf
die gute Kooperation der
Rewindo-Gesellschafter. Denn
obwohl auf dem Markt Wettbe-
werber, ziehen die großen deut-
schen Kunststoffprofilhersteller
in Sachen Recycling am glei-
chen Strang. Die Recycling-
fähigkeit ihrer Produkte bedeu-
tet einen zusätzlichen Vorteil
auch für ihre Kunden. Denn
Umweltschutz, Ressourcen-
schonung und durch Recycling
Geld sparen, sind gewichtige
Argumente.

Umsetzung des Elektro- und Elektronikaltgerätegesetzes:

Gordischer Knoten nicht
durchgeschlagen

„Das Gespräch der Beteiligten hatte einen konstruktiven Cha-
rakter“, erklärte bvse-Vizepräsident Ullrich Didszun vor der
Presse in Berlin anlässlich eines Treffens der betroffenen Wirt-
schaftskreise zur Umsetzung des Elektro- und Elektronikalt-
gerätegesetzes im Bundesumweltministerium. Er forderte mit
Nachdruck, die konstruktiven Ansätze in den nächsten Wo-
chen zu konkretisieren.

Als „erfreulich“ bewertet der
bvse, dass die Verantwortlichen
im Umweltministerium erkannt
haben, dass die bisherige Praxis
bezüglich der Sammlung von
Bildschirmgeräten einen ökologi-
schen Rückschritt darstellt. 

Die Entsorgungspraktiker be-
klagen in diesem Zusammen-
hang, dass die Bildschirmgeräte
nicht separat und bruchsicher er-
fasst werden und deshalb eine
anschließende hochwertige Ver-
wertung, gemessen an den Zielen
des Gesetzes, unmöglich ge-
macht wird. 

Nach den Worten Didszuns
werden nun zwei Alternativen
diskutiert, um dieses Problem in
den Griff zu bekommen: Die bis-
herige Sammelgruppe 3 könnte
aufgeteilt werden in eine eigene
Gruppe für die Bildschirmgeräte
sowie eine Gruppe für die rest-
liche Informationstechnik (IT),
Unterhaltungselektronik (CE)
und Telekommunikation (TK). 

Als zweite Alternative käme in
Betracht, die restlichen IT-, CE-

und TK-Geräte zukünftig ge-
meinsam mit den Haushaltsklein-
geräten zu sammeln. 

Schwieriger gestalteten sich die
Gespräche hinsichtlich der Ab-
holkoordination. Übereinstim-
mend wurde zwar die momentan
unbefriedigende Praxis kritisiert,
die Lösungsvorschläge der betei-
ligten Gruppen liegen derzeit je-
doch noch weit auseinander. 

Der Vorschlag des bvse, die
Containergestellung mit der Ab-
holanordnung zu verknüpfen,
wurde insbesondere von den Her-
stellern der IT, CE- und TK-Gerä-
te unterstützt. Hersteller der
„Weißen Ware“ favorisieren hin-
gegen weiter die Umsetzung der
„Flickenteppichlösung“. „Beide
Systemansätze sind jedoch grund-
sätzlich dazu geeignet, die jetzi-
gen ungünstigen Konstellationen
aufzulösen“, so Ullrich Didszun.
Der bvse begrüßt daher die An-
kündigung des BMU, angesichts
des divergierenden Meinungsbil-
des tragfähige Lösungen in Ein-
zelgesprächen auszuloten.
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Wertstoff und Abfall
Container

Von Oberflur- bis Unterflursystemen
Die ganze Bandbreite von Sammelcontainern in einem Prospekt

Die hohe Akzeptanz bei der getrennten Wertstoff & Abfallsammlung und die Anforderungen an eine
moderne Stadt- und Landschaftsgestaltung ziehen auch steigende Anforderungen an die Sammel-
systeme nach sich. Werden die Systeme nicht dem Sammelverhalten und den örtlichen Gegeben-
heiten angepasst, so haben wir die bekannten Folgen wie  Überfüllung, Verschmutzung, Sicht-
behinderung, erhöhter Entleerungszyklus etc. Individuelle Lösungen sind hier gefragt.

Als einer der führenden Hersteller von Umweltschutzausrüstungen hat die Firma Bauer aus Südlohn
ihre Wertstoff & Abfallcontainer um weitere Innovationen  ergänzt. Alle neuen Produkte, als auch
Produkte zur Versenkung oder Umhausung von Müllbehältern, wurden in dem neu überarbeiteten 
Prospekt "Wertstoff & Abfallcontainer" integriert.

Bauer GmbH Eichendorffstr. 62 46354 Südlohn 
Tel.: 02862 709-0 Fax: 02862 709-155

Internet: www.bauer-suedlohn.de

Von Oberflur- über Halbunterflur- bis hin zu Unterflursystemen
sind dort aufgeführt. Alle Systeme sind in einer Vielzahl von Aus-
führungsvarianten lieferbar. So sind u.a. Container für verschie-
dene Wertstoffe, mit unterschiedlichen Aufnahmevorrichtungen,
in mehreren Größen und mit 1 bis 3 Kammern erhältlich. Viele
Glascontainer sind mit dem blauen Engel versehen (da lärmarm)
und der Schalleistungspegel beim Einwurf beträgt max. 91 dB
gem. RAL-UZ 21 Ausgabe April 2003. Eine Kennzeichnung
gemäß der neuen Richtlinie 2000/14 EG ist  selbstverständlich. 

Aufgrund der verschiedenartigen Sammelcontainer kann das
Südlohner Unternehmen  maßgeschneiderte Lösungen anbie-
ten. Das dies auch angenommen wird, zeigen viele erfolgreich
im Einsatz befindliche Container u.a. in Städten, Freizeitparks
und an Autobahnraststätten. 

Angefordert werden kann der neue Prospekt direkt beim Her-
steller, Bauer GmbH in Südlohn per e-mail: info@bauer-sued-
lohn.de oder unter folgender Fax-Nummer: 02862 709-155.

bvse präsentiert Studie

Warum der Gelbe Sack nicht
in die Graue Tonne gehört
Prof. Dr. Thomas Pretz: „Werkstoffliches Recycling als Beitrag zum 

Ressourcenschutz ist nur auf Grundlage der getrennten Sammlung möglich“

Bonn. „Die getrennte Erfassung von Sekundärrohstoffen hat
in Deutschland Zukunft,“ erklärte bvse-Hauptgeschäftsführer
Hans-Günter Fischer bei der Vorstellung des Gutachtens
„Ressourcenwirtschaft ohne getrennte Abfallsammlung?“. Fi-
scher: „Die Studie weist eindrucksvoll die Stärken der Vorse-
lektion durch den Verbraucher auf. Hier geht es nicht um
Pädagogik, es geht um ökologische und ökonomische Vorteile
sowie die nachhaltige Versorgung unserer Wirtschaft mit
wertvollen Sekundärrohstoffen.“

Prof. Dr. Thomas Pretz, Lei-
ter des Institutes für Aufberei-
tung und Recycling fester Ab-
fallstoffe an der Rheinisch-
Westfälisch-Technischen Hoch-
schule Aachen (RWTH), beton-
te, dass das Recycling die Auf-
gabe erfüllen müsse, konkur-
renzfähige Produkte für den
Markt zu erzeugen. Am Bei-
spiel der Kunststoffverpackun-
gen zeige die Studie auf, welche
Aufbereitungsverluste in jedem
Teilprozess der Recyclingkette
entstehen und welche Produkt-
menge am Ende erzeugt werden
kann.

Kürzere Verfahrenskette

Pretz: „Bei einer Vorsortierung
durch die Verbraucher wird eine
kürzere Verfahrenskette für das
Recycling benötigt als bei der
Mischtonne. Die Ausbeute an
Recyclingprodukten ist mit der
Vorselektion durch die Verbrau-
cher deutlich besser!“

Bessere Qualität

Aber auch die Qualität der
Recycling-Produkte sei mit der
Vorselektion deutlich besser,
wie Prof. Dr. Pretz darstellte.
„Die Qualität von Recyclaten
wird maßgeblich durch die An-
wesenheit von organischen
„Störstoffen“ beeinflusst. Je
trockener die Sammelware ist,
umso „sauberer“ kann das
Recyclingprodukt werden. 

Der Experte warnte jedoch da-
vor, die Einführung der Biotonne

als Lösung dieses Problems zu
betrachten. Pretz machte deut-
lich, dass bei dieser Variante oft-
mals keine Tonne eingespart
würde, sondern nur eine Tonne
gegen eine andere ausgetauscht
würde und die zusätzlich entste-
henden Kosten vom Bürger zu
tragen wären. 

Graue Tonne unverzichtbar

Vor allem müsse aber jedes
Entsorgungssystem eine Lösung
für die Abfälle anbieten, die
nicht sinnvoll verwertet werden
könnten. Pretz: „Jede getrennte
Sammlung, also auch die Bio-
tonne, verlangt nach einem Ent-
sorgungsweg (SENKE), an den
keine qualitativen Ansprüche ge-
stellt werden. Ohne eine SEN-
KE, wie die Graue Tonne, funk-
tioniert es nicht!“

Einwohnerspezifische
Kosten

Die Studie weist zudem nach,
dass die Kosten des Kunststoff-
recyclings einwohnerspezifisch
umso höher sind, je schlechter
der Grad der Vorsortierung ist.
Pretz: „Das ist auch einleuch-
tend, denn ohne die Verbraucher-
trennung muss eine 10-fach
größere Abfallmenge technisch
aufbereitet werden.“ 

Wertvoller Beitrag 
zum Klimaschutz 

Hans-Günter Fischer: „Die
getrennte Haushaltssammlung

nutzt dem Verbraucher und der
Wirtschaft. Das werkstoffliche
Recycling erbringt einen wert-
vollen Beitrag zum Klima-
schutz und ist unverzichtbar,
wenn es um das Ziel der Res-
sourcenschonung und der Ge-
winnung wertvoller Sekundär-
rohstoffe geht.“

Erfolgsmodell der
getrennten Erfassung

„Statt Interessenpolitik für
einzelne Unternehmen“ solle
sich die Politik „nun klar und
eindeutig für die sowohl von
Umwelt- und Verbraucherorga-
nisationen als auch von Verbän-
den der Recyclingwirtschaft
wie der Kommunen geforderte
Optimierung des Erfolgsmo-
dells der getrennten Erfassung
bekennen“.

Bilanz: Ein Jahr Deponieverbot nach AbfallablagerungsVO:

TASi-Probleme längst nicht ausgeräumt
Umweltpolitische Zielsetzung richtig - Probleme ehrlich anpacken

Ein Jahr nach Inkrafttreten des Verbotes,
Abfälle unbehandelt auf Deponien zu ver-
bringen, zieht der bvse-Bundesverband Se-
kundärrohstoffe und Entsorgung eine diffe-
renzierte Bilanz.

„Nach wie vor unterstützt der bvse die umwelt-
politische Zielsetzung dieser Regelung, aber un-
sere Vorbehalte bezüglich der praktischen Ausge-
staltung der TASi (Technische Anleitung Sied-
lungsabfall) haben sich leider bestätigt“, erklärte
Hans-Günter Fischer, bvse-Hauptgeschäftsführer. 

Aggressiver Verdrängungswettbewerb

Fischer kritisierte, dass große Entsorgungs-
konzerne die TASi-Umstellung genutzt hätten,
um einen aggressiven Verdrängungswettbewerb
zu starten. „Wir müssen jetzt verhindern, dass es
zu einer Struktur wie im Energieversorgungsbe-
reich kommt, wo wenige Konzerne den privaten
wie gewerblichen Kunden die Preise diktieren“.
Er forderte die Politik auf, „genau hinzusehen“
und die „unüberhörbaren Warnungen“ des Bun-
deskartellamtes zur Kenntnis zu nehmen.

Er warnte auch davor, die vorhandenen Eng-
pässe bei den Vorbehandlungskapazitäten einsei-
tig der privaten Entsorgungswirtschaft in die
Schuhe zu schieben. Fischer: „Bei näherem Hin-
sehen wird erkennbar, dass es praktisch in allen
Bundesländern Kommunen gibt, deren Entsor-
gungspläne - aus welchen Gründen auch immer
- nicht aufgegangen sind.“ Nach Auffassung des
bvse unterstreiche die Forderung des nieder-
sächsischen Umweltministers Sander nach Öff-
nung von Deponien, dass man es sich mit

Schuldzuweisungen nicht so einfach machen
sollte. „Wir unterstützen die niedersächsische
Forderung nicht, plädieren aber für eine ehrliche
und sachliche Diskussion und werben dafür, das
rechtliche Instrumentarium der TASi zu nutzen,
um die ernsten Kapazitätsprobleme bei der ther-
mischen Vorbehandlung zu beherrschen“, er-
klärte der bvse-Hauptgeschäftsführer.

Fischer wies darauf hin, dass gerade der Mit-
telstand mit enormen Problemen zu kämpfen ha-
be. So wurde nach Inkrafttreten der TASi-Rege-
lung von den Betreibern der Müllverbrennungs-
anlagen massiv an der Preisschraube gedreht.
Vertraglich zugesicherte Kontingente wurden
gekündigt, Lieferungen wegen angeblicher Qua-
litätsmängel zurückgeschickt. Teilweise hätten
sich private Anlagenbetreiber auch geweigert,
vor dem 1. Juni 2005 Verträge abzuschließen,
weil sie wussten, dass sie nach dem 1. Juni er-
hebliche Preissteigerungen durchsetzen konnten.
„Die TASi wurde zu einem Angriff auf die mit-
telständische Struktur der Branche genutzt“.

Beitrag zur Ressourcenschonung

„Trotz aller Probleme wollen wir kein
Zurück. Wir wollen die Kreislaufwirtschaft
mit hochwertiger stofflicher Verwertung, mit
der Gewinnung dringend benötigter Sekundär-
rohstoffe sowie der Herstellung und Nutzung
qualitativ hervorragender Ersatzbrennstoffe.
Das tut nicht nur dem Klima gut, sondern ist
ein wichtiger Beitrag zur Ressourcenscho-
nung, auf die Deutschland als führende Indu-
strienation dringend angewiesen ist.“            

Umfassende Informatio-
nen zu diesem Thema
gibt es im Internet unter: 
http://www.getrennte-
erfassung.bvse.de      

Elektroaltgeräte-Entsorgung holpert 
Erhebliche Schwierigkeiten bei der Containerlogistik 

machen Nachbesserung des Systems erforderlich

In Deutschland gilt jetzt die Rücknahmepflicht für Elektroalt-
geräte nach dem Elektro- und Elektronikgerätegesetz (Elek-
troG). Bürger können alte Computer, Fernseher und Haushalts-
geräte in ihren Kommunen kostenfrei abgeben. Hersteller und
Importeure müssen die Geräte nach dem Stand der Technik be-
handeln und verwerten. 

Die Erfahrungen der ersten
Wochen haben die Befürchtun-
gen des Verbandes der Bayeri-
schen Entsorgungsunternehmen
e.V. (VBS) bestätigt, der bereits
vor dem Systemstart vor erheb-
lichen logistischen Schwierig-
keiten und unverhältnismäßigen
Systemkosten gewarnt hatte.

Der VBS hält eine Nachbesse-
rung des Systems für dringend
erforderlich. 

Fremde Container

Die privaten bayerischen Ent-
sorgungsunternehmen, die im
Auftrag der Elektrogeräteindus-
trie die Altgeräteentsorgung
durchführen, stehen vor großen
logistischen Schwierigkeiten,
da keineswegs immer dieselbe
Firma, die einen Container an
einer der Übergabestellen für
die Altgeräte aufstellt, auch mit
dessen Abholung beauftragt
wird. Container fremder Firmen
müssen in Eigeninitiative wie-
der zurückgeführt werden. Re-
gelungen dafür fehlen im Ge-
setz allerdings ebenso wie die
dringend erforderliche Transpa-
renz für die Dienstleister. „Die
Erfahrungen der ersten Wochen
haben gezeigt, dass man in die-
sem System fast immer auf ei-
nen fremden Container trifft“,
so Reinhard Büchl, Präsident
des VBS. Daher verursache das
System fast fünfzig Prozent
unnötige Leerfahrten. 

Offene Fragen

Die Praxis der Altgeräteent-
sorgung sieht so aus, dass der
Entsorger, der einen Container
abholt, innerhalb von 48 Stun-
den in Eigeninitiative das Un-
ternehmen ausfindig machen
muss, das den Container aufge-
stellt hat. Die beiden Entsorger
müssen dann über den Preis für
die Rückführung verhandeln
und eine Vertrag schließen, der
unverzüglich abzuwickeln ist.
Nach Ansicht des VBS ist es
völlig unverständlich, wieso die
Stiftung Elektroaltgeräte-Regis-
ter (EAR) nicht die dringend
notwendige Transparenz darü-
ber herstellt, welches Unterneh-
men wo welchen Container auf-
gestellt hat. Völlig ungeklärt ist
auch die Frage, was geschehen
soll, wenn sich die beiden Ent-

sorgungsunternehmen nicht ei-
nigen. Der VBS hatte bereits
frühzeitig auf den enormen Ver-
waltungs- und Transportauf-
wand des Systems hingewiesen. 

Immense Verwaltungskosten

So liegen die Kosten für die
Verwaltung durch das EAR so-
wie die Logistik im Schnitt fast
so hoch wie die reinen Entsor-
gungskosten. „Das System, wie
es sich jetzt darstellt, ist ineffizi-
ent, extrem umständlich und für
die Entsorgungsunternehmen
wie für die Hersteller teuer“, sag-
te Reinhard Büchl. Er nannte als
Beispiel die reinen Verwaltungs-
gebühren für die Anordnung der
Bereitstellung und Abholung ei-
nes Containers durch das EAR
von umgerechnet rund 30  pro
Tonne. Das entspricht etwa 20
bis 30 Prozent der Entsorgungs-
kosten. Dazu komme der im-
mense Transportaufwand. Noch
nicht inbegriffen sei der interne
Aufwand bei den Entsorgern,
um die erforderlichen Informa-
tionen zu beschaffen. 

Kostenlose Datenbank

Wird dafür kurzfristig keine
Lösung gefunden, sieht sich die
Entsorgungswirtschaft gezwun-
gen, die bisher nicht unerhebli-
chen Mehrkosten der Elektroin-
dustrie in Rechnung zu stellen.
Der VBS unterstützt daher
nachdrücklich die Forderung
des BDE zur Einrichtung einer
kostenfreien, kennwortge-
schützten Datenbank, in der für
die verschiedenen Systembe-
treiber die örtlichen Dienstleis-
ter auf einer neutralen Plattform
aufgeführt sind. Um die Weiter-
verarbeitung der Abholaufträge
möglichst automatisch vorneh-
men zu können und somit Zu-
satzkosten und Zeit einzuspa-
ren, gibt es bereits konkrete
Vorschläge für eine Schnittstel-
le. Der Aufwand für die Pro-
grammierung einer solchen
Schnittstelle wäre vergleichs-
weise gering, so dass von dieser
Möglichkeit aufgrund der vie-
len noch ungelösten Probleme
dringend Gebrauch gemacht
werden sollte. Diese Maßnah-

men können aber nach Auffas-
sung des VBS nur eine Über-
gangslösung darstellen. „Die
Hersteller müssen sich jetzt klar
zum Flickenteppichmodell be-
kennen“, forderte Büchl. Bei
diesem System werden den
Herstellern zur Rücknahme und
Verwertung entsprechend ihren
Marktanteilen feste kommunale
Gebiete zugeordnet, in denen
sie ihrerseits Entsorger beauf-
tragen können. Das hätte den
Vorteil, dass die Kommunen nur
mit einem Verwertungs- bzw.
Entsorgungsbetrieb zu tun hät-
ten. Es müssten an den Sam-
melstellen keine eigenen Con-
tainer für jeden Hersteller auf-
gestellt, bzw. Container zurück-
geführt werden. Die Container
könnten einfach gewechselt,
Leerfahrten vermieden werden.

DSD-Entsorgerverträge:

Vergabe
beginnt

Glasverwertung gesichert
Kostenoptimierung

Auf große Resonanz stieß
Ausschreibung der Duales
System Deutschland GmbH
(DSD), die in einem offenen
Wettbewerbsverfahren Ent-
sorgungsleistungen für den
Grünen Punkt nachgefragt
hatte. Insgesamt 4.305 Ange-
bote reichten die Entsorger
für 949 Lose ein. Neu verge-
ben werden die Aufträge für
die Sammlung und Sortie-
rung von Leichtverpackun-
gen (LVP) sowie die Samm-
lung und erstmals auch die
Verwertung von fast einer
Million Tonnen Glas. Schon
jetzt ist klar, dass die Glas-
verwertung gesichert ist. 

Bis Mitte Juli werden die
Verträge mit den Bestbietern
unter Dach und Fach sein. Die
Auswertung zeigt, dass die
durch die Umsetzung der
Technischen Anleitung Sied-
lungsabfall (TASi) bedingte
Kostensteigerung im letzten
Jahr aufgefangen werden
kann. Realisiert wird dies
durch eine stärkere Sortiertiefe
bei den nach Arten getrennten
Kunststoffverpackungen und
durch die Möglichkeit, künftig
ein Ersatzbrennstoff-Vorpro-
dukt bereitzustellen.              
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4. Marktredwitzer Bodenschutztage:

Die europäische Dimension
Für die verstärkte Nutzung der Erdwärme hat sich Bayerns
Umweltminister Werner Schnappauf bei den 4. Bayerischen
Bodenschutztagen in Marktredwitz, Landkreis Wunsiedel,
ausgesprochen. Nach der Begrüßung von OB Dr. Birgit Seel-
binder meinte Schnappauf: „Ab August stehen landesweit
geothermische Planungskarten für Hausbesitzer, Architekten,
Planer und Kommunen im Internet zur Verfügung. Denn die
Erdwärmenutzung stellt nicht zuletzt durch die steigenden Öl-
und Gaspreise eine wirtschaftliche Alternative dar, die zudem
Ressourcen schont und Klima schützt.“ 

„In der oberflächennahen 
Geothermie steckt eine nahezu
unerschöpfliche Energiequelle,
die ganzjährig zur Verfügung
steht und bei fachgerechtem
Bau Boden und Grundwasser
nicht belastet“, so der Minister. 

Hilfreiches Kartenwerk

Mit den Planungskarten könne
für ganz Bayern anhand farbli-
cher Markierungen festgestellt
werden, wo oberflächennahe Erd
wärme mit welcher Technik ge-
nutzt werden kann. „Das Karten-
werk ist eine wertvolle Orientie-
rungshilfe für alle am Bau Betei-
ligten und schafft bei den Haus-
besitzern zugleich ein Bewusst-
sein für den Einsatz umweltscho-
nender Technologien“, erklärte
Schnappauf. Geothermische En-
ergie könne im privaten Wohnbe-
reich, in Schulen, Kindergärten
oder Krankenhäusern eingesetzt

werden, aber beispielsweise auch
zum Heizen von Gewächshäu-
sern im Gartenbau.

Jörg Frauenstein und Arnd
Wieland vom Umweltbundes-
amt Dessau verwiesen darauf,
dass die Schaffung eines EG-
rechtlichen Rahmens zum Bo-
denschutz in den Mitgliedsstaa-
ten übereinstimmend als not-
wendig erachtet werde. Die
Diskussionen auf europäischer 
Ebene hätten aber auch gezeigt,
dass es eine Universallösung
schlechthin nicht gibt. 

Differenzierte Ansätze

Vielmehr seien neben Europa
einheitlichen Rahmenbedingun-
gen und Systemlösungen auch
differenzierte Ansätze gefragt,
die thematisch nicht immer in
allen Mitgliedstaaten gleicher-
maßen zutreffen müssen und so
nicht zwangsläufig den Kom-

promiss der „25“ erfordern. Es
bleibe abzuwarten, ob und wie
sich diese Erkenntnis in der
zukünftigen Bodenrahmenricht-
linie widerspiegelt.

Deutschland verfüge mit sei-
nem modernen Bodenschutzrecht
über große Erfahrung im föde-
ralen Bodenschutz, „weshalb
Deutschland die europäische Bo-
denschutzpolitik auch noch stär-
ker als bisher mitgestalten kann
und soll“, erklärten die Referen-
ten. Im Bereich der begleitenden
Forschung entwickelten sich
neue Formen der Kooperation,
die Europa in die Lage versetzen
können, mit den vorhandenen fi-
nanziellen Mitteln einen deutli-
chen Mehrwert zu generieren.
Ein europäischer Forschungs-
raum biete dazu beste Vorausset-
zungen und stärke die Chancen
im globalen Wettbewerb.

Münchner Situation

Mit „Altlastbewältigung und
Flächenrecycling in einer Kom-
mune“ befasste sich Renate
Zöllner, Referat für Gesundheit
und Umwelt der Landeshaupt-
stadt München. Ihren Aus-
führungen zufolge sind in Ober-
bayern derzeit ca. 6500 altlast-
verdächtige Flächen erfasst.
Hiervon fallen ca. 3.250 Flä-
chen in den Zuständigkeitsbe-
reich der LH München - „3250
Flächen, die für die Planungs-
behörde ein Planungs- und für
das Referat für Arbeit und Wirt-
schaft ein Investitionshindernis
darstellen, 3250 Flächen, die
bei der Naturschutzbehörde als
potentielle Biotopstörer gehan-
delt werden oder für das Kom-
munalreferat als dem Verwalter
städtischen Grundeigentums ei-
nen Wertverlust oder die Quelle
nicht kalkulierbarer Haftungsan-
sprüche bedeuten“. Mit einem
gegenüber 1992 um 60 Prozent
gesunkenen Budget, elf Mitar-
beitern und einer Vielzahl ge-
setzlicher Regelwerke und Ver-
ordnungen müssten Altlasten in
München bewältigt werden.

Abbau von Fachpersonal

Die Zeiten, in denen Altlast-
probleme, von der Erkundung
bis zur Sanierung mit ausrei-
chend finanziellen Mitteln,
pragmatischem Geist, einer Por-
tion wissenschaftlicher Un-
kenntnis, gesundem Menschen-
verstand und ohne einschlägige

gesetzliche Grundlagen gelöst
wurden, seien vorbei, betonte
Zöllner. Was aber, so gab sie zu
bedenken, nützten letztlich die
nun vorhandenen einschlägigen
Rechtsinstrumente, wenn unter
dem Druck der leeren Kassen
Fachpersonal in der Verwaltung
zunehmend abgebaut wird?
„Wie sollen Genehmigungen
fachlich realisiert werden, wenn
auf der Seite der Antragsteller
und Verwaltung nicht gleich
kompetente Fachleute sitzen -
frei nach dem Motto ‚wir ver-
stehen von der Sache nichts, ha-
ben aber ein Gesetz’“?

Trend zurAltlastsicherung

Letztlich sei der Zuwachs
wissenschaftlicher Erkenntnisse
direkt proportional zur Anzahl
der gebildeten Fachausschüsse.
Altlasten würden nicht mehr
mit schwerem Gerät im Zuge
von Baumaßnahmen vom Bag-
gerfahrer beseitigt, sondern
durch einschlägiges Fachperso-
nal gesichert. „Doch ist zum
Beispiel gerade diese derzeitig
erkennbare Tendenz der Altlast-
sicherung, die auch im Bundes-
bodenschutzgesetz der Sanie-
rung gleichgestellt ist, im Sinne
einer Lösung bzw. Bewältigung
wirklich der richtige Weg?“
fragte die Referentin. Sicherung
bedeute eine Verlagerung der
Lösung auf mehr oder minder
bestimmte Zeit in die Zukunft.
Doch müsse man darüber nach-
denken, ob die Verlagerung ei-
nes Problems in spätere Genera-
tionen wirklich nachhaltig ist.

„Umweltschutz beim
Staatsanwalt“

München jedenfalls doku-
mentiere so weit als möglich
den Wiedereinbau, die Verbrin-
gung und den Verbleib von Bo-
denmaterial, um gerüstet zu sein
für Bauanfragen oder Umnut-
zungen, betonte Renate Zöllner.
Eine Kontrolle über den Ver-
bleib von verunreinigten Böden
unterhalb der abfallrechtlichen
Gefahrenrelevanz sei nicht mehr
vorgesehen. Rechtlich betrach-
tet sei die Kreisverwaltungs-
behörde schwach aufgestellt
und aufgrund der derzeitigen
personellen und finanziellen
Lage darüber hinaus nicht 
mehr in der Lage, Umweltde-
likte durch einschlägige Kont-
rollen oder selbstveranlasste
Untersuchungen aufzudecken.
Zöllners Fazit: „So stehen wir
heute in immer mehr Fällen da,
wo wir vor 20 Jahren angefan-
gen haben - Umweltschutz beim
Staatsanwalt.“ DK

10. Hofer Umwelttag:

Umfangreiche
Palette an Aktivitäten

Bereits zum zehnten Mal fand der Hofer Umwelttag statt.
Rund 80 Aussteller präsentierten zusammen mit der oberfrän-
kischen Stadt ihre Aktivitäten zur Gestaltung einer lebenswer-
ten, umweltverträglichen und sozial gerechten Entwicklung.
Die Palette der von einzelnen Bürgern, Vereinen, Organisatio-
nen und Firmen dargestellten Leistungen reichte vom Aleviti-
schen Kulturverein über den Bauernmarktverein, Kindergär-
ten, Solarfirmen bis zum Wasserwirtschaftsamt und dem Lan-
desamt für Umwelt. Traditionell trat die Kreis- und Stadtspar-
kasse Hof als Hauptsponsor des Umwelttages auf und machte
die passende kulturelle Untermalung möglich. 

Nachdem die Veranstaltung in
den ersten zwei Jahren in der
Altstadt durchgeführt wurde,
wechselte man im Jahr 1999
erstmals auf das Gelände des
Bürgerparks Theresienstein, der
das passende Umfeld für Be-
gegnungen, Gespräche, Infor-
mationen, Darstellungen und
Kontakte bietet. Mit einem um-
fangreichen Rahmenprogramm
an kulinarischen, musikalischen
und spielerischen Angeboten
wurde darüber hinaus für Unter-
haltung gesorgt.

Zukunftsweisende
Umwelttechnik

Der Hofer Umwelttag ent-
wickelt sich immer mehr auch
zu einer Umweltmesse. Dies
zeigt sich daran, dass zahlreiche
Firmen, Institutionen und Verei-
ne aus der Region teilnahmen
und zukunftsweisende Umwelt-
technik präsentierten.

Beim finnischen Pavillon un-
mittelbar neben dem Botani-
schen Garten sowie in der Ka-
stanienallee wurde in diesem
Jahr das Thema „Wasser erle-
ben in Oberfranken“ aufgegrif-
fen. Beiträge hierzu boten die
Wasserwacht Hof, die Hofer
Bachpaten, das Wasserwirt-
schaftsamt, das Familienzen-
trum Mütterclub und die Zoolo-
gische Gesellschaft Hochfran-
ken 1907 e.V. 

Der Abenteuerladen Bürger-
straße hatte eine Kletterschlan-
ge aufgebaut, an der man seine
Kraft und Geschicklichkeit te-
sten konnte. Auch das Techni-
sche Hilfswerk Hof sprach
speziell Kinder und Jugendli-
che mit Mitmach-Aktionen an. 

Das Landesamt für Umwelt
war mit einem Luftqualitäts-
messwagen vertreten und bot
Führungen und Erläuterungen
zu den speziellen technischen
Geräten im Innenraum an. Der
Bürgerkreis Stadtplanung und

Umwelt der lokalen Agenda 21
stellte seine verschiedenen Pro-
jekte vor und bot eine Mitmach-
aktion zum Thema „Ideen für
eine Neugestaltung der Luft-
brücke am Hauptbahnhof“. Die
Kreis- und Stadtsparkasse Hof
informierte über Photovoltaik
und die Möglichkeiten der För-
derung, der Kreisverband Hof
für Gartenbau und Landespfle-
ge über schmackhafte Wild-
und Küchenkräuter. Der Kom-
postring stellte seine Produktpa-
lette vor und gab Tipps für rich-
tiges Kompostieren. 

Für Wiedereröffnung
der Höllentalbahn 

Der Alevitische Kulturverein
stellte sich vor und präsentierte
ein abwechslungsreiches Kultur-
programm mit Folkloretänzen
und Musik. „Öffentlicher Perso-
nennahverkehr, Nahverkehr und
Radwegenetz“ war das Thema
der Präsentation des Landrats-
amts Hof und der ÖPNV Ge-
meinschaft Hof. 

Daneben waren auch die
Fahrgastinitiative „Pro Bahn“
und der Verein „Höllennetz
e.V.“ vertreten, der für die
Wiedereröffnung der Höllen-
talbahn von Blankenstein nach
Marxgrün warb. Am Stand 
des Abfallzweckverbandes Hof
konnte man seine Kenntnisse
im Zusammenhang mit der
Mülltrennung überprüfen und
an einem Abfall-WM-Müll-
tonnen-Torwandschießen teil-
nehmen.

Im Wintergarten auf der Gale-
rie präsentierte sich schließlich
der Bauernmarktverein Land-
kreis Hof, der sich die regio-
nale Vermarktung landwirt-
schaftlicher Produkte zum Ziel
gesetzt hat. Verschiedene Markt-
buden und -stände stellten ein-
drucksvoll die Direktvermark-
tung der regionalen Landwirt-
schaft unter Beweis. DK

Auszeichnung mit Umwelt-Urkunden:

Kemptener Schule
setzt Zeichen 

Gemeinschaftsaktion fördert Einsatz von Recyclingpapier
LfU-Präsident Göttle: Ökologisch bessere Alternative

Der Präsident des bayerischen Landesamtes für Umwelt (LfU),
Albert Göttle, hat die Kemptener Berufs- und Wirtschafts-
schule mit Umwelt-Urkunden ausgezeichnet: 36 Klassen der
Schule haben sich freiwillig dafür entschieden, künftig nur
noch Schulmaterialien aus Recyclingpapier zu verwenden.
Göttle: „Umweltschutz fängt schon in der Schule an: Wer
Recyclingpapier mit dem ‘Blauen Engel’ verwendet, setzt auf
die ökologisch eindeutig bessere Alternative.“

Für eine Trendwende im seit
Jahren rückläufigen Markt bei
den Öko-Papieren in den Schu-
len engagiert sich die Gemein-
schaftsaktion Initiative 2000plus:
unter dem Motto „Wir setzen
Zeichen“ zeichnet sie Schulen
aus, die freiwillig die umwelt-
freundliche Alternative verwen-
den wollen.

Auch die Stadt steigt um

Mehr als 170 Schulklassen in
45 Schulen in 22 bayerischen
Städten haben bislang daran
teilgenommen. LfU-Präsident
Göttle, der auch Schirmherr der
Initiative in Bayern ist, würdig-
te die Kemptener Schule als
Vorbild für andere bayerische
Schulen. Auch die Stadt Kemp-
ten zieht mit: Oberbürgermei-
ster Ulrich Netzer hat sich
für die Stadt verpflichtet, nun 
in den Geschäftspapieren der
Stadtverwaltung ebenfalls auf
Recyclingpapier umzusteigen. 

Deutliche Vorteile

Der Papierverbrauch ist in
den vergangenen 50 Jahren in
Deutschland um das Siebenfa-
che angestiegen. Jeder Bundes-
bürger verbraucht durchschnitt-
lich 230 Kilogramm pro Jahr.
Damit gehört Deutschland nach
den USA zu den weltweit größ-
ten Pro-Kopf-Verbrauchern. Nir-
gendwo in Europa wird so eifrig
Altpapier gesammelt wie in
Deutschland, in Bayern zum
Beispiel jährlich rund 80 Kilo-
gramm pro Einwohner. Zwei
Drittel wird als Rohstoff wieder
in den Kreislauf zurückgeführt.
Das Recycling von Altpapier
hat unbestreitbare Vorteile in
der Ökobilanz: Die Aufberei-

tung von Altpapier kommt mit
weniger Energie-, Wasser- und
Chemikalienverbrauch aus als
die Herstellung aus Primärfasern.
Auch die europäische Papierin-
dustrie hat sich deshalb ver-
pflichtet, ihren Altpapiereinsatz
zu erhöhen. Nachholbedarf gibt
es vor allem bei den grafischen
Papieren, wie den Geschäftspa-
pieren und Schulheften: hier lie-
gen die Altpapieranteile insge-
samt nur bei rund 20 Prozent.

Geringer Anteil

Bis Anfang der neunziger
Jahre gehörten umweltfreund-
lich hergestellte Schulmateriali-
en noch zum guten Ton. Heute
sind nur noch etwa fünf Prozent
der bundesweit 200 Millionen
Schulhefte aus dem umwelt-
freundlichen Papier hergestellt,
obwohl modernes Recyclingpa-
pier für Schule und Büro im
Schnitt nicht teurer als andere
Papiere ist und längst nicht
mehr grau. Auch Kopierer und
Drucker können es problemlos
einsetzen. Weil aber die Nach-
frage zurückgegangen ist, ver-
schwindet das Öko-Papier mit
dem ‘Blauen Engel’ zunehmend
aus den Regalen. 

Suchplattform

Durch Information die Nach-
frage wieder anzukurbeln, ist ei-
nes der zentralen Ziele der Ini-
tiative 2000plus, mit Fortbil-
dungen für Lehrer, Info-Mate-
rialien und der Urkunden-Akti-
on „Wir setzen Zeichen“. Für
alle, die umsteigen wollen, gibt
es im Internet eine Suchplatt-
form der Geschäfte, die Recyc-
lingpapier mit dem Blauen Engel
führen: www.heftefinder.de
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GaLaBau 2006 in Nürnberg:

Freiräume gestalten
Vom 13. bis 16. September Treffpunkt für Gestalter, Planer und Kommunen

Auch die 17. GaLaBau, die vom 13. bis 16. September in Nürn-
berg stattfindet, steht im Zeichen der lebenswerten Gestaltung
des Wohn- und Arbeitsumfeldes. Hier treffen sich Fachbesu-
cher aus Kommunen, Landschaftsarchitekturbüros und Gar-
ten- und Landschaftsbau-Betrieben, um sich über neue Trends
zu informieren, aber auch, um unter den Ausstellern die geeig-
neten Partner für ihre Projekte zu finden.

Das Wohnumfeld hat einen
maßgeblichen Einfluss auf die
Lebensqualität und das Wohl-
befinden der Bevölkerung. Im-
mer mehr Menschen leben in
Städten, in denen der begrenzte
Raum kreative Gestaltungsi-
deen erfordert. Denn wo wenig
Wert auf multifunktionelle Ar-
chitektur, lebendige Begrünung
und attraktive Freiraumgestal-
tung gelegt wird, entwickeln
sich schnell soziale Brennpunk-
te. Eine Herausforderung, die
Kommunen, Architekten, Land-
schaftsarchitekten, aber auch
Landschaftsgärtner in den kom-
menden Jahren gemeinsam mei-
stern müssen.

Zulieferer gut gerüstet

Dabei spielt die ansprechende
Gestaltung urbaner Freiräume
eine erhebliche Rolle. Die Zu-
lieferer sind für diese Aufgabe
gut gerüstet. Sie bieten eine um-
fassende Palette an Park- und
Objektmöbeln, Müllboxen und
Containermöbeln oder Zaun-
und Torsystemen an - mit pfiffi-
gem Design und langlebigen
Materialien. Und sie nutzen die
GaLaBau 2006, um genau die
passenden Zielgruppen anzu-
sprechen. 

Zukunftsweisendes PPP

Der Sparzwang der Kommu-
nen geht auch an der Zulieferin-
dustrie aus dem Bereich der
Freiraumgestaltung nicht spur-

los vorüber. Schwierige Zeiten
erfordern daher innovative 
Konzepte. Als zukunftsweisend
könnte sich hier das Public Pri-
vate Partnership (PPP) erwei-
sen, also die langfristige, ver-
traglich geregelte Zusammenar-
beit zwischen öffentlicher Hand
und der Privatwirtschaft. Wo öf-
fentliche Gelder knapp sind,
können beispielsweise private
Unternehmen im Rahmen eines
Betreibermodells ein Infrastruk-
turprojekt errichten und betrei-
ben. Gerade für Aussteller, die
mit ihren Produkten zu einem
hochwertigen Wohn- und Ar-
beitsumfeld beitragen, bietet die
GaLaBau die ideale Plattform,
um mit Besuchern aus Kommu-
nen die Möglichkeiten für PPP-
Projekte auszuloten.

Ausstattung auch im
Privatgarten gefragt

Natürlich wird auch im priva-
ten Umfeld Wert auf eine an-
sprechende Gestaltung gelegt.
Auf Ausstattungen im Privat-
garten hat sich die Firma garten-
akzente aus dem bayerischen
Eschenlohe spezialisiert, deren
Produkte direkt an den Privat-
kunden, aber auch an den Land-
schaftsgärtner als Wiederver-
käufer vertrieben werden. Ge-
schäftsführer Wolfgang Huber
verspricht sich auf der GaLa-
Bau einen intensiven Kontakt
zu der Zielgruppe aus dem Gar-
ten- und Landschaftsbau. Seine
Aufgabe sieht er in der umfas-

senden Information der Fachbe-
sucher: „Indem sie den Kunden
im Rahmen einer hochwertigen
Gartengestaltung auch hoch-
wertige, fertige Ausstattung an-
bieten, haben Landschaftsgärt-
ner die Möglichkeit, sich nicht
nur als serviceorientierter Dienst-
leister zu profilieren, sondern
auch noch etwas zu verdienen.
Leider sehen viele diese Chance
noch nicht.“

Knapp 900 Aussteller

Statt passiv auf den wirt-
schaftlichen Aufschwung zu
warten, entwickelt die Branche
des Garten-, Landschafts- und
Sportplatzbaues aktiv Konzep-
te, um auch in Zukunft ein at-
traktives Wohn- und Arbeit-
sumfeld zu sichern. Konzepte,
die sich durch die Zusammen-
arbeit von Planern, Kommu-
nen, Zulieferern und ausfüh-
renden Betrieben realisieren
lassen. Mit knapp 900 Ausstel-
lern und rund 50.000 Fachbe-
suchern bringt die GaLaBau in
Nürnberg zusammen, was zu-
sammen gehört.

Erstmals wird es auf der Ga-

LaBau die Sonderschau „Spiel-
platzgeräte praxisnah“ in Halle
1 geben, die die Fachzeitschrift
freizeit & spiel in Zusammenar-
beit mit dem TÜV Rheinland
und unter Beteiligung des
BSFH organisiert. Im Mittel-
punkt der Sonderschau steht das
Thema Sicherheit auf Spielplät-
zen, das rechtlich durch die Eu-
ronormen EN 1176/1177 gere-
gelt ist. Wie Spielplatzgeräte
geprüft werden, welche Prüfkri-
terien eingehalten werden müs-
sen, welche Fallschutzarten es
gibt - das alles können sich die
Fachbesucher der GaLaBau live
auf der Sonderschau anschauen.

Innovations-Medaille

Auch in diesem Jahr wird
während der Messe die GaLa-
Bau-Innovations-Medaille ver-
liehen. Ausgezeichnet werden
neue und fortschrittliche Pro-
dukte und Verfahren für den
Bau und die Pflege landschafts-
gärtnerischer Anlagen. Die Me-
daille gilt in der Branche inzwi-
schen als eine Art Qualitätssie-
gel. Alle Aussteller der GaLa-
Bau, die ein neues Produkt oder
eine wesentliche Weiterent-
wicklung anbieten, sind zur
Teilnahme eingeladen. Detail-
lierte Informationen wie Teil-
nahmebedingungen sind beim
Auslober der Innovations-Me-
daille, dem BGL, erhältlich.   

Für die Schwanfelder Schüler stand ein lebhafter und erleb-
nisreicher Unterricht auf dem Programm.

Mit allen Sinnen spielend lernen:

„Entdecke die Hecke“
Rollende Spielkiste an der Schwanfelder Grundschule

Lernen mal ganz anders: Für 27 Kinder der Schwanfelder
Grundschule im Landkreis Schweinfurt stand in der Woche vor
Pfingsten ein lebhafter und erlebnisreicher Unterricht auf dem
Programm. Drei Tage lang war die Rollende Spielkiste mit dem
Projekt „Entdecke die Hecke“ zu Gast in der Klasse 2b.

Das Projekt, das den Lehrplan
durch praktisches Erleben er-
gänzt, dauerte von Montag bis
Mittwoch jeweils zirka drei Stun-
den. Die Schüler konnten dabei
selber kreativ werden, erfuhren
gleichzeitig viel Wissenswertes
über den Aufbau und Nutzen der
Hecke sowie über die Tiere, die in
und an Hecken leben. „Der Le-
bensraum Hecke wird bei diesem
Projekt mit allen Sinnen erfah-
ren“, sagt die Verantwortliche der
Rollenden Spielkiste, Christine
Seuffert von der Kommunalen
Jugendarbeit des Landkreises
Schweinfurt.

Erlebnis im Mittelpunkt

Langeweile kommt dabei nie
auf. Denn neben den interes-
santen Informationen, die die
Grundschüler erfahren, stehen
bei dem Projekt Erlebnis und
Praxis im Mittelpunkt. So haben
die Schwanfelder Schüler in die-
ser Woche gemalt, ein Hecken-
mobile erstellt, ein Murmellaby-
rinth und ein Memory über die
Pflanzen der Hecke gebastelt.
Beeindruckt waren die Kinder
von der „Selbsterfahrung in der
Hecke“ und von Dosenlupen-
beobachtungen. Begeistert zeig-
ten sich auch Bürgermeister

Hans-Georg Eichelbrönner und
Schulleiterin Claudia Schmidt,
die sich am Abschlusstag die Er-
gebnisse des dreitägigen Projek-
tes anschauten.

Seit zwei Jahren bietet die
Rollende Spielkiste verschiede-
ne Projekte in Kooperation mit
den Grundschulen im Landkreis
Schweinfurt an. „Entdecke die
Hecke“, „Eine Kiste voller
Waldzauber“, „Geheimnisvolle
Wissenswelt“ und „Wassertrop-
fen-Expedition“ lehnen sich an
den Lehrplan an, sind also Er-
gänzend zum Unterricht. Wichti-
ge Ziele sind dabei die enge Zu-
sammenarbeit mit den Klassen-
lehrern, spielerisches Lernen,
das Erfahren verschiedener Er-
lebnisräume sowie das Fördern
von Kreativität und Fantasie.

Die Rollende Spielkiste ist ein
Bus des Landkreises Schwein-
furt, der seit über 20 Jahren
ganzjährig für Kinder zwischen
sechs und zwölf Jahren unter-
wegs ist. Die Kommunale Ju-
gendarbeit bietet damit themen-
bezogene und bedarfsorientierte
Projektarbeit an. Jedes Jahr neh-
men in allen Landkreisgemein-
den rund 1400 Kinder und 650
Erwachse an den verschiedenen
Bühnenthemen und Workshops
der Rollende Spielkiste teil.

Bayerischer Gärtnerei-Verband:

100-jähriges Jubiläum
Stoiber: „Mittelständische Gartenbaubetriebe sind 
eine wichtige Säule der Landwirtschaft in Bayern“

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber hat unternehmerische
Kreativität als entscheidenden Erfolgsfaktor des Mittelstandes
und insbesondere des bayerischen Gartenbaus bezeichnet.
Beim 100-jährigen Jubiläum des Bayerischen Gärtnerei-Ver-
bandes in Buchendorf hob Stoiber hervor, dass die Gärtnerei-
en in Bayern heute moderne zukunfts- und kundenorientierte
Unternehmen seien. 

Stoiber: „Mut zu Investitio-
nen und Innovationen ist die
richtige Antwort auf die Her-
ausforderungen der Globalisie-
rung. Mit ihrem fachlichen
Know-how und ihrem kunden-
freundlichen Service sind die
bayerischen Gärtner auf dem
richtigen Weg in eine erfolgrei-
che Zukunft. Der Gartenbau-
standort Bayern profitiert da-
von, dass unsere bayerischen
Gärtner Experten darin sind,
sich im ‚grünen Markt’ wettbe-
werbsfähig und zukunftsorien-
tiert zu positionieren.“ 

Dynamischer
Wirtschaftsfaktor

Die bayerischen Gärtner sind
nach den Worten des Minister-
präsidenten ein erfolgreicher Be-
rufsstand. Als mittelständische
Familienbetriebe sind sie ein
dynamischer und bedeutender
Wirtschaftsfaktor und eine sta-
bile Säule der Agrarwirtschaft
in Bayern. Mit über 42.000 Be-
schäftigten erzielt der Garten-
bau in Bayern rund 1,37 Milli-
arden Euro Umsatz. Davon ent-
fallen knapp zwei Drittel auf
den Erwerbsgartenbau und ein
Drittel auf den Garten- und
Landschaftsbau. 

Berufliche Zukunft

Dem Bayerischen Gärtnerei-
Verband gehören heute über
1.300 gartenbauliche Betriebe
in ganz Bayern an. Als beson-
ders positiv würdigte Stoiber,
dass die Gartenbaubetriebe ge-
rade jungen Menschen eine be-
rufliche Zukunft bieten. In den
anerkannten Ausbildungsbetrie-
ben arbeiten zur Zeit rund 2.800
Auszubildende. Damit stellt der
Gartenbau über die Hälfte aller
Auszubildenden im Bereich
Landwirtschaft. Stoiber: „Das
ist angesichts der angespannten
Situation auf dem Ausbildungs-
markt nicht nur gelebte Genera-

tionenverantwortung, sondern
auch der Garant für junge und
qualifizierte Mitarbeiter.“ 

Unterstützung Bayerns

Die Staatsregierung, so Stoi-
ber, wisse um die Leistungen
des bayerischen Gartenbaus und
unterstütze ihn auf vielfältige
Weise. Allein von 2000 bis
2005 wurden im Rahmen des
Agrarinvestitionsförderpro-
gramms zinsverbilligte Darle-
hen in Höhe von rund 100 Mil-
lionen Euro genehmigt und Zu-
schüsse von rund 11 Millionen
Euro gewährt. Positive Impulse
für den Absatz bayerischer Gar-
tenbauprodukte dürfte auch das
Programm zur Verbesserung der
Marktstruktur gebracht haben. 

Verlässlicher Partner

Stoiber: „Die Staatsregierung
ist auch in Zukunft ein verlässli-
cher Partner des Gartenbaus.
Wir haben in Berlin die Er-
höhung der Vorsteuerpauschale
von 9 auf 10,7 Prozent erfolg-
reich durchgesetzt. Damit wird
für alle landwirtschaftlichen
Betriebe, zu denen auch die
meisten Gärtnereien zählen, die
Anhebung der Mehrwertsteuer
zum 1.1.2007 vollständig aus-
geglichen.“ Bayern habe sich
auch dafür stark gemacht, dass
die Bundesregierung die Eck-
punkteregelung für die im Gar-
tenbau so dringend benötigten
ausländischen Saisonarbeits-
kräfte mit einer Kontingentie-
rung von 80 bzw. 90 Prozent
neu gefasst hat. 

Stoiber kündigte an, dass
Bayern sich wegen der unbe-
friedigenden Rechts- und
Sachlage bei der Abführung
von Sozialversicherungsbeiträ-
gen für polnische Saisonar-
beitskräfte in Gesprächen mit
der polnischen Seite weiterhin
für eine Entbürokratisierung
einsetzen werde.

Erstes Bürgermeistertreffen der FW Oberbayern:

Mehr Handlungsspielraum
für Kommunen!

Als großen Erfolg erachtet die Bezirksvorsitzende der Freien
Wähler, Eva Gottstein, das erste Bürgermeistertreffen der FW
in Oberbayern. Wolnzachs Bürgermeister Josef Schäch konn-
te 50 FW-Kommunalpolitiker im Hopfenmuseum begrüßen.
Sie diskutierten mit dem neuen Landesvorsitzenden Hubert
Aiwanger über die politischen Ziele der „Freien“ im Hinblick
auf das Wahljahr 2008. 

Aiwanger forderte erneut
deutlich mehr Handlungsspiel-
raum für die Kommunen und
weniger Bevormundung durch
den Staat: „Bürokratische Plan-
wirtschaft ist am Ende noch im-
mer in die Hose gegangen“, sag-
te er. Wenn Ministerpräsident
Stoiber sich jetzt wieder bei den
Kommunalpolitikern sehen las-
se, sei dies nur Zeichen seines
schlechten Gewissens und die
Angst vor einem miserablen Ab-
schneiden bei den Wahlen 2008,
mutmaßte Aiwanger. 

Zu Recht müsse Stoiber be-
fürchten, dass die Freien Wäh-
ler 2008 ihre kommunalpoliti-
sche Bedeutung ausbauen und
auch in den Landtag einziehen
werden. Schließlich sei die CSU
für den derzeitigen „parteiüber-
greifenden Frust“ an der politi-
schen Basis verantwortlich und
die kommunale Selbstverwal-
tung de facto bereits abgeschafft.

Als politische Schwerpunkt-

themen der Freien Wähler im
Hinblick auf 2008 nannte Ai-
wanger unter anderem die Bil-
dungspolitik, die Stärkung des
benachteiligten ländlichen Rau-
mes sowie eine Neuausrichtung
der Wirtschaftspolitik an den In-
teressen des Mittelstandes.

Warnendes Beispiel

Die öffentliche Grundversor-
gung der Bürger, z. B. die Was-
serversorgung, dürfe nicht zum
Spekulationsobjekt für Invest-
mentgesellschaften werden. Der
Strommarkt gelte hier als war-
nendes Beispiel. „Wir Freien
Wähler sind die politische Kraft,
die diese Themen noch glaub-
würdig vertreten kann, weil wir
die erforderliche Unabhängig-
keit besitzen“, so der Vorsit-
zende abschließend. „Wir sind
es dem Bürger schuldig, unse-
ren politischen Einfluss auszu-
bauen!“ DK
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GZ-Gespräch mit Landshuts Oberbürgermeister Hans Rampf:

Pragmatiker mit Visionen
Positive Haushaltsentwicklung und verschlankte Stadtverwaltung 

auf den Weg gebracht 
„Die Stadt hat ein sicheres Fundament, um neue Wege zu ge-
hen!“ ist Hans Rampf überzeugt. Landshuts Oberbürgermeis-
ter, der am 1. Januar 2005 nach mancherlei Dissonanzen die
Nachfolge von Josef Deimer antrat, hat es in kurzer Zeit ge-
schafft, trotz der laufenden Kürzung von Leistungsgesetzen die
niederbayerische Bezirkshauptstadt auf den Weg der Entschul-
dung zu bringen. Das bedeutet: Sowohl die Jahre 2005 als auch
2006 werden mit einer Nettoneuverschuldung von Null abge-
schlossen. Durch den Stopp in der Ausgabenpolitik und auf-
grund einer stabilen Einnahmesituation ist Rampf zufolge „eine
Kehrtwende eingeleitet“, was ihn sichtlich mit Stolz erfüllt. 2006
könnte seiner Meinung nach sogar ein „Sensationsjahr“ werden.

Für heuer rechnet die Stadt 
mit einem Anstieg der Gewerbe-
steuer auf 36,5 Mio. Euro - „der
höchsten Gewerbesteuer, die
Landshut jemals eingenommen
hat“, erklärt der OB. Wegen der
höheren Steuereinnahmen wird
die Gewerbesteuerumlage um
mehr als 2,3 Mio. Euro auf 6,8
Mio. Euro ansteigen. Netto ver-
bleibt der Stadt voraussichtlich
ein Betrag von 3,1 Mio. Euro,
weshalb kein Raum für große
Sprünge vorhanden sei und
„Haushaltsdisziplin weiterhin
oberstes Gebot“ bleibe.

Gewerbesteuer
„reformbedürftig“

In diesem Zusammenhang
macht Rampf kein Hehl aus sei-
ner Überzeugung, dass die Ge-
werbesteuer in der jetzigen Form
„reformbedürftig“ ist. Sie sei
nicht zukunftsträchtig, weil
schwankend. Für Kommunen,
die zum Teil hoch verschuldet
sind, biete sie für die nächsten
fünf oder sechs Jahre keine Pla-
nungssicherheit. Die sicherste
Steuer sei dagegen derzeit die
Umsatzsteuer. Eine Erhöhung an
ihrer Beteiligung, versehen mit
einem Hebesatz, könne korrigie-
rend einwirken.

Neue Wegmarken

Für Landshut war das Ende
der Ära Deimer eine Zäsur, für
den ehemaligen CSU-Fraktions-
vorsitzenden die Chance, neue
Marksteine zu setzen: „Das be-
ginnt bei der Verwaltungsreform
und endet unter Umständen bei
der betriebswirtschaftlichen For-
mulierung der einen oder ande-
ren städtischen Unternehmung“.
Dabei kommt es Hans Rampf
zugute, dass die Wogen inner-
halb der CSU geglättet sind und
sich insbesondere das Verhältnis
zu Bürgermeister Ludwig Zell-
ner, der kürzlich sein zehnjähri-
ges Amtsjubiläum feierte, deut-
lich entspannt hat. 

„Die Stimmung ist grundsätz-
lich positiv“, erklärt Rampf und
verweist dabei auch auf die von
ihm in Angriff genommene drei-
stufige Schlankheitskur der Ver-
waltung. Seit 1. April gibt es

durch Umstrukturierungen bzw.
Zusammenlegungen in der Ver-
waltung vier Ämter und ein Re-
ferat weniger. Mit diesem ersten
Schritt sei bewiesen worden,
„dass wir keine Luftblasen pro-
duzieren“.

Arbeitsplatzsicherheit
im öffentlichen Dienst
„nicht in Zement gegossen“

Bereits bei seinem Amtsantritt
wusste Rampf, der Pragmatiker,
der Mann aus der Wirtschaft,
dass er das Bewusstsein vermit-
teln muss, „dass auch die Sicher-
heit der Arbeitsplätze im öffent-
lichen Dienst nicht in Zement
gegossen ist“. Weil die Stellen-
einsparungen sozial verträglich
und ohne Zeitdruck über die
Bühne gehen müssten, sei das
diffizile Vorhaben auch besser zu
transportieren.

Stelleneinsparungen

Inzwischen wird die zweite
Stufe vorbereitet, die zusam-
menführen soll, was thematisch
zusammengehört. In Stufe 3
schließlich sollen dann alle Ver-
änderungen in Angriff genom-
men werden, die organisato-
risch einen größeren Vorlauf
benötigen, wie etwa die Verle-
gung des Stadtsteueramts als
Sachgebiet in das Amt für Fi-
nanzen und Wirtschaft. Unterm
Strich wird es nach Darstellung
des Stadtoberhaupts ein Referat,
mindestens acht Ämter und drei
Sachgebiete weniger geben.
Das Referat Schulen, Stiftungen
und Sozialwesen beispielsweise
wird zusammengeführt mit dem
Referat Recht, Sicherheit und
Ordnung.

Interne Arbeitsgruppe

Rampf setzte bei der Neuori-
entierung bewusst auf eine inter-
ne Arbeitsgruppe, die er mit der
Erstellung eines Konzepts be-
traute sowie auf die Unterstüt-
zung des Kommunalen Prü-
fungsverbandes. Eine wesentli-
che Voraussetzung für die Ver-
waltungsreform war der Um-
zug verschiedener Ämter ins
neue Rathaus II: Von Novem-

ber 2004 bis Februar 2005
konnten dort zwölf Standorte
zusammengeführt und auch
ein „gut angenommenes“ Bür-
gerbüro eingerichtet werden:
ein Schritt, der nicht nur nach
außen zu mehr Kundenorien-
tierung, sondern auch intern zu
mehr Wirtschaftlichkeit und
Effizienz in den Arbeitsabläu-
fen führen sollte. 

Verfahrensmanager
in der Vermittlerrolle

Dazu zählt auch der Einsatz
eines Verfahrensmanagers, der
dafür sorgen soll, dass Genehmi-
gungsverfahren weiter verkürzt
und rasche Entscheidungen zur
schnelleren Umsetzung von In-
vestitionen ermöglicht werden.
Seine Vermittlerrolle, laut Rampf
von Teilen der Bürgerschaft
durchaus häufig wahrgenom-
men, dient dem Ziel, ein noch in-
vestitionsfreundlicheres Klima
zu schaffen.

Langfristige Maßnahmen

Neben diesen kurzfristig um-
zusetzenden Schritten sind be-
reits auch mittel- und langfristige

Maßnahmen angedacht - etwa
die Zusammenführung der bau-
amtlichen Betriebe (Bauhof) und
des Stadtgartenamts, wobei dann
auch die Betriebsform überdacht
werden soll. Weiter denkt der
Rathauschef an eine Zusammen-
führung von Skulpturenmuseum
und städtischen Museen sowie
die Überführung des Marktwe-
sens an die Messe GmbH, wobei
der Verbraucherschutz im Ord-
nungsamt bleiben soll. 

Bürgerbeteiligung

Bürgerzufriedenheit impliziert
Bürgerbeteiligung. Zunächst war
es eine Vision, jetzt aber steht
das neue ÖPNV-Konzept, das
das Busfahren in Landshut ver-
einfachen soll. Von frühmorgens
bis spät nachts wird man künftig
sein Fahrtziel bequem erreichen
können. Nur durch die Fußgän-
gerzone fahren die Stadtbusse
seit Anfang Juni nicht mehr. Die
Kernstadt ist nun vollständig
verkehrsberuhigt. Das neue Bus-
system - derzeit ist man dabei,
auf Erdgas-Busse umzurüsten -
wurde durchweg positiv ange-
nommen, was Rampf zufolge
entscheidend damit zu tun hat,
„dass alle gesellschaftlichen
Gruppierungen in den Entschei-
dungsprozess mit einbezogen
wurden“. Noch in diesem Jahr
soll damit begonnen werden, die
Fußgängerzone umzugestalten.
Ein Ideenkreis sammelt hierzu
momentan Vorschläge.

„2006 könnte ein Sensationsjahr für Landshut werden“, mein-
te in einer ersten Stellungnahme Oberbürgermeister Hans
Rampf im Gespräch mit den Redakteurinnen der Bayerischen
Gemeindezeitung, Doris Kirchner (links) und Anne-Marie von
Hassel (rechts). Foto: Faber

MVV-Anbindung

„Deutliche Signale“ glaubt der
Oberbürgermeister indes in 
punkto MVV-Anbindung zu er-
kennen: Nach einem Gespräch
mit Verantwortlichen bestehe die
konkrete Möglichkeit, „dass wir
uns dem MVV mit relativ be-
scheidenen finanziellen Mitteln
anschließen. Gerade vor dem
Hintergrund, dass 80 Prozent der
außerhalb arbeitenden Landshu-
ter Pendler Richtung München
fahren und mit Blick auf die 
problematische Flughafenanbin-
dung - siehe Marzlinger Spange
- wäre dies ein Riesen-Imagege-
winn“, ist Rampf überzeugt.

Kultur ein 
„Schatz der Zukunft“

Dass das Stadtoberhaupt bei
allen Reformbestrebungen die
kulturellen Belange und die Tra-
ditionspflege nicht vergisst, ver-
steht sich für ihn von selbst.
„Schließlich ist Kultur für
Landshut ein Schatz der Zu-
kunft, der nicht mit Geld zu be-
zahlen ist.“ Rampf denkt daran,
künftig verstärkt über Stiftungen
zu arbeiten. Umschichtung laute
das Zauberwort.

Aufzug zur Burg Trausnitz

Eine touristische Idee der be-
sonderen Art ist ein möglicher
Schrägaufzug vom Dreifaltig-
keitsplatz zur Burg Trausnitz.
Bei einem Gedankenaustausch
mit Finanzstaatssekretär Franz
Meyer erklärte sich dieser ein-
verstanden, dass die Stadt eine
Machbarkeitsstudie erstellt und
der Bayerischen Schlösserver-
waltung vorlegt. In der Finanzie-
rungsfrage wird von Seiten 
der Stadtverwaltung, in der die 
Realisierungsverantwortung

liegt, an ein PPP-Modell gedacht. 

Preisgünstiges Wohnen

Auch beim Thema Wohn- und
Baupolitik hat sich der OB eini-
ges einfallen lassen, wobei er
deutlich darauf hinweist, dass
sein Vorgänger es geschickt ver-
standen habe, eine ausgewoge-
ne Wohnungspolitik zu gestal-
ten, „sprich eine Ghettobildung
mit Hochhäusern in Grenzen zu
halten und zudem einen gewis-
sen sozialen Mittelstand zu
pflegen“. Im Zuge des Wegfalls
der Eigenheimzulage habe die
Stadt „ein mindestens ebenso
interessantes Alternativfamili-
enmodell“ entwickelt. Mehr als
hundert Häuser in attraktiver
Lage sollen jungen Familien die
Möglichkeit bieten, komforta-
bel und preisgünstig zu wohnen.
Die Stadt plant beispielsweise,
pro Kind eine Ermäßigung beim
Erwerb von Bauland zu ge-
währen. 

Verbesserungswürdiger
Branchenmix

„Etwas umfunktionieren“ will
Rampf dagegen den Branchen-
mix in der Landshuter Innen-
stadt. Die hohe Kaufkraftab-
schöpfung im Bereich Nah-
rungsmittel berge langfristig die
Gefahr einer „Fressmeile“. Zwar
sei die Nachfrage großer interna-
tionaler Firmen durchaus vorhan-
den, erklärt der Oberbürgermei-
ster, die Häuserstruktur jedoch
oftmals sanierungsbedürftig. Die
beiden Abteilungen Wirtschafts-
förderung und Stadtmarketing
böten hier an, Hausbesitzer beim
Ablauf von Mietverträgen zu be-
gleiten bzw. zu beraten. Wichtig
sei es, „dass Hauseigentümer,
Stadt und Kernstadt zusammen-
rücken“. DK

Bürgermeister Christian Meier zwischen Vizebürgermeister Ste-
fan Förtsch (links) und Vizelandrat Gregor Schmitt (rechts).     fpo

Marktgemeinde Egloffstein:

Bürgermeister Meier
feierte 65. Geburtstag

Kreisrat Christian Meier (CSU) konnte am 2. Juli seinen 65.
Geburtstag feiern. Aus diesem Anlass fanden sich viele Gratu-
lanten im sommerlichen Garten der Bürgermeistersfamilie auf
dem Oberen Berg ein. Der Reigen der offiziellen Gratulanten
wurde angeführt von Vizelandrat Gregor Schmitt und Vize-
bürgermeister Stefan Förtsch.

Aus allen Glückwunschan-
sprachen klang die große Wert-
schätzung heraus, der sich der
Kommunalpolitiker allenthal-
ben erfreut. Seit 30 Jahren am-
tiert Christian Meier als Bürger-
meister der Trubachtalgemeinde
Egloffstein; in den Marktge-
meinderat zog er schon 1972.

Der gelernte Bankkaufmann
baute in Egloffstein die Raiffei-
senbank neu auf und war 23
Jahre ehrenamtlicher Vorsitzen-
der des Genossenschaftsverban-
des im Landkreis Forchheim.

Aus fünf mach’ eins

Als ehrenamtlicher Bürger-
meister des Marktes Egloff-
stein galt es u. a. im Rahmen 
der Gemeindegebietsreform aus
fünf früheren Gemeinden eine
neue Einheit zu schmieden. Die
Verwaltungsgemeinschaft mit
Obertrubach war nur ein Zwi-
schenspiel und wurde zum 1.
Januar 1980 wieder aufgelöst.
Zudem ist der Jubilar Vorsitzen-
der des Abwasserzweckverban-
des Trubachtal und des Schul-
verbandes Egloffstein.

Als Arbeitsschwerpunkte ra-
gen aus seinem kommunalen
Schaffen heraus: Sanierung Trink-

wasser, Kanalisation, Kinder-
gartenbau, Bau des Schulsport-
platzes, Mehrzweckhaus Affal-
terthal, Sanierung Schulgebäu-
de, Einsatz für die Erhaltung
des Prädikats „Luftkurort“.

Herzensanliegen

Ein Herzensanliegen von
Kreisrat Bürgermeister Meier
ist die Förderung des Erho-
lungsverkehrs im Trubachtal
und darüber hinaus in der Frän-
kischen Schweiz.

Privat liebt Christian Meier
klassische Musik und fränki-
sche Volksmusik. Seit 30 Jahren
singt er aktiv bei den Egloffstei-
ner Burgspatzen mit und seit
1966 im Gemischten Chor Eg-
loffstein. So ist es nur verständ-
lich, dass der Chor unter der
Leitung von Ehefrau Lilo Meier
zum 65. Lebensjubiläum und
30jähigen Bürgermeister Ju-
biläum ein Ständchen darbot.

Neben den Vereinsvertretern
gratulierten auch Schule und
Kindergarten sowie Albrecht
und Sibille von Egloffstein. Der
befreundete frühere Pfarrer von
Affalterthal Wolfram Lehmann
kam aus Hof zur Gratulation
nach Egloffstein. fpo

„Bündnis für Kinder. Gegen Gewalt“:

Münchner Stiftungs-Botschaft 
Im Rahmen des ersten verkaufsoffenen Sonntags in der
Münchner Innenstadt hat die Stiftung „Bündnis für Kin-
der. Gegen Gewalt“ als Partner der Innenstadtgeschäfte
mit ihrem Stand am „Familien-Beach“ die Menschenmas-
sen angezogen.

Mit den „Ich bin unschlagbar“-T-Shirts zeigten viele Kinder
Flagge gegen Gewalt an Kindern und Jugendlichen. Gemein-
sam mit TV-Moderator und Stiftungsratsmitglied Michael
Schanze stellte Familienministerin Christa Stewens die Stif-
tung vor. Hierfür standen die beiden Prominenten für eine „E-
Card-Fotoaktion“ zur Verfügung. Die Fotos, die nun um die
Welt gehen sollen tragen die Botschaft „Ich bin unschlagbar“
via E-Card ins world wide web. 

Mit einem von MINI München zur Verfügung gestellten
„Ich bin unschlagbar“-MINI Cooper Cabrio, den Schauspiele-
rin und Stiftungsratsmitglied Sunnyi Melles in Empfang nahm,
wird die Stiftung künftig auf den Straßen in München und im
Umland unterwegs sein, und die Bündnis-Botschaft zu trans-
portieren. Im Rahmen eines großen Gewinnspiels wurde der
MINI für eine Woche verlost.

Auch am Informationsstand der Stiftung war der Run auf In-
fos, Giveaways und Shirts, die gegen eine Spende ab fünf Eu-
ro vergeben wurden, groß. DK

Bürgermeisterwahlen in Bayern:

Traumergebnis für Anna Eder
Mit überwältigender Mehrheit ist Deggendorfs Oberbür-
gerneisterin Anna Eder in ihrem Amt bestätigt worden. Die
55-Jährige erreichte 70,4 Prozent der Stimmen; ihre Her-
ausforderer Thomas Trautwein (SPD) und Karl Hauser
(FDP) kamen auf 24,4 bzw. 5,2 Prozent. Anna Eder hatte die
Wahl im Jahr 2000 gegen vier Kontrahenten gewonnen und
war erste Rathauschefin Niederbayerns geworden. 

Die strahlende Siegerin betonte in einer ersten Stellungnah-
me, sie wolle alles tun, um die positive Stimung in der Stadt auf-
rechtzuerhalten. Auch liege ihr daran, für einen weiteren Auf-
schwung Deggendorfs zu sorgen. CSU-Vorsitzender Edmund
Stoiber bezeichnete das Wahlergebnis als „großartigen Vertrau-
ensbeweis“ für die Rathauschefin. Der Wahlsieg sei außerdem
ein weiterer Beweis dafür, „dass die CSU die Kommunalpartei
in Bayern ist, die vor Ort fest verwurzelt ist und die Interessen
der Bürger am besten vertritt“.

Gewählt wurde zudem in vier weiteren Gemeinden. Groß war
dabei die Überraschung in Weißenhorn: Dort setzte sich der
Kandidat der „Überparteilichen Wähler“ und der SPD, Wolf-
gang Fendt, mit 60 Prozent der Stimmen gegen den CSU-Be-
werber Ernst Peter Keller durch. Im unterfränkischen Mellrich-
stadt gewann mit Eberhard Streit ebenfalls ein unabhängiger
Kandidat die Wahlen. Er siegte mit 69 Prozent der Stimmen ge-
gen Christian Herbig. Mit einem deutlichen Wahlsieg für den
Amtsinhaber Dr. Herbert Kränzlein (SPD) endete die Bürger-
meisterwahl in Puchheim. Auf Kränzlein entfielen 67,2 Prozent
der abgegebenen gültigen Stimmen. Sein Herausforderer Georg
von Kleinsorgen (CSU) kam auf 32,8 Prozent. Kränzlein tritt
damit seine vierte Amtsperiode an. In Gaißach, Landkreis Bad
Tölz-Wolfratshausen, trat Amtsinhaber Nikolaus Trischberger
ohne Gegenkandidat an. Der CSU-Politiker, der sich um eine
dritte Amtszeit bewarb, kam auf 88 Prozent der Stimmen.     DK
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Landkreis Miesbach und Hartz IV:

Paradebeispiel für erfolgreiche 
Arbeitsvermittlung

„Der Landkreis Miesbach ist das Paradebeispiel für eine er-
folgreiche Arbeitsvermittlung auf kommunaler Ebene.“ Mit die-
sen Worten hat Bayerns Arbeitsministerin Christa Stewens in
Miesbach die Arbeit des Landratsamtes gewürdigt. Bei einem
Treffen mit Landrat Norbert Kerkel und dem Landtagsabge-
ordneten Jakob Kreidl sagte sie: „Durch zielgerichtete innovati-
ve Qualifizierungs- und Eingliederungsmaßnahmen ist es den
Miesbachern als einzige in Deutschland gelungen, im vergangen
Jahr die Zahl der Langzeitarbeitslosen zu verringern.“

Der Landkreis Miesbach ist
mit den Städten Erlangen und
Schweinfurt sowie dem Land-
kreis Würzburg eine von vier 
so genannten Optionskommu-
nen, die die Vermittlung von
Langzeitarbeitslosen selbständig
ohne die Bundesagentur für Ar-
beit durchführen. In Miesbach
wurden Modellprojekte und
Qualifizierungsmaßnahmen wie
„Fit im Job“, dem „Pack mas
e.V.“ und die „Kompetenz auf
Abruf gGmbH“ eingeführt. Mit
diesem Maßnahmenbündel und
insbesondere auch durch das
Bewerbungszentrum Miesbach,
in dem erfahrene Coaches pass-
genaue Strategien zur Integra-
tion in den Arbeitsmarkt ent-
wickeln, konnte die Langzeitar-
beitslosigkeit um vier Prozent
abgebaut werden.

Die innovativen Ansätze in
Miesbach hätten gezeigt, dass
die Integration von Langzeitar-
beitslosen funktionieren könne.
„Der Schlüssel ist eine Stärkung
des Entscheidungsspielraums
der Träger vor Ort“, erläuterte
die Ministerin und forderte:
„Darüber hinaus muss das Hartz
IV-System generell verbessert
und so ausgestaltet werden, dass
wirklich nur die Hilfebedürfti-
gen Unterstützung erhalten.“ 

Mit Hartz IV habe der Gesetz-
geber zum Teil falsche Anreize
geschaffen. Die dadurch ge-
schaffene Vielzahl neuer Antrag-
steller überfordere die zuständi-
gen Stellen und lasse die Kosten
explodieren. Stewens: „Um die-
se Entwicklung zu stoppen, müs-

sen vor allem die zusätzlichen
Leistungen beseitigt werden, die
nicht zur Sicherung des Exi-
stenzminimums notwendig sind.
Hierunter fallen beispielsweise
die Beiträge für die Rentenversi-
cherung und die befristeten Zu-
schläge, die den Übergang vom
Arbeitslosengeld I ins Arbeitslo-
sengeld II abfedern sollen.“ Dem
Missbrauch könne durch stärke-
re Kontrollen und durch härtere
Sanktionen bei Arbeitsunwilli-
gen begegnet werden. Beispiels-
weise dürfe es nicht passieren,
dass jemand auf Kosten der
Steuerzahler lebt, weil er Spar-
guthaben oder Immobilien ver-
schwiegen hat, die er eigentlich
zur Bestreitung des Lebensunter-
halts einsetzen muss. DK

BKPV-Ratgeber zum neuen
kommunalen Finanzwesen 
Das doppische Haushalts- und Rechnungswesen ist eine harte Nuss 

Aus dem Jahresbericht 2005 des Prüfungsverbandes 

Als die Innenministerkonferenz im November 2003 nach einge-
henden Beratungen Leitlinien für ein neues „doppisches Haus-
halts- und Rechnungswesen“ für die Kommunen verabschiede-
te, war den Praktikern bewusst: Hier ist eine harte Nuss zu
knacken. Kein Wunder, wenn sich nun der Bayerische Kommu-
nale Prüfungsverband (BKPV), dem u. a. 548 Gemeinden, alle
71 Landkreise und 37 Verwaltungsgemeinschaften als Mitglie-
der angehören, in seinem jetzt vorliegendem Jahresbericht 2005
ausführlich der Problematik widmet, die sich aus dem Abschied
vom althergebrachten Geldverbrauchskonzept in der Etatge-
staltung ergibt. 

Fest steht: Von einem einheit-
lichen kommunalen Haushalts-
recht in ganz Deutschland wird
kaum die Rede sein können,
selbst wenn sich die Waage zwi-
schen den zulässigen Alternati-
ven - eine erweiterte kameralisti-
sche Buchführung oder das dop-
pische Haushalts- und Rech-
nungswesen - sich mehr und
mehr zu Gunsten des Letzteren
neigt (Vorgezeichnet in einer Ge-
meinde-HVO-Doppik). In den
2003er Leitlinien ist ein Wahl-
recht eingeräumt. 

Präferenz in 
Richtung Doppik

Nun sei, so der Münchner Prü-
fungsverband, bereits bundes-
weit eine eindeutige Präferenz in
Richtung Doppik festzustellen.
Eine Mehrheit der Bundesländer
sehe unter Berücksichtigung 
angemessener Übergangsfristen
den obligatorischen Übergang
auf dieses System der doppelten
Buchführung vor. Allerdings dür-
fe nicht übersehen werden, dass
sich die Konzepte in den einzel-
nen Bundesländern vor allem
hinsichtlich der Bilanzgliede-
rung und Vermögensbewertung
zum Teil deutlich voneinander
unterscheiden. „So sind zum
Beispiel neben der Bewertung
des Vermögens in der Eröff-
nungsbilanz anhand vorsichtig
geschätzter Zeitwerte (Nord-
rhein-Westfalen) einerseits und
anhand historischer Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten
(Hessen) andererseits auch
Mischformen aus beiden Bewer-
tungsverfahren vorgesehen (Nie-
dersachsen); eine länderüber-
greifende Vergleichbarkeit ist
nur eingeschränkt zu erwarten.“ 

In Bayern liegt - im Gegensatz
zu anderen Bundesländern -
noch kein verbindlicher Rechts-
rahmen für den Übergang zu ei-
nem „Ressourcen-Verbrauchs-

konzept“ vor. Dieses wird auf die
Errechnung/Offenlegung des zur
Bereitstellung der Verwaltungs-
leistungen notwendigen Ressour-
cenaufwandes und des Ressour-
cenaufkommens abzielen. 

Politik mit einbeziehen

Die Reform des Haushalts-
rechts sei also ein Ausfluss des
neuen Steuerungsmodells und
sollte daher auch als wesentli-
cher Teil eines solchen verstan-
den werden. „Die isolierte, nicht
in ein steuerungspolitisches Ge-
samtkonzept eingebettete Um-
stellung des Rechnungswesens
ist unseres Erachtens wirkungs-
los, da allein durch den Wechsel
des Buchführungssystems weder
die Wirtschafts- und Finanzlage
noch eine kommunale Leistung
unmittelbar verbessert werden.
Vor diesem Hintergrund sollte
sich der Umstellungsprozess
nicht nur auf die Verwaltung be-
schränken, sondern von Anfang
an auch die politischen Entschei-
dungsträger einbeziehen.“

Konzeptionelle Einbindung

Die Umstellung auf das dop-
pische System müsse also in 
ein Gesamtkonzept eingebunden
werden, so der BKPV, in dem
die Ziele festgelegt sind, die mit
dem Wechsel der Buchführung
erreicht und verändert werden
können und sollen. 

„Dabei sollte man sich vor al-
lem auch über die Grenzen des
Wechsels des  Buchungsstils im
Klaren sein: Auch die doppelte
Buchführung liefert wie die Ka-
meralistik letztendlich nur Da-
tenmaterial, das in steuerungs-
relevante Informationen über-
setzt werden muss oder mit an-
deren Worten: Auch die doppelte
Buchführung bewirkt nur das,
was man daraus macht!“ 

Seit September 2005 gibt es

eine „Arbeitsgruppe Doppik“
beim bayerischen Innenministe-
rium. Vertreter der Spitzenver-
bände, des Prüfungsverbandes
sowie einzelner Pilotkommunen
gehören ihr an. Beraten wird
über die Grundlagen für ein spä-
teres Gesetz. Inzwischen haben
sich ohne verbindlichen Rechts-
rahmen die „Pilotgemeinden“
Hallbergmoos und Putzbrunn, da-
neben München, Nürnberg, Kö-
nigsbrunn, auch die Landkreise
Ebersberg und Mühldorf a. Inn in
das Abenteuer der Umstellung
auf das doppelte Haushalts- und
Rechnungswesen gestürzt. 

Der BKPV selbst beteiligt sich
aktiv an der Erarbeitung von for-
mellen und materiellen Vor-
schriften. Eine weitere Arbeits-
gruppe von Städtetag und Land-
kreistag hatte dem Prüfungsver-
band Eckpunkte für Bewer-
tungsrichtlinien zur Hand gege-
ben, die den Erprobungskommu-
nen Beistand zur Gestaltung ei-
ner neuartigen Eröffnungsbilanz
gewähren. 

Auch externe Berater

Für den BKPV sind fundierte
Kenntnisse besonders qualifi-
zierter Mitarbeiter vonnöten für
einen erfolgreichen Start des
neuen Finanzwesens. Dabei
müsse unter Umständen auf 
das Know-how externer Dritter

zurückgegriffen werden. Im üb-
rigen ändere die Nutzung der
doppischen Buchführung nichts
an der Zuständigkeit der örtli-
chen und überörtlichen Prü-
fungsorgane. Nachzulesen sind
im 2005er Geschäftsbericht der
Prüfer detaillierte Empfehlungen
etwa hinsichtlich der erstmaligen
Bewertung von Vermögensge-
genständen in den Eröffnungsbi-
lanzen (erstmalige Inventur!),
bezüglich des Ausweises einer
Ergebnisrücklage oder Pensions-
rückstellungen für die Beamten
sowie einer „produktorientierten
Gliederung des Haushalts“. 

Struktur des 
Haushaltsplans vorlegen

Politik und Verwaltung müs-
sten aber noch unbedingt Struk-
tur und Detaillierungsgrad des
künftigen produktorientierten
Haushaltsplans festlegen, heißt
es weiter. Und abschließend:
„Ein übergeordnetes Ziel der Re-
form des Gemeindehaushalts-
rechts ist u. a. die Vermittlung ei-
nes vollständigen Bildes der
tatsächlichen Vermögens-, Schul-
den-, Ertrags- und Finanzlage
der Kommunen.

Wird aufgrund kurzfristiger
Überlegungen auf die Berück-
sichtigung wesentlicher Ver-
pflichtungen einer Kommune
von vornherein verzichtet, wird
damit ein entscheidender Vorteil
des neuen Haushalts- und Rech-
nungswesens sogleich verspielt.
Zudem besteht die Gefahr, dass
durch gezieltes Weglassen we-
sentlicher Verpflichtungen zu
Lasten künftiger Generationen
der Eindruck tatsächlich nicht
vorhandener Handlungsspielräu-
me erzeugt wird. mhb

Tourismusverband Franken:

Ehrenmedaille für Prof. Grimm
Auf Vorschlag seines 1. Vorsitzenden, Staatsminister Dr.
Werner Schnappauf, verlieh der Tourismusverband Fran-
ken seine Ehrenmedaille an Prof. Dr. Claus Grimm, den
Direktor des Hauses der Bayerischen Geschichte.

Die Verleihung fand im Rahmen der Mitgliederversamm-
lung des Tourismusverbandes Franken im Großen Kurhaussaal
in Bad Steben statt. Mit der Ehrenmedaille würdigt der Touris-
musverband die beispielhafte Zusammenarbeit mit dem Haus
der Bayerischen Geschichte bei der Umsetzung kultureller
Themen durch die Veranstaltung von Landesausstellungen und
Sonderausstellungen sowie kulturhistorischer Projekte.

So steht auch die diesjährige Landesausstellung „200 Jahre
Franken in Bayern“ im Museum Industriekultur in Nürnberg
in der Tradition der großen Ausstellungen des Hauses der
Bayerischen Geschichte zu fränkischen Themen. Eine Ent-
wicklung, die 1984 mit „Glück und Glas“ in Lohr am Main be-
gann und in so erfolgreichen Ausstellungen wie „Reichsstädte
in Franken“ (1987 Rotheburg o.T.), „Siehe der Stein schreit
aus der Mauer“ (1988/89 Würzburg), „Kilian, aller Franken
Patron“ (1989 Würzburg), „Philipp Franz von Siebold“ (Würz-
burg 1993), „Lucas Cranach“ (Kronach 1994), „Bayern ent-
steht“ (Ansbach 1996), „Ein Herzogtum und viele Kronen“
(Coburg 1997), „Bayern & Preußen & Bayerns Preußen“
(Kulmbach 1999), „Kaiser Heinrich II.“ (Bamberg 2002),
„Das Rätsel Grünewald“ (Aschaffenburg 2002/03), sowie
„Edel und frei. Franken im Mittelalter“ (Forchheim 2004) ihre
regelmäßige Fortsetzung fand.

Angesichts des kulturellen Reichtums und der Vielzahl an
historischen Sehenswürdigkeiten in Franken darf man sich
auch für die Zukunft auf Ausstellungen und Kooperationspro-
jekte des Hauses der Bayerischen Geschichte freuen.

Altlastenfall Schonungen:

Einigung über
weiteres Vorgehen

Sinner: Betroffene Grundstückseigentümer brauchen
Klarheit - Kostenbelastung wird auf ein zumutbares

Maß beschränkt

„Unser gemeinsames Ziel ist es, alle von den Altlasten in Scho-
nungen betroffenen Grundstücke dauerhaft altlastenfrei zu stel-
len“, betonte Staatsminister Eberhard Sinner nach einem Ar-
beitsgespräch von Vertretern der Staatsregierung, des Landtags,
des Landkreises, der Gemeinde und der betroffenen Grund-
stückseigentümer in Schonungen. 

Zwischen allen Beteiligten
wurde nach den Worten Sinners
Einigkeit erzielt, dass die seit
April vorliegende Sanierungsva-
riantenstudie mit Blick auf die
materiellen und rechtlichen Vor-
aussetzungen für eine altlas-
tenfreie Zukunft Schonungens
nochmals eingehend beleuchtet
wird. Sinner: „Wir wollen, dass
die betroffenen Grundstücksei-
gentümer, die Gemeinde und der
Landkreis baldmöglichst Klar-
heit über die Sanierung haben.“ 

Gesprächsteilnehmer

An dem Gespräch nahmen ne-
ben Minister Sinner auch die
Landtagsabgeordneten Henning
Kaul, Gerhard Eck, Dr. Otto Hün-
nerkopf, Robert Kiesel und Prof.
Hans Gerhard Stockinger, Land-
rat Harald Leitherer und Bürger-
meister Kilian Hartmann, Mit-
glieder des Schonunger Gemein-
derats sowie Vertreter der Soli-
dargemeinschaft umweltbewus-
ster Bürger (SuB) mit ihrem Vor-
sitzenden Theo Kohmann teil.
Die SuB ist die Interessenge-
meinschaft der betroffenen Bür-
ger Schonungens. An der Verein-
barung des weiteren Vorgehens
waren auch die RAe Wolfgang
Baumann und Dr. Ralf Roßkopf
sowie Dipl.-Geol. Robert Hart-
mann vom Ing.-Büro CDM im
Auftrag der SuB beteiligt.

Sinner begrüßte die Zusage
des Vorsitzenden des Umwelt-
ausschusses im Bayerischen
Landtag Henning Kaul, die 

Variantenstudie im Beisein
von Experten baldmöglichst
im Ausschuss zu erörtern.
Diese Diskussion soll durch
eine Arbeitsgruppe im Landrat-
samt Schweinfurt vorbereitet
werden, an der die SUB mit

stückseigentümer durch seine fi-
nanzielle Beteiligung überfordert
werden.“ Übereinstimmung wur-
de darüber erreicht, dass eine
für die Grundstückseigentümer
möglichst einfache und unbü-
rokratische Lösung anzustreben
ist. Auch was die gemeinde-
eigenen Grundstücke anbelangt,
wird sich die Staatsregierung
bemühen, Möglichkeiten der fi-
nanziellen Unterstützung für die
Gemeinde zu finden.

Arsen und Schwermetalle 
einer Farbenfabrik 

In der Gemeinde Schonungen
wurden Belastungen des Bodens
und des Grundwassers durch ar-
sen- und schwermetallhaltige
Rückstände einer seit 1930 nicht
mehr existierenden Farbenfabrik
gefunden. Betroffen sind nach
derzeitigen Erkenntnissen insge-
samt rund 120 Grundstücke. Ziel
der Sanierung ist es, eine Ge-
fährdung für die menschliche
Gesundheit, Nutzpflanzen und
insbesondere das Grundwasser
dauerhaft auszuräumen. 

Staatsminister Sinner verwies
darauf, dass die Staatsregierung
bereits erhebliche Anstrengun-
gen unternommen hat, um die
Belastung für die Bürger so ge-
ring wie möglich zu halten.
Durch einen öffentlich-rechtli-
chen Vertrag über die Kostentra-
gung im zentralen Untersu-
chungsbereich zwischen Bürger-
initiative, Freistaat, Landkreis
und Gemeinde habe man die Ko-
stenbelastung für die betroffenen
Grundstückseigentümer auf le-
diglich rund sechs Prozent der
bisherigen Untersuchungskosten
reduziert. Sinner: „Wir werden
auch weiterhin den Rahmen des
rechtlich und finanziell Mögli-
chen zur Entlastung der Bürger
in Schonungen ausschöpfen.“  

Eberhard Sinner.

ihren fachlichen und rechtlichen
Experten beteiligt ist. Die Be-
handlung im Bayerischen Land-
tag soll spätestens im September
bzw. Oktober stattfinden.

Unbürokratische Lösung

Sinner hob weiter hervor, dass
der Freistaat zu seiner Zusage
steht, den überwiegenden Teil der
Sanierungskosten zu tragen. Sin-
ner: „Die gesetzlich vorgegebene
Beteiligung der Grundstücksei-
gentümer an den Sanierungsko-
sten soll auf das zumutbare Maß
beschränkt und kein Grund-
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„Wenn es mit dieser Hitze so
weiter geht, berufe ich die
nächste Ratssitzung im Bier-
garten unter den großen Ka-
stanien ein.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, wusste mal
wieder nicht, wie er sich bei
der drückenden Schwüle im
Dienstzimmer einigermaßen
Kühlung verschaffen sollte.

Ich weiß nicht, wie Sie, liebe
Leserinnen und Leser, die letz-
ten schwülheißen Tage ver-
bracht haben. Nachdem das Wetter pünktlich
zum Beginn der Fußballweltmeisterschaft über-
gangslos von „arktisch“ auf „subtropisch“ um-
schaltete, hatte der Körper ja gar keine Zeit,
sich auf den Sommer so richtig einzustellen. Im
Rathaus jedenfalls hätte man einen Film nach
einer Romanvorlage von Joseph Conrad oder
Rudyard Kipling drehen und jeder einzelne von
uns hätte überzeugend einen schwitzenden Ko-
lonialbeamten spielen können.

Wenn es eines überzeugenden Beweises be-
durft hätte, dass nichts mehr so ist, wie es ein-
mal war, dann hat ihn der Juni geliefert. Tempe-
raturen wie sonst Anfang August und trotz Welt-
meisterschaft sowie hektischster Betriebsamkeit
im politischen Berlin eine zu Herzen gehende
Sommerloch-Tiergeschichte. Bruno der Bär und
nicht Steinbrück der Steuererhöher füllte die
Seiten der Gazetten und errang fast mehr Auf-
merksamkeit als Poldi, Schweini und Klinsi
oder wie die Recken des neuen deutschen
Selbstbewusstseins so putzig heißen.

Zwar meinten kundige Zeitgenossen, der Bär
mit dem englischen Decknamen „JJ one“ hätte
Migrationshintergrund, weil er slowenische El-
tern und ein italienisches Zuhause habe. Ich sa-
ge aber: Er war ein echter Bayer. Gemütlich
und stattlich anzusehen, ausdauernd und tritt-
fest in unwegsamen Gelände, schneidig und oh-
ne Respekt vor der Obrigkeit. In einem Land, in
dem seit hundert Jahren das Jennerwein-Lied
ein Evergreen ist und in dem ein Franz-Xaver
Krenkl wegen seiner Unbotmäßigkeit dem Kö-
nig gegenüber (wer ko’, der ko’) Kultstatus ge-
nießt, muss ein Bär Respekt finden, der sich sei-

ner Häscher nicht achtend vor
einer Polizeistation schlafen
legt, auf amerikanische Fallen
nicht reinfällt und seine finni-
schen Verfolger im Hochgebir-
ge schlicht versägt. Ein starker
Anarch also, der erst von
bayerischen Waidmännern zur
Strecke gebracht wurde, was
das Ansehen der Jäger weder
in Öko-Teestuben noch Kin-
derzimmern gehoben hat - ob-
wohl eigentlich jeder wissen

sollte, welch wichtige Rolle die Jäger für das
ökologische Gleichgewicht in unseren Wäldern
haben.

Bei all der Bruno-Mania hatten die besonne-
nen Stimmen fast keine Chance, die die Frage
stellten, ob wir überhaupt bereit wären, unseren
zivilisationsgeprägten Lebensraum mit einem
Tier zu teilen, das frei seinen Instinkten folgt
und über beträchtlich mehr Kraft verfügt als der
Mensch. Denn so innovativ die Wortschöpfun-
gen vom Normalbären über den Problembären
hin zum Schadbären waren - es liegt nun mal in
der Natur eines Bären, Bienenvölker auszuplün-
dern und in ungeschützt weidenden Schafher-
den ein Selbstbedienungsrestaurant ohne Kas-
senschalter zu sehen.

Mein Chef, der Bürgermeister, war jedenfalls
heilfroh, in der heiklen Sache Bruno keine Ent-
scheidungen fällen zu müssen. Über unser ge-
brochenes Verhältnis zur Natur nachzudenken,
lohnt sich seiner Meinung nach aber allemal.
Denn anders lässt es sich nicht nennen, wenn
die halbe Nation glaubt, ein kraftstrotzendes
Wildtier könne ohne weiteres hier leben, ohne
dass auch wir unser Verhalten an die Tatsache
seiner Existenz anpassen müssen. Vielleicht ist es
doch keine Ironie, dass der ausgestopfte Bruno in
das Museum „Mensch und Natur“ soll, sondern
dort könnte der richtige Ort sein, über dieses
Spannungsverhältnis nachzudenken. Einstweilen
lege ich dem Bürgermeister das heutige Kalen-
derblatt hin. Den Satz von Winston Churchill
können sich wechselseitig die Bärenfreunde und
die Bärenskeptiker vorhalten: „Uns Menschen ist
es zwar gelungen, das Raubtier in uns auszu-
schalten, nicht jedoch den Esel.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Bruno der Bär
im Zentrum 

der Aufmerksamkeit

Mit Spezialprogramm
aus dem Besuchertief 

Mainfränkisches Museum hatte 2005 erstmals genug Geld in der Eintrittskasse
Inhaltlich spannende Themen mit einem attraktiven und viel-
fältigen Rahmenprogramm zu verbinden, dieses Konzept ver-
folgt Dr. Claudia Lichte, Leiterin des Mainfränkischen Mu-
seums in Würzburg, seit ihrer Amtseinführung im Jahr 2004
konsequent. Dass ihr ausgefeiltes Konzept aufgeht, bewies un-
ter anderem die Sonderausstellung „aufgetischt“ über Tafelsit-
ten vergangener Zeiten. Die Schau mit vielen Spezialaktionen
sorgte dafür, dass im vergangenen Jahr erstmals seit Grün-
dung des Zweckverbands die im Haushaltsplan festgeschriebe-
ne Höhe der Eintrittsgelder zur Finanzierung des Museumsbe-
triebs erreicht wurde. 

115.000 Euro Eintrittsgelder
soll das Museumsteam den Vor-
gaben des Zweckverbands
gemäß jährlich erwirtschaften.
Bisher gelang dies nie, der

und Bezirk Unterfranken um
300.000 Euro zu entlasten. Vor
drei Jahren musste die Stadt
noch 60 Prozent der Umla-
gesumme von 1,8 Millionen Eu-

er sich einem 35-köpfigen Auf-
sichtsteam der Stadt gegenüber,
das durch einen „unglaublich ho-
hen“ Krankenstand auffiel. Bei
den Mitarbeitern handelte es sich
überwiegend um erkrankte Be-
dienstete der Stadt, die ihren Job
im Garten- oder Straßenamt aus
Gesundheitsgründen nicht mehr
ausüben konnten. Viele dieser
Mitarbeiter gingen inzwischen in
Rente oder wurden versetzt, le-
diglich fünf Angestellte der Stadt
leisten heute noch Aufsicht in
den Museumsräumen. Der Rest
der Aufsichts- und Kassenmann-
schaft bildet das Team einer Fir-
ma, mit dem das Mainfränkische
Museum mittlerweile kooperiert. 

Service-Plus 

Um ein Service-Plus zu errei-
chen, leisten außerdem rund 100
Volunteers freiwillig Dienst im
Museum. Diese, betont Semmel,
nehmen jedoch niemandem den
Arbeitsplatz weg. Die Aufgaben
der ehrenamtlichen Helfer be-
stünden ausschließlich darin,
Museumsbesucher persönlich zu
begrüßen und bei Fragen für sie
da zu sein. Außerdem, so Sem-
mel, führen die Freiwilligen seit
mehreren Monaten eine Besu-
cherbefragung durch: „Dabei
zeichnet sich bisher ab, dass viel
zu wenig Würzburger Bürger in
unser Museum kommen.“ 

Neue Restauratorin

Die Einsparung von 300.000
Euro innerhalb von drei Jahren
gelang, obwohl das Museum
neues Personal erhielt. Im Som-
mer 2005 wurde die Stelle einer
Restauratorin neu besetzt, mit
Sabine Kreitmaier aus Gerolz-
hofen (Kreis Schweinfurt) hielt
Anfang des Jahres eine Museo-
login Einzug in das Haus auf
dem Festungsberg. Ihre Aufgabe
besteht in den kommenden Jah-
ren darin, die rund 70.000 noch
nicht erfassten Exponate des
Museums zu inventarisieren. 

Die an der Hochschule für
Technik, Wirtschaft und Kultur
in Leipzig ausgebildete Mu-
seumsspezialistin, eine von ins-
gesamt 184 Bewerbern auf die
neue Stelle, wird zunächst bis
2009 im Mainfränkischen Muse-
um beschäftigt sein. Ob eine Er-
höhung der Eintrittspreise zu ei-
ner zusätzlichen Einnahme füh-
ren kann, auch das wird aktuell
im Museum überprüft. 

Sponsorensuche

Geschäftsführer Semmel macht
kein Hehl daraus, dass er persön-
lich gegen eine Erhöhung des
Eintrittspreises von derzeit drei
Euro ist. In Zeiten hoher Arbeits-
losigkeit sei dies kontraproduk-
tiv. Nicht vom Tisch ist die seit
2004 schwelende Diskussion um
Eintrittsgelder für Kinder und
Jugendliche. Weil diese das Mu-
seum derzeit kostenlos besuchen
dürfen, besteht auf dem ersten
Blick eine deutliche Diskrepanz
zwischen der Anzahl der Besu-
cher und den Eintrittsgeldern. So
suchten im Jahr 2005 rund
103.000 Menschen das Museum
auf, nicht einmal die Hälfte da-
von leistete jedoch ihren Obolus
an der Museumskasse. 

Gespart werden soll weiterhin
dadurch, dass bei jedem extern
vergebenen Auftrag und jeder
Anschaffung hart um Rabatte
gefeilscht wird. Auch die Jagd
nach Sponsoren wird intensiv
vom Museumsteam betrieben.
Dies jedoch, gibt Semmel zu, ge-
staltet sich in Zeiten, in der jede
Kultureinrichtung um Mäzene
wirbt, äußerst schwierig: „Meist
kommt uns das Stadttheater zu-
vor.“    Text und Bild: Pat Christ

Das Mainfränkische Museum auf der Würzburger Festung 
Marienberg lockte 2005 erstmals wieder mehr Besuch an.

deutschlandweit zu beobachten-
de Besucherrückgang bei Mu-
seen machte auch der Kultur-
einrichtung auf der Festung in
den vergangenen Jahren einen
Strich durch die Rechnung.
„Heuer können wir den Ansatz
erstmals leicht überschreiten“,
freut sich Jürgen Semmel, Ge-
schäftsführer des Zweckver-
bands. 

Insgesamt gelang es Semmel
seit Januar 2003, die Zweckver-
bandsmitglieder Stadt Würzburg

ro finanzieren, der Bezirk hatte
40 Prozent des ungedeckten Be-
darfs zu übernehmen. Im ver-
gangenen Jahr ist laut Semmel
eine Gesamtumlage von nur
noch 1,5 Millionen Euro nötig.
Die Einsparungen wurden haupt-
sächlich durch personelle Ände-
rungen erreicht.

Unzureichende Situation

Als Semmel den Posten des
Geschäftsführers übernahm, sah

Japaner auf Erfolgskurs in der
Wirtschaftsregion Passau

Auf der Suche nach lukrativen Investments entdecken asiati-
sche Unternehmen auch Wirtschaftsregionen außerhalb von
Ballungsräumen für sich. Entscheidend sind Standortfaktoren
wie qualifizierte Arbeitskräfte, eine moderne Universitäts- und
Hochschullandschaft, attraktives Preis-Leistungsverhältnis,
sowie natürlich die Verfügbarkeit hochleistungsfähiger Tele-
kommunikationsstrukturen. 

Die japanische SUMIDA Un-
ternehmensgruppe mit Sitz in
Tokio hat mit der 78-prozentigen
Beteiligung an der börsennotier-
ten VOGT electronic AG die
Wirtschaftsregion Passau für
sich entdeckt. Mit dem Einstieg
des japanischen Konzerns nach
einer stringenten Restrukturie-
rung des VOGT Konzerns ge-
lang den Vorständen Dr. Jürgen
Sturhahn und Larissa Vogel En-
de 2005 die Kehrtwende. 

Das renommierte Unterneh-
men schreibt unter bayerisch-
japanischer Flagge wieder
schwarze Zahlen. „Wir haben
von unseren japanischen Partnern
den Auftrag, am Standort Obern-
zell zu wachsen,“ erklärt Vorstand
Jürgen Sturhahn dem Passauer
Landrat und fügt hinzu: „Abhän-
gig von der zukünftigen Entwick-
lung werden weitere Investitio-
nen bzw. Ansiedlungen erwartet.“

„Wenn ein asiatischer, weltweit
agierender Marktführer im High-
Tech-Bereich in der Wirtschafts-
region Passau investiert, so hat
dies durchaus überregionale Sig-
nalwirkung und spricht für unse-
ren Standort,“ freut sich Landrat
Hanns Dorfner, der sich von den
Vorstandsmitgliedern Dr. Stur-
hahn und Larissa Vogel die aktu-
elle Lage des Konzerns seit Betei-
ligung der Japaner erläutern ließ.
Natürlich ist der bedeutende, in-
novative VOGT Konzern in

Obernzell der Anlass des Invest-
ments der Japaner, aber die at-
traktiven Standortfaktoren könn-
ten dazu beitragen, dass weite-
re asiatische Unternehmen aus
dem High-Tech-Sektor die Wirt-
schaftsregion Passau ebenfalls für
sich entdecken.

Die strategische Lage der Regi-
on Passau inmitten des Dreilän-
derecks Bayern - Tschechien -
Österreich bietet eine hervorra-
gende Nähe zu den Märkten in
Ost- und Südosteuropa. Der Flug-
hafen in München ist von Passau
aus staufrei in ca. 60 Minuten er-
reichbar. Ebenso spricht das her-
vorragende Preis-Leistungsver-

hältnis für sich. Gegenüber Bal-
lungsräumen wie München bietet
die Wirtschaftsregion Passau ei-
nen Kostenvorteil von mehr als
30 Prozent, dies bei einem sehr
hohen Freizeitwert, umgeben von
Europas größtem Golfresort in
Bad Griesbach sowie einer ein-
zigartigen Thermenwelt in Bad
Füssing. 

Wesentlicher Faktor ist und
bleibt die Verfügbarkeit von
qualifiziertem Fachpersonal.
Nur mit Qualifikation und
hohem Automatisierungsgrad
könnten die niedrigen Lohnko-
sten im Ausland kompensiert
werden. Als einen bedeutenden
Standortvorteil benennt Stur-
hahn die sehr geringe Fluktuati-
onsrate. Die heimischen Ar-
beitskräfte der Region Passau
zeichnen sich durch langjährige
Betriebstreue und hohe Produk-
tivität aus.  

Italienischer Verdienstorden
für Regierungspräsident Angerer

Der Italienische Konsul in Nürnberg, Dr. Massimo Darchini,
verlieh im Hotel Maritim Nürnberg im Auftrag des Italienischen
Präsidenten den Verdienstorden „Commendatore della Republi-
ca Italiana“ an Hans Angerer, Regierungspräsident von Ober-
franken. Angerer, 1941 in Berchtesgaden geboren, hatte u. a. ab
1979 im Bayerischen Staatsministerium des Innern fast zwei
Jahrzehnte lang verantwortungsvolle Spitzenfunktionen als Mit-
arbeiter im Ministerbüro, als persönlicher Referent des Amt-
schefs, als Haushaltsreferent und zuletzt als Leiter der Kommu-
nalabteilung wahrgenommen. Seit 1998 ist er als Regierungs-
präsident höchster Repräsentant des Freistaates Bayern im Re-
gierungsbezirk Oberfranken. Mit Ablauf des Jahres 2006 wird
der Geehrte nach weit über drei Jahrzehnten aktiven Dienstes für
den Freistaat Bayern in den Ruhestand treten.

Hermann Schorer (Mitte) mit Landrat-Stellvertreter MdL
Max Strehle (r.) und Schwabmünchens Zweitem Bürgermei-
ster Heinz Schwarzenbacher.

Schwabmünchen:

Kommunale Verdienstmedaille
an Hermann Schorer

Hermann Schorer aus Schwabmünchen wurde von Innenmini-
ster Dr. Günther Beckstein mit der Kommunalen Verdienst-
medaille in Bronze ausgezeichnet. 

Der Stellvertreter des Augs-
burger Landrats und Landtags-
abgeordnete Max Strehle über-
reichte Schorer die Auszeich-
nung, die nur Persönlichkeiten
zuteil wird, die sich in herausra-
gender Weise um die Belange
der kommunalen Selbstverwal-
tung verdient gemacht haben.

In seiner Würdigung betonte
Strehle, dass Schorer auf über
30 Jahre kommunalpolitischen
Wirkens zurückblicken kann. Er
setze sich seit 1972 als Stadtrat
tatkräftig für die Bürgerinnen
und Bürger Schwabmünchens
ein und habe wichtige Impulse
gesetzt. 

Insbesondere in seiner Funk-
tion als Referent für die Land-
und Forstwirtschaft und als

stellvertretender CSU-Frakti-
onsvorsitzender war Schorer an
vielen Entscheidungen der Stadt
und seiner Ortsteile maßgeblich
beteiligt.

Um die Allgemeinheit
verdient gemacht

„Sie haben sich in höchstem
Maße um die Allgemeinheit
verdient gemacht“, so der Vize-
Landrat. Er betonte, dass in ei-
ner Zeit, in der Verantwortungs-
bewusstsein und selbstloses
Handeln Einzelner zum Wohle
der Allgemeinheit keine Selbst-
verständlichkeit mehr darstel-
len, herausragende Beispiele ei-
ne besondere öffentliche Aner-
kennung verdienen.
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Winterdienst · Schneeräum-
geräte · Streumaschinen

Aussenmöblierung

Fahrradabstellanlagen

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kehrmaschinen,
selbstaufnehmende

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

KOMPAN GmbH
Raiffeisenstraße 11 . 24941 Flensburg
Tel.: +49 461 77306-0 . Fax: +49 461 77306-35
E-Mail: kompan.gmbh@kompan.com
www.kompan.com

Spiel-, Sport- und
Freizeitanlagen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Kommunal- und Winterdienst-Technik
W. Gmeiner GmbH & Co. KG

Bgm.-Knoll-Straße 26 · D-92245 Kümmersbruck/Amberg
Tel.: ++49(0)9621/7685-0 · Fax ++49(0)9621/7685-49
E-Mail: info@gmeiner-online.de · www.gmeiner-online.de

®

Inserieren bringt Erfolg!
www.bayerische-gemeindezeitung.de

Abzeichen

Fahnen

Masten

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Kindergarteneinrichtungen

Sportgeräte

Weihnachtsbeleuchtung

dekoration
+ werbung

vertragshandel für

w e i h n a c h t s b e l e u c h t u n g
+ f e s t - i l l u m i n a t i o n e n

p o s t f a c h 1 1 4 1
90519 oberasbach
ruf nürnberg 0911 /693965

telefax 0911 /695963
email: deko-jochum@t-online.de
internet: www.deko-jochum.de

Papierkörbe

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Düngstruper Straße 46 · 27793 Wildeshausen
Telefon: +49(0)4431/935549 · Telefax: +49(0)4431/935588
E-Mail: info@iut-umwelttechnik.de · www.iut-umwelttechnik.de

der
Umwelt

zuliebe
EIN GESCHÄFTSBEREICH DER HYDROTEC TECHNOLOGIES AG

Vorschau auf GZ 14
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 14, die am 20. Juli
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunale Baupolitik
Winterdienstplanung . Kommunalfahrzeuge
Fachliteratur

Manfred Thümmler zum 60. Geburtstag:

Untrügliches Gespür für
das Machbare 

Manfred Thümmler, langjähriger erster Bürgermeister der
Stadt Pegnitz, stellvertretender Landrat des Landkreises Bay-
reuth sowie Bezirksvorsitzender der KPV Oberfranken, feier-
te am 2. Juli seinen 60. Geburtstag. Das tatkräftige Mitglied
des Hauptausschusses der Landes-KPV Bayern begann bereits
1978 mit der Wahl in den Pegnitzer Stadtrat, sich in besonde-
rem Maße für die Belange der Bürger in Pegnitz und allen Ort-
steilen einzusetzen. Dass er sich ob seines herausragenden En-
gagements innerhalb kürzester Zeit einen ausgezeichneten Ruf
erwarb, beweist die Tatsache, dass er nach gerade vier Jahren
Stadtratstätigkeit mit 36 Jahren bei zwei Gegenkandidaten
zum Stadtoberhaupt gewählt wurde. 

Mit seinem Amtsantritt machte
es sich Thümmler zur Aufgabe,
die Eigenständigkeit der gewach-
senen Ortschaften und Ortsge-
meinschaften zu erhalten, gleich-
zeitig aber die einzelnen früher
selbstständigen Gemeinden, die
im Zuge der Gemeindegebietsre-
form nach Pegnitz eingemeindet
wurden, in die Stadt zu integrie-
ren und die neue Großgemeinde
Pegnitz zu einer echten gemein-
schaftlichen Einheit zu formen.

Gemeinschaftliche Einheit

Mit stets ausgewogenen, alle
Ortsteile gleichermaßen berück-
sichtigenden Entscheidungen ist
ihm dies rückblickend hervorra-
gend gelungen. So hat sich der
Jubilar im Bereich der Wasser-
versorgung gegen viele Wider-
stände für einen Ausbau des
Zweckverbands zur Wasserver-
sorgung der Jura-Gruppe und da-
mit für eine auf Jahre gesicherte

Versorgung des gesamten Stadt-
gebiets eingesetzt. Innerhalb we-
niger Jahre wurden praktisch alle
Ortsteile an diese Versorgung an-
geschlossen. Aktuell stellt die
Festlegung der Wasserschutzge-
biete Hollfelder Mulde und Vel-
densteiner Mulde eine neue Her-
ausforderung dar. 

Verfechter von PPP

Insbesondere auf dem Gebiet
der Abwasserbeseitigung hat sich
Thümmler stets bemüht, durch
das Einbinden von Privaten und
deren Know-how (PPP-Modelle)
Investitionskosten zu reduzieren.
So konnten auf diesem Wege die
für die Sanierung und Erweite-
rung der zentralen Abwasseranla-
ge Pegnitz ursprünglich veran-
schlagten Kosten in Höhe von
rund 35 Mio. Euro durch opti-
mierte Planungen auf Grund der
Nutzung eben dieses Know-hows
der privaten Wirtschaft auf 26,5
Mio. Euro gesenkt werden. Sämt-
liche Schulgebäude, für die die
Stadt bzw. der Schulverband Peg-
nitz Sachaufwandsträger sind,
wurden in der bisherigen Amts-
zeit von Bürgermeister Thümm-
ler entweder grundlegend saniert
(Hauptschule) oder neu gebaut
(Grundschule). Auch den weiter-

führenden und überregionalen
Schulen in Pegnitz gilt die unein-
geschränkte Unterstützung des
Rathauschefs. 

Die Stadt Pegnitz war darüber
hinaus eine der ersten Kommu-
nen, die bereits 1994, also vor der
gesetzlichen Forderung, die 100-
prozentige Deckung des Bedarfs
an Kindergartenplätzen sicherge-
stellt hat. Seit 1978 als Schul- und
Jugendreferent des Stadtrats und
anschließend als Bürgermeister
ist Thümmler das „Soziale Peg-
nitz“ ein besonderes Anliegen,
weshalb er unterschiedlichste Ak-
tivitäten in allen Bereichen des
sozialen Miteinanders nachhaltig
unterstützt. So bereitet er derzeit
die Gründung eines Förder-
und/oder Stiftungsvereins „Peg-
nitz für Kinder“ vor. 

Entscheidender „Motor“

Die Stadt Pegnitz ist eine der
wenigen kreisangehörigen Ge-
meinden ihrer Größenordnung
(15.000 Einwohner), die Träger
eines Krankenhauses waren. Das
Stadtkrankenhaus Pegnitz (Ver-
sorgungsstufe I, 125 Planbetten)
wurde früher als Regiebetrieb ge-
führt. Gerade auf diesem Gebiet
hat Thümmler frühzeitig viel
Überzeugungsarbeit geleistet und
schließlich 1997 durchgesetzt,
das Haus in ein Selbstständi-
ges Kommunalunternehmen - das 
erste in Bayern - umzuwandeln.
Die letzte für den Fortbestand des
Krankenhauses eminent wichtige
Entscheidung war der Verkauf
des Hauses an die Sana Klinik
GmbH. Auch hier war Thümmler

der entscheidende „Motor“, der
frühzeitig erkannte, dass das Haus
- u. a. aufgrund der vom Bund
festgelegten Konvergenzkriterien
- unter kommunaler Führung
nicht überlebensfähig ist. 

Durch unbürokratische Ent-
scheidungen hat der Jubilar auch
den Arbeitsmarkt nachhaltig posi-
tiv beeinflusst. Zudem wurden
mit der Überarbeitung des
Flächennutzungsplans für das ge-
samte Stadtgebiet (rund 100 km2)
und der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen für viele Einheimi-
sche Baumöglichkeiten am Ort
geschaffen. 

„AK Unser Pegnitz“

In der bisherigen Amtszeit von
Bürgermeister Thümmler wur-
den in die Bereiche Stadtsanie-
rung und Dorferneuerung rund
30 Mio. Euro investiert. Das
Stadtoberhaupt legte dabei größ-
ten Wert darauf, dass die einzel-
nen Maßnahmen nicht nur der
Sicherung erhaltenswürdiger 
Gebäude und Ensembles, son-
dern auch und gerade der Stär-
kung örtlicher Gemeinschaften
dienen. Auf seine engagierte Ini-
tiative hin wurde der „Arbeits-
kreis Unser Pegnitz“ gegründet,
in dem viele Einzelhändler, Ge-
werbetreibende und Selbststän-
dige der Innenstadt zusammen-
geschlossen sind. 

Völlig neue Wege hat der ein-
gefleischte Kommunalpolitiker
auf dem Gebiet der interkommu-
nalen Zusammenarbeit beschrit-
ten. Mit seinem unnachahm-
lichen Gespür für Entwicklungen

und Tendenzen hat er eine Ar-
beitsgemeinschaft mit weiteren
Gemeinden initiiert, die sich 
aktuell am 7. Juni zur „AG 
Wirtschaftsband A 9-Fränkische
Schweiz“ zusammengeschlossen
hat. Großen Wert legt Thümmler
auf die Förderung der Jugend und
des Sports. Auf seine Initiative 
ist es zurückzuführen, dass der
Stadtrat bereits 1984 den so ge-
nannten Null-Tarif für Sportstätten
eingeführt hat: Sämtliche Sport-
vereine mit Sitz in Pegnitz können
Sportstätten für den Bereich der
Schüler und Jugend größtenteils
unentgeltlich nutzen, die anfallen-
den Mieten werden von der Stadt
Pegnitz übernommen. 

Kämpfer für das Ehrenamt

Die „Volkshochschule Pegnitz
e. V.“ hat der Jubilar von beschei-
denen Anfängen zu einer moder-
nen Einrichtung der Volksbildung
weiter entwickelt. Das heutige
Angebot wird überregional ange-
nommen. Die Teilnehmerzahlen
haben sich von wenigen hundert
auf über 4.000 gesteigert. Als
Vorsitzender des „Vereins Hilfe
für das behinderte Kind e. V.“
setzt er sich intensiv für die För-
derung lern- und körperbehinder-
ter Kinder und Jugendlicher ein.
Der Verein ist Träger von drei
Förderschulen in Pegnitz, Wei-
denberg und Bayreuth.

Manfred Thümmler ist ein Ver-
fechter des Ehrenamtes. Auch
hier geht er mit gutem Beispiel
voran und bekleidet in zahlrei-
chen Vereinen verantwortliche
Positionen. DK


